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Zu diesem Heft

Der Bundestag hat das Zukunftsfinanzie-
rungsgesetz verabschiedet, allerdings oh-
ne den Vorschlag der Bundesregierung zu
�bernehmen, die Steuerbefreiung nach § 4
Nr. 8 Buchst. a und g UStG auf die Verwal-
tung von Krediten und Kreditsicherheiten
durch die Kreditgeber auszudehnen; der
Bundesrat hat dem Gesetz zugestimmt
(S. 1).
Mit Urteil vom 5.10.2023 entschied der
EuGH in einem polnischen Fall, dass bei
der Abgabe zubereiteter Milchmischge-
tr�nke zwei unterschiedliche erm�ßigte
Mehrwertsteuers�tze gelten k�nnen, je
nachdem, ob sie im Einzelhandel verkauft
werden oder auf Bestellung eines Kunden
zum sofortigen Verzehr zubereitet und
warm abgegeben werden. Aber es gibt
noch weitere Voraussetzungen, die nach
Auffassung des EuGH zu pr�fen sind (S. 1).
Mit Schreiben vom 30.11.2023 hat das BMF
zahlreiche Einzelfragen bei der Anwen-
dung des Nullsteuersatzes f�r bestimmte
Photovoltaikanlagen beantwortet, die als
Erg�nzung zum BMF-Schreiben vom
27.2.2023 anzusehen sind (S. 8).
Bei bestimmten Gesellschafterwechseln
und Anteils�bertragungen wird nach § 1
Abs. 2a bis 3a GrEStG ein steuerbarer
Rechtstr�gerwechsel an Grundst�cken fin-
giert, wenn den betreffenden Gesellschaf-
ten im Zeitpunkt der Verwirklichung
Grundbesitz geh�rt. Grunds�tzlich gilt
dabei: Ob ein Grundst�ck zum Verm�gen
einer Gesellschaft geh�rt, richtet sich we-
der nach dem Zivilrecht noch nach § 39
AO. Maßgebend ist vielmehr die grunder-
werbsteuerliche Zurechnung. In Gleich
lautenden Erlassen der obersten Finanzbe-
h�rden der L�nder wird n�her ausgef�hrt,
ob und wann ein Grundst�ck zum Verm�-
gen einer Gesellschaft geh�rt bzw. ob und
wann es ihr f�r die Erg�nzungstatbest�nde
in § 1 Abs. 2a bis 3a GrEStG zuzurechnen
ist (S. 13).
Mit Urteil vom 12.10.2023 entschied der
EuGH, dass Art. 63 bis 65 AEUV einer Re-
gelung eines Mitgliedstaats (hier: § 13c

Abs. 1 und 3 ErbStG) entgegen steht, die
vorsieht, dass ein zum Privatverm�gen ge-
h�rendes bebautes Grundst�ck, das zu
Wohnzwecken vermietet wird, bei der Be-
rechnung der Erbschaftsteuer mit seinem
vollen gemeinen Wert angesetzt wird,
wenn es in einem Drittland (hier: Kanada),
das nicht Partei des EWR-Abkommens ist,
belegen ist, w�hrend es mit 90 % seines
gemeinen Werts angesetzt wird, wenn es
im Inland, in einem anderen Mitgliedstaat
oder in einem Staat, der Partei des
EWR-Abkommens ist, belegen ist (S. 15).

Glockner befasst sich mit der Vergabe von
Oldtimer-Kennzeichen. Der Bundesrech-
nungshof habe bem�ngelt, dass die Verga-
be darauf hinauslaufe, dass entgegen der
Intention des Gesetzgebers auch Alltags-
fahrzeuge bei der KraftSt beg�nstigt w�r-
den. Sein Beitrag beleuchtet die Hinter-
gr�nde und nimmt zu den aufgeworfenen
Streitfragen Stellung (S. 16).

Klink befasst sich mit dem Aufteilungsge-
bots des § 4 Nr. 12 Satz 2 UStG, das der
BFH mit Urteil vom 17.8.2023 aufgrund
einer Entscheidung des EuGH verworfen
hat. Sie stellt die Konsequenzen f�r die be-
troffene Unternehmen dar und geht der
Frage nach, ob diese Rechtsprechungs�n-
derung ebenfalls �nderungen bei anderen
(vermeintlichen) Aufteilungsgeboten zur
Folge haben k�nnte (S. 23).

Grunds�tzlich ist der Investitionskostenzu-
schuss eines Vermieters an seinen Mieter
f�r eine Baumaßnahme auf dem vermiete-
ten Grundst�ck Entgelt f�r eine Werkliefe-
rung des Mieters, wenn der Mieter dem
Vermieter damit einen wirtschaftlichen
Vorteil zuwendet. Weber geht in seinem
Beitrag der Frage nach, wie ein Fall zu be-
urteilen ist, in dem der Investitionskosten-
zuschuss als „nicht zweckgebunden“ be-
zeichnet wird, nicht erkennbar ist, wof�r
der Zuschuss tats�chlich geleistet wurde
und der Vermieter sich selbst außerstande
sieht, diese Frage zu beantworten (S. 26).

J�rg Kraeusel
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UVR-Aktuell

Umsatzsteuer

Bearbeiter: Diplom-Finanzwirt Leonard Joost [lj],
D�sseldorf, sowie Mathias Szab� [ms], D�sseldorf
Bearbeiter: Ministerialdirigent a.D. J�rg Kraeusel [jk],
Erding

Gesetzgebung Deutschland

Gesetz zur Finanzierung von zukunfts-
sichernden Investitionen (Zukunftsfinanzie-
rungsgesetz – ZuFinG) verabschiedet

Deutscher Bundestag v. 17.11.2023,
BR-Drucks. 587/23; Bundesrat v. 24.11.2023,
BR-Drucks. 587/23 (B).

UStG § 4 Nr. 8 Buchst. h.

Mit dem Gesetzentwurf der Bundesregierung sollten
eigentlich die umsatzsteuerlichen Befreiungstatbe-
st�nde in § 4 Nr. 8 UStG auf die Verwaltung von Kre-
diten und Kreditsicherheiten durch die Kreditgeber
ausgedehnt werden.1) Allerdings hat der Bundestag
diesen Vorschlag, mit dem die Buchst. a und g in § 4
Nr. 8 UStG ge�ndert werden sollten, nicht �bernom-
men.2)

Es bleibt aber bei der Erweiterung der Steuerbefreiung
in Buchst. h hinsichtlich der Verwaltungsleistungen
von alternativen Investmentfonds (AIF) nach § 1 Abs. 2
Kapitalanlagegesetzbuch. Bislang erfasst die Befrei-
ung nur die Verwaltungsleistungen spezieller AIF,
welche hierf�r den gleichen Wettbewerbsbedingun-
gen wie Investmentfonds i.S.d. OGAW-Richtlinie un-
terliegen m�ssen.

Der Bundesrat hat dem Gesetz zugestimmt, so dass es
nach Ausfertigung und Verk�ndung durch den Bun-
despr�sidenten in Kraft treten kann.

Hinweis: Der Gesetzesbeschluss soll im Vergleich
zum Gesetzentwurf3) zu einem Entfall von Steuer-
mindereinnahmen i.H.v. 100 Millionen j f�hren.4)

Literatur: Bartelt/Geberth, Regierungsentwurf eines
Zukunftsfinanzierungsgesetzes (ZuFinG), DStR-Aktu-
ell 2023, 174; Jähne/Grupe, Das geplante Zukunftsfi-
nanzierungsgesetz (ZuFinG), NWB 2023, 2755. [jk]

Rechtsprechung

Erm�ßigter Steuersatz bei
Milchmischgetr�nken
EuGH v. 5.10.2023, Dyrektor Krajowej Informacji
Skarbowej, C-146/22, StEd 2023, 615.

MwStSystRL Art. 98 Abs. 2 i.V.m. Anhang III Nr. 1 und
12a; UStG § 12 Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. Anlage 2 Nr. 4.

Grunds�tzlich unterliegen Lieferungen und sonstige
Leistungen dem Regelsteuersatz, es sei denn, die Mit-
gliedstaaten haben unter R�ckgriff auf den unionsrecht-
lichen Spielraum bestimmte Leistungen dem erm�ßigten
Steuersatz unterworfen. Sinn und Zweck des erm�ßigten
Steuersatzes ist es, die Kosten f�r bestimmte, als unent-
behrlich erachtete Leistungen zu senken und den End-
verbraucher somit zu entlasten.5) So ist es nach st�ndiger
h�chstrichterlicher Rechtsprechung Aufgabe der Mit-
gliedstaaten, n�her zu bestimmen, welche Leistungen
dem erm�ßigten Steuersatz unterliegen.6) Dabei ist der
Mitgliedstaat in seiner Methodik zur Abgrenzung frei,

1) Vgl. dazu UVR 2023, 322.
2) Zum Gesetzesbeschluss vgl. BR-Drucks. 587/23.
3) BT-Drucks. 20/8292.
4) Vgl. Beschlussempf. und Bericht des FzA des Bundestages,

BT-Drucks. 20/9363, 130.
5) EuGH v. 22.4.2021, C-703/19, Rz. 37, MwStR 2021, 567 =

HFR 2021, 732.
6) EuGH v. 22.4.2021, C-703/19, Rz. 38, MwStR 2021, 567 =

HFR 2021, 732.
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solange der unionsrechtliche Rahmen und der Grund-
satz der steuerlichen Neutralit�t eingehalten wird.7) So-
mit k�nnen sogar Leistungen, die der gleichen Kategorie
nach Anhang III angeh�ren, unterschiedlichen Steuer-
s�tzen unterliegen.8)

Im Streitfall betrieb die Kl�gerin eine Kaffeehauskette
in Polen. Darin vertrieb sie das Getr�nk „Classic Hot
Chocolate“, bei dem es sich um eine heiß gemachte
Schokolade auf der Basis von Milch und Schokoladen-
sauce handelte. Die Kl�gerin bat die Steuerverwaltung
um eine verbindliche Auskunft zur Anwendung des
zutreffenden Steuersatzes. Diese vertrat die Auffas-
sung, dass der Verkauf der heiß gemachten Schokola-
de – unabh�ngig davon, ob dieser zur außerh�usige
Lieferung oder zum Verzehr an Ort und Stelle erfolgte
– mit der Zubereitung und Abgabe zum unmittelbaren
Verzehr einhergehe. Somit liege eine ern�hrungsbezo-
gene Dienstleistung vor, auf die der erm�ßigte Steuer-
satz von 8 % Anwendung finde.

Die Kl�gerin ist hingegen der Auffassung, das Getr�nk
unterliege insgesamt dem erm�ßigten Steuersatz von
5 %. Die Ware �hnele der Lieferung von Getr�nken
auf Milchbasis im Einzelhandel, sodass in der unter-
schiedlichen Bemessung des Steuersatzes eine Verlet-
zung des Grundsatzes der Neutralit�t der Mehrwert-
steuer liege.

Daraufhin legte das zust�ndige polnische Gericht dem
EuGH die Frage vor, ob Art. 98 MwStSystRL i.V.m. An-
hang III Nr. 1 und 12a und mit Art. 6 DVO Nr. 282/2011
sowie mit dem Grundsatz der steuerlichen Neutralit�t
dahin auszulegen ist, dass er einer nationalen Rege-
lung entgegensteht, nach der f�r Lebensmittel, die
aus derselben Hauptzutat bestehen und aus Sicht
eines Durchschnittsverbrauchers zur Deckung dessel-
ben Bedarfs bestimmt sind, zwei unterschiedliche er-
m�ßigte Mehrwertsteuers�tze gelten, je nachdem, ob
sie im Einzelhandel verkauft werden oder ob sie auf
Bestellung eines Kunden zum sofortigen Verzehr zube-
reitet und warm abgegeben werden.

Der EuGH entschied, dass in solchen F�llen zwei un-
terschiedliche erm�ßigte Mehrwertsteuers�tze gelten
k�nnen. Der maßgebliche Steuersatz sei davon abh�n-
gig, ob sie im Einzelhandel verkauft werden oder ob
sie auf Bestellung eines Kunden zum sofortigen Ver-
zehr zubereitet und warm abgegeben w�rden. Voraus-
setzung sei allerdings, dass diese Lebensmittel trotz
der gemeinsamen Hauptzutat keine �hnlichen Eigen-
schaften haben oder die zwischen ihnen – einschließ-
lich der mit der Lieferung einhergehenden unterst�t-
zenden Dienstleistungen – bestehenden Unterschiede
die Entscheidung des Durchschnittsverbrauchers er-
heblich beeinflussen.

Hinweis: Wegen der Art und Weise der heiß ge-
machten Schokolade im Urteilsfall und vergleichba-
rer verzehrfertiger Schokoladengetr�nke im Einzel-
handel begr�ndet das nationale Gericht den
Unterschied der Steuers�tze mit der unterschiedli-
chen Darbietung der Leistungen. W�hrend die heiß
gemachte Schokolade auf Bestellung f�r den Kun-
den zubereitet und unmittelbar verzehrt wird, ge-
schieht dies bei vergleichbaren verzehrfertigen
Getr�nken im Einzelhandel gerade nicht. Umsatz-
steuerlich ergibt sich hieraus eine Differenzierung
hinsichtlich der Annahme einer Dienstleistung oder

eben eine Lieferung mit den entsprechenden Folgen
hinsichtlich des Steuersatzes.

Unionsrechtlich ist die Unterscheidung zul�ssig, da
Anhang III zur MwStSystRL den entsprechenden
Raum gibt. Das nationale Gericht hat nun zu �ber-
pr�fen, ob der Grundsatz der steuerlichen Neutrali-
t�t bei der Unterscheidung hinreichend ber�cksich-
tigt wird. Daf�r ist insb. zu pr�fen, ob die Getr�nke
aus der Sichtweise des Durchschnittsverbrauchers
untereinander austauschbar oder vergleichbar sind.

Die Getr�nke k�nnten sich schon allein deswegen
�hneln, weil sie aus derselben Hauptzutat (Milch)
bestehen und eine �hnliche Konsistenz und �ußeres
Erscheinungsbild aufweisen. Eine Unterscheidung
kann sich in Bezug auf Geschmack, Konsistenz und
Geruch jedoch dadurch ergeben, dass das Produkt
der Kl�gerin heiß angeboten wird und sich damit
auf die vorbenannten Eigenschaften erheblich aus-
wirken kann. Dar�ber hinaus hat das vorlegende
Gericht aber festgestellt, dass der gleiche Bedarf
mit einem ges�ßten nichtalkoholischen Getr�nk ge-
deckt werden kann.

Zuletzt muss das anrufende Gericht untersuchen, ob
die Unterschiede in den fraglichen Produkten die
Kaufentscheidung der Endverbraucher f�r das je-
weilige Produkt beeinflussen.9) Der EuGH deutet zu-
mindest an, dass er in der jeweiligen Bed�rfnis-
befriedigung eine relevante Differenz sieht, die
letztlich die Entscheidung des Endverbrauchers be-
einflusst.

Zusammengefasst wird das vorlegende Gericht ers-
tens zu pr�fen haben,

– ob die im Ausgangsverfahren in Rede stehenden
Milchgetr�nke �hnliche Eigenschaften haben,

– zweitens, ob sie beim Verbraucher denselben Be-
d�rfnissen dienen, und

– drittens, ob die Unterschiede zwischen diesen
Milchgetr�nken einen bestimmenden Einfluss
auf die Entscheidung des Durchschnittsverbrau-
chers, eines dieser Getr�nke zu kaufen, haben.

Insoweit weist der EuGH darauf hin, dass bereits
dann, wenn das dritte Kriterium erf�llt ist, davon
ausgegangen werden kann, dass die betreffenden
Gegenst�nde oder Dienstleistungen nicht gleichar-
tig sind, und es somit nicht gegen den Grundsatz
der steuerlichen Neutralit�t verst�ßt, auf sie unter-
schiedliche erm�ßigte Mehrwertsteuers�tze anzu-
wenden.

Fazit: Die vorliegende Entscheidung des EuGH ist
aus nationaler Perspektive im Lichte der Rechtspre-
chung zu den Holzhackschnitzeln zu sehen. Darin
hatte der EuGH entschieden, dass es nicht auf die
Eingruppierung in die KN-Tabelle (Anlage 2 zum
UStG) ankommt, solange ein identischer Bedarf be-
dient wird (Holz zum Heizen).

7) EuGH v. 22.4.2021, C-703/19, Rz. 40, 43, MwStR 2021, 567 =
HFR 2021, 732.

8) EuGH v. 22.4.2021, C-703/19, Rz. 42, MwStR 2021, 567 =
HFR 2021, 732.

9) EuGH v. 9.9.2021, Phantasialand, C-406/20, Rz. 41, MwStR
2021, 807 = HFR 2021, 1130.
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Art. 6 MwSt-DVO hilft im Streitfall nicht weiter, weil
der Unionsgesetzgeber, um einen steuerbaren Um-
satz als „Restaurant- und Verpflegungsdienstleis-
tungen“ einzustufen, weder den Lebensmitteln
selbst noch der Art der Zubereitung von Speisen
oder ihrer Lieferung entscheidende Bedeutung bei-
messen wollte, sondern der Bereitstellung von unter-
st�tzenden Dienstleistungen, die mit der Abgabe
von zubereiteten Speisen einhergehen, wobei diese
Dienstleistungen ausreichend sein m�ssen, um den
sofortigen Verzehr dieser Speisen zu gew�hrleisten,
sowie im Verh�ltnis zu deren Abgabe �berwiegen
m�ssen.10) Um solche Dienstleistungen ging es im
Streitfall gerade nicht, sondern um das Erhitzen des
Getr�nks, das vom EuGH als „Nebendienstleistung“
bezeichnet wird.

Fest steht, dass im Ergebnis der Bedarf nach einem
schokoladigen Milchgetr�nk gedeckt wird, es je-
doch offensichtlich auch auf die M�glichkeit des
Verzehrs anzukommen scheint. Daher ist bei einer
�bertragung der Rechtsprechung im Detail zu pr�-
fen, ob tats�chlich der identische Bedarf des steuer-
satzerm�ßigten Guts bedient wird.

Literatur: Glockner, Keine selektive Anwendung des
erm�ßigten Steuersatzes auf aus Sicht des Verbrau-
chers austauschbare Waren, UVR 2022, 283; Neeser,
Austauschbar oder vergleichbar? – Die fragw�rdige
Entscheidung des BFH zu Holzhackschnitzeln und de-
ren dramatische Auswirkungen, UVR 2022, 274;
Widmann, Haupt- und Nebenleistungen – ein immer
aktuelles Umsatzsteuerthema Zum derzeitigen Streit-
stand, UR 2022, 7. [lj], [ms]

Kostenlose Beigaben bei (Zeitschriften-)
Abonnements

EuGH v. 5.10.2023, Deco Proteste – Editores, C- 505/22,
HFR 2023, 1121 = DStR 2023, 2279.

MwStSystRL Art. 2 Abs. 1, Art. 16 Abs. 1; UStG § 1
Abs. 1 Nr. 1, § 3 Abs. 1b.

Im Mehrwertsteuerrecht ist grunds�tzlich jeder Um-
satz als eigene und selbst�ndige Leistung zu betrach-
ten. Wenn ein Umsatz jedoch mehrere Elemente
umfasst, stellt sich die Frage, ob es sich um eine ein-
heitliche Leistung handelt oder um mehrere eigene,
getrennt zu beurteilende Leistungen. In Abweichung
dieser Regel darf zum einen ein Umsatz, der eine wirt-
schaftlich einheitliche Leistung darstellt, im Interesse
eines funktionierenden Mehrwertsteuersystems nicht
k�nstlich aufgespalten werden.11) Zum anderen stellt
ein wirtschaftlicher Vorgang dann eine einheitliche
Leistung dar, wenn ein oder mehrere Teile als die
Hauptleistung, andere Teile dagegen als Nebenleis-
tungen anzusehen sind, die das steuerliche Schicksal
der Hauptleistung teilen.

Auch in dem portugiesischen Verfahren ging es um die
Problematik von Haupt- und Nebenleistungen und de-
ren unterschiedliche Besteuerung. Die Kl�gerin Deco
Proteste, ein in Portugal ans�ssiges Unternehmen, ver-
trieb u.a. Zeitschriften zum Thema Verbraucherschutz
ausschließlich i.R.e. Abonnements. Zur Neukundenge-
winnung wurde neuen Abonnenten eine Abo-Pr�mie

in Form eines Tablets oder Smartphones beigegeben.
Obwohl keine Mindestbezugsdauer f�r die Zeitschrift
festgelegt war, konnten die Abonnenten nach Zahlung
der ersten Monatsrate selbst im Fall der K�ndigung
des Abonnements die Abo-Pr�mie behalten. Die von
der Kl�gerin ausgestellten Rechnungen wiesen aus-
schließlich den erm�ßigten Steuersatz aus ohne Hin-
weis auf die Abo-Pr�mie.

Die portugiesische Steuerbeh�rde war hingegen der
Ansicht, dass es sich bei den Abo-Pr�mien um Ge-
schenke und damit um unentgeltliche Wertabgaben
gehandelt habe. Sie unterwarf daher die Lieferung
dieser Geschenke unter Heranziehung des Einkaufs-
preises und des Regelsteuersatzes der Mehrwertsteu-
er.

Das oberste portugiesische Gericht legte daraufhin
dem EuGH u.a. die Frage vor, ob der Erhalt eines Ge-
schenkes beim Abschluss eines Zeitschriftenabonne-
ments eine unentgeltliche Zuwendung darstellt, ein in-
tegraler Bestandteil eines einzigen entgeltlichen
Umsatzes „Abonnement“ ist oder ob es sich um eine
eigene entgeltliche Lieferung neben dem Abonnement
handelt.

Der EuGH entschied, dass die Gew�hrung einer
Abo-Pr�mie als Gegenleistung f�r den Abschluss
eines Zeitschriftenabonnements eine Nebenleistung
zu der in der Lieferung von Zeitschriften bestehen-
den Hauptleistung darstellt, die unter den Begriff
„Lieferung von Gegenst�nden gegen Entgelt“ im
Sinne dieser Bestimmungen f�llt und nicht als unent-
geltliche Zuwendung von Gegenst�nden anzusehen
ist.

Hinweis: Der EuGH nimmt die umsatzsteuerrechtli-
che Pr�fung der vorgelegten Frage recht schnell und
kurz vor. So pr�ft er nach den o.g. Grunds�tzen, ob
die Abo-Pr�mien eine Nebenleistung zum Abonne-
ment als Hauptleistung darstellen k�nnen.

Entsprechend der Rechtsprechung des EuGH12) ist in
diesem Zusammenhang f�r das Vorliegen einer Ne-
benleistung das Kriterium zu ber�cksichtigen, dass
aus der Sicht des Durchschnittsverbrauchers kein
eigenst�ndiger Zweck der Leistung vorliegt. So ist
eine Leistung als Nebenleistung zu einer Hauptleis-
tung anzusehen, wenn sie f�r die Kundschaft keinen
eigenen Zweck, sondern das Mittel darstellt, um die
Hauptleistung des Leistungserbringers unter opti-
malen Bedingungen in Anspruch zu nehmen. Ein In-
diz hierf�r ist der Wert der beiden Leistungselemen-
te, wobei sich der eine im Verh�ltnis zum anderen als
gering oder gar marginal herausstellt (vgl. auch
Abschn. 3.10 Abs. 5 UStAE).

Anschließend hieran stellt der EuGH fest, dass die
Gew�hrung von Abo-Pr�mien f�r den Abschluss

10) Vgl. EuGH v. 22.4.2021, Dyrektor Izby Administracji
Skarbowej w Katowicach, C-703/19, Rz. 58, HFR 2021, 732.

11) Nach dem Urteil des EuGH v. 4.3.2021, Frenetikexito,
C-581/19, HFR 2021, 525, ist davon auszugehen, dass eine
einheitliche Leistung dann vorliegt, wenn mehrere Einzelleis-
tungen oder Handlungen des Steuerpflichtigen f�r den Kun-
den so eng miteinander verbunden sind, dass sie objektiv
eine einzige untrennbare wirtschaftliche Leistung bilden, de-
ren Aufspaltung wirklichkeitsfremd w�re.

12) EuGH v. 4.3.2021, Frenetikexito, C-581/19, HFR 2021, 525.
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eines neuen Abonnements integraler Bestandteil der
Gesch�ftsstrategie der Kl�gerin war, da Abonne-
ments erheblich h�ufiger abgeschlossen wurden,
wenn sie mit Abo-Pr�mien verbunden waren. Es be-
stand somit nach Ansicht des EuGH ein klarer Zu-
sammenhang zwischen der Gew�hrung eines Ge-
schenks und dem Abonnement f�r die Zeitschriften:

Der EuGH sieht in der Verbindung der beiden Leis-
tungselemente aber keine komplexe Leistung ande-
rer Art,13) da die Elemente nicht untrennbar mitein-
ander verbunden waren: Die Verl�ngerung eines
Abonnements f�hrte nicht zur Gew�hrung einer
neuen Pr�mie und die Kl�gerin f�hrte auch Werbe-
kampagnen durch, ohne Abo-Pr�mien anzubieten.

Der EuGH sieht jedoch Anhaltspunkte daf�r, dass
eine mit einer Nebenleistung verbundene Hauptleis-
tung vorliegt. Die Gew�hrung einer Abo-Pr�mie
stelle n�mlich einen Anreiz f�r das Abonnement
dar und diene nur dem Zweck, die Zahl der Abon-
nenten zu erh�hen und damit die Gewinne zu stei-
gern. Die Gew�hrung einer solchen Pr�mie hat da-
her auch aus Sicht des Durchschnittsverbrauchers,
der mindestens eine Monatsrate f�r ein Abonnement
bezahlt, um die Pr�mie zu erhalten, keinen eigen-
st�ndigen Zweck.

Außerdem wiesen die Kl�gerin und auch die
EU-Kommission nach Ansicht des EuGH „zu Recht“
darauf hin, dass es die Abo-Pr�mie den neuen Abon-
nenten erm�glicht habe, die Hauptdienstleistung
des Dienstleisters – die Lekt�re der Zeitschriften –
unter optimalen Bedingungen in Anspruch zu neh-
men, da mit Hilfe eines Tablets oder eines Smartpho-
nes z.B. der Zugriff auf eine digitale Fassung dieser
Zeitschriften m�glich sei.

Fazit: Die Finanzverwaltung stellt in Abschn. 3.3
Abs. 20 UStAE recht undifferenziert dar, dass die
Gew�hrung von Sachpr�mien von Zeitungs- und
Zeitschriftenverlagen an die Neuabonnenten einer
Zeitschrift, die ein l�ngerfristiges Abonnement ab-
geschlossen haben, regelm�ßig entgeltliche Liefe-
rungen bzw. einheitliche entgeltliche Leistungen
darstellt. Sowohl die Einschr�nkung „regelm�ßig“
als auch die offene Formulierung, ob es sich um ein-
heitliche Lieferungen oder nicht handelt, lassen hier
bisher f�r die Praxis viele Fragen offen.

Auch der BFH hat sich in der Vergangenheit bereits
mit der Frage befasst.14) Nach seiner Auffassung ist
in entsprechenden F�llen eine Einzelfallpr�fung vor-
zunehmen; wenn die Zeitschriftenlieferung den
charakterbestimmenden Schwerpunkt der Leistung
bildet, ist insgesamt der erm�ßigte Steuersatz an-
wendbar.

Anderer Ansicht war j�ngst das FG Hamburg.15) Die-
ses sah die Gew�hrung von Sachpr�mien nicht als
Nebenleistung an, da diese seiner Ansicht nach
einen eigenen Zweck verfolge und nicht nur das
Mittel darstelle, um die Lieferung von Zeitschriften
in einem Abonnement unter optimalen Bedingungen
in Anspruch zu nehmen.

Das EuGH-Urteil wird in die Problematik wieder
reichlich „Wind“ hineinbringen und die rechtliche
Beurteilung geh�rig durcheinanderw�rfeln, denn es
ist zu erwarten, dass sich betroffene Unternehmer

(u.a. Verlage, Zeitschriftenvertriebe) auf die f�r sie
g�nstige Rechtsprechung des EuGH berufen wer-
den, um den vollen Vorsteuerabzug aus der Anschaf-
fung der Pr�mien bei gleichzeitiger erm�ßigter Be-
steuerung als Nebenleistung in Anspruch zu
nehmen.

Vorsicht ist jedoch bei einer zu weiten Auslegung
der Urteilsgrunds�tze des EuGH geboten: Ob zum
Beispiel auch die Zugabe eines Fernsehers zu
einem Zeitschriftenabonnement als Nebenleistung
angesehen werden k�nnte, ist zumindest vor dem
Hintergrund (er erm�glicht die optimale Inanspruch-
nahme der Hauptleistung „Abonnement“) fraglich.

Literatur: Barche, Sachpr�mien bei Abschluss eines
Zeitschriftenabonnements, EFG 2022, 890, 896; Grebe,
Sachpr�mien bei Abschluss v. Zeitschriftenabonne-
ments, UStB 2022, 285, 287; Hammerl/Brohl, Umsatz-
steuerliche Behandlung von Kundenbindungsprogram-
men, NWB 2022, 1360, 1370; Prätzler, Sachpr�mien
bei Abschluss eines Zeitschriftenabonnements, juris-
PR-SteuerR 26/2022 Anm. 5; Weimann, Lieferung von
Sachpr�mien als Gegenleistung f�r die Anwerbung
neuer Kunden, AStW 2020, 812. [lj], [ms]

Verwaltung

Umsatzsteuerliche Behandlung von
Erzeugerorganisationen und Betriebsfonds
i.R.d. gemeinsamen Marktorganisation f�r Obst
und Gem�se

LfSt Niedersachsen v. 24.8.2023, S 7100-St
171-2257/2023, USt-Kartei ND § 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG
S 7100 Karte 34.

UStG § 1 Abs. 1 Nr. 1.

Erzeugerorganisation und Betriebsfonds

Zun�chst f�hrt das LfSt Niedersachsen aus, was unter
einer Erzeugerorganisation zu verstehen ist. Das ist
eine Einrichtung i.R.d. gemeinsamen Marktorganisa-
tion f�r Obst und Gem�se, die als Vermarktungsgesell-
schaft in der Rechtsform einer Genossenschaft oder
GmbH t�tig wird. Sie erwirbt als Unternehmerin die
gesamte Obst- und Gem�seproduktion der in ihr zu-
sammengeschlossenen Erzeuger (Mitglieder) gegen
Entgelt und ver�ußert diese Ware entgeltlich an Dritte.
Einen ideellen Bereich gibt es regelm�ßig nicht.

Eine solche nach Art. 152 der VO (EU) Nr. 1308/201316)

anerkannte Einrichtung kann Betriebsfonds einrich-
ten. Dieser wird mit finanziellen Mitteln gespeist, die
i.R.e. genehmigten operationellen Programms zu ver-
wenden sind. Operationelle Programme k�nnen sein:

• Planung der Produktion,

• die Verbesserung der Qualit�t der Erzeugnisse in
frischer oder verarbeiteter Form,

• die Steigerung des Vermarktungswerts,

13) Diese h�tte u.U. dem Regelsteuersatz unterworfen werden
k�nnen.

14) BFH v. 25.4.2013, V R 2/13, BStBl II 2013, 844.
15) FG Hamburg v. 19.1.2022, 6 K 16/20, EFG 2022, 890 (rkr.).
16) VO (EU) Nr. 1308/2013, ABl.EU 2013 Nr. L 347, 671.
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• die F�rderung des Absatzes der Erzeugnisse, in fri-
scher oder verarbeiteter Form,

• Umweltmaßnahmen und Methoden der umwelt-
freundlichen Produktion,

• Krisenpr�vention und Krisenmanagement.

F�r jedes genehmigte operationelle Programm wird
ein eigener Betriebsfonds eingerichtet.

Umsatzsteuerliche Beurteilung im Zusammenhang
mit dem Betriebsfonds

Jeder Betriebsfond ist Zweckverm�gen i.S.v. § 1 Abs. 1
Nr. 5 KStG und wird durch finanzielle Beitr�ge der
Mitglieder und finanziellen Beihilfen der EU gespeist.
Die finanziellen Beitr�ge der Mitglieder bemessen sich
nach den tats�chlich vermarkteten Obst- und Gem�se-
mengen oder dem Wert dieser Mengen. Die Beihilfe
der EU bemisst sich nach den tats�chlichen finanziel-
len Beitr�gen der Mitglieder.

Der Betriebsfond wird f�r Zwecke der Umsatzsteuer
als selbst�ndige Einrichtung angesehen, ist selbst je-
doch nach den Ausf�hrungen des LfSt kein Unterneh-
mer, weil er nur finanzielle Beitr�ge der Mitglieder und
Beihilfen der EG vereinnahmt, so dass bei der Vertei-
lung mangels Leistungsaustausch nicht steuerbare
echte Zusch�sse vorliegen.

Verwaltet die Erzeugerorganisation den Betriebsfonds
und erh�lt sie daf�r von dem Betriebsfonds einen Kos-
tenersatz, erbringt sie eine steuerbare und steuer-
pflichtige Leistung an den Betriebsfonds, dem man-
gels Unternehmereigenschaft kein Vorsteuerabzug
zusteht.

I.d.R. arbeitet die Erzeugerorganisation das operatio-
nelle Programm aus und f�hrt es durch. Sie erh�lt da-
f�r aber – im Unterschied zur Verwaltung des Betriebs-
fonds – kein Entgelt. Durch die Freigabe der Mittel des
Betriebsfonds wird nach den Ausf�hrungen des LfSt
lediglich das operationelle Programm (z.B. Einf�hrung
von Verpackungen aus Pappe als Umweltmaßnahme)
bezahlt, nicht jedoch die Ausarbeitung oder Durchf�h-
rung des operationellen Programms. Die Freigabe der
Mittel des Betriebsfonds an die Erzeugerorganisation
ist folglich nicht steuerbar.

Soweit die Erzeugerorganisation Eingangsleistungen
f�r das operationelle Programm bezieht, steht ihr der
Vorsteuerabzug zu, weil sie die Leistungen f�r ihr Un-
ternehmen bezieht. Das gilt auch f�r von Dritten bezo-
gene Leistungen zur Durchf�hrung des operationellen
Programms.

Finanzielle Beitr�ge der Mitglieder des Betriebsfonds

Solche Beitr�ge werden nach Angaben des LfSt h�u-
fig durch Aufsplittung der Vermarktungsgeb�hr �ber
die Erzeugerorganisation an den Betriebsfonds ent-
richtet. Die Erzeugerorganisation beh�lt von dem Ver-
marktungserl�s auch nach Einrichtung des Betriebs-
fonds einen unver�nderten Betrag ein (z.B. 10 %)
und �berweist einen Teil i.H.d. Beitr�ge der Mitglie-
der an den Betriebsfonds. F�r die umsatzsteuerliche
Beurteilung des f�r den Betriebsfonds bestimmten
Anteils an den Vermarktungsgeb�hren muss dann
festgestellt werden, ob die Erzeugerorganisation die
Vermarktungsgeb�hr satzungsm�ßig unver�ndert
l�sst oder durch eine Satzungs�nderung rechtsver-
bindlich senkt.

Variante 1:

Senkt sie rechtsverbindlich die Vermarktungsgeb�hr
(z.B. von 10 % auf 7 %) und �berweist sie die freiwer-
denden Mittel von 3 % als finanzielle Beitr�ge der
Mitglieder an den Betriebsfonds, liegt bei der Erzeu-
gerorganisation ein durchlaufender Posten vor. Unmit-
telbare Rechtsbeziehungen bestehen nur zwischen
den Mitgliedern als Zahlungsverpflichteten und dem
Betriebsfonds, der einen Anspruch auf die Beitr�ge
hat. Die Erzeugerorganisation leitet lediglich die Bei-
tr�ge der Mitglieder weiter. Sie hat dem nach § 24
UStG versteuernden Mitglied folgende Gutschrift (un-
ter Ber�cksichtigung des f�r das jeweilige Jahr gelten-
den Durchschnittssatzes) zu erteilen:

geliefertes Obst 1 000,00 j

abzgl. satzungsm�ßig gesenkte
Vermarktungsgeb�hr von 7 % 70,00 j

Entgelt 930,00 j

zzgl. 9,0 % USt 83,70 j

Gutschrift 1 030,70 j

abzgl. Beitrag Betriebsfonds 3 % 30,00 j

Auszahlungsbetrag 983,70 j

Variante 2:

L�sst die Erzeugerorganisation dagegen die Vermark-
tungsgeb�hr satzungsgem�ß unver�ndert und entrich-
tet sie gleichwohl Mittel i.H.d. von ihren Mitgliedern
zu tragenden finanziellen Beitr�ge an den Betriebs-
fonds, liegt bei der Erzeugerorganisation kein durch-
laufender Posten vor. Sie leitet keine im fremden
Namen vereinnahmten Beitr�ge weiter, sondern ent-
richtet sie aus eigenen Mitteln. Sie �bernimmt eine
Verpflichtung ihrer Mitglieder. Umsatzsteuerrechtlich
ist die Zahlung nicht steuerbar. Denn ihr steht keine
Leistung der Mitglieder gegen�ber. K�rperschaftsteu-
erlich liegt eine verdeckte Gewinnaussch�ttung vor.
Die Erzeugerorganisation hat dem nach § 24 UStG ver-
steuernden Mitglied folgende Gutschrift (unter Be-
r�cksichtigung des f�r das jeweilige Jahr geltenden
Durchschnittssatzes) zu erteilen:

geliefertes Obst 1 000,00 j

abzgl. Satzungsm�ßige Vermark-
tungsgeb�hr von 10 % 100,00 j

Entgelt 900,00 j

zzgl. 9,0 % USt 81,00 j

Gutschrift/Auszahlungsbetrag 981,00 j

Maßnahmen im Interesse einzelner Mitglieder

Erhebt die Erzeugerorganisation Sonderfondsbeitr�ge
f�r die dauerhafte �berlassung landwirtschaftlicher
Maschinen im Interesse einzelner Mitglieder, erbringt
die Erzeugerorganisation eine steuerbare und steuer-
pflichtige sonstige Leistung an das jeweilige die Ma-
schine nutzende Mitglied.17)

Wenn eine Erzeugerorganisation bei Vorlieferanten
Gegenst�nde kauft, diese Gegenst�nde an ihr ange-
schlossene Mitglieder weiterliefert und von diesen
eine nicht den Einkaufspreis deckende Zahlung erh�lt,
ist der Betrag, den ein Betriebsfonds an die Erzeuger-
organisation f�r die Lieferung dieser Gegenst�nde an
die Erzeuger zahlt, Teil der Gegenleistung f�r die Lie-
ferung an die Erzeuger und daher als Entgelt von drit-

17) FG Baden-W�rttemberg v. 14.1.2015, 14 K 975/13 (rkr).
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ter Seite anzusehen, wie das LfSt unter Bezugnahme
auf eine BFH-Entscheidung18) ausf�hrt.

Hinweis: Hinsichtlich der umsatzsteuerlichen Be-
handlung von sog. Marktgeb�hren, die eine Erzeu-
gerorganisation beim Ankauf von Lebensmitteln von
ihren Mitgliedern f�r die Vermarktung der Lebens-
mittel erhebt, enth�lt Abschn. 1.1 Abs. 26 Satz 1
UStAE Ausf�hrungen. Diese Geb�hren stellen n�m-
lich kein Entgelt f�r eine sonstige Leistung der Er-
zeugerorganisation dar, sondern mindern die Be-
messungsgrundlage der Lieferungen der Mitglieder
an die Erzeugerorganisation, wenn die diesen Kos-
ten zugrundeliegenden Aufwendungen im eigenen
Interesse der Erzeugerorganisation liegen.19)

Literatur: Schneider, EuGH-Vorlage zur umsatzsteuer-
rechtlichen Behandlung einer teilweise durch EU-Bei-
hilfen subventionierten Lieferung, MwStR 2018, 929;
Straub, Entgeltlichkeit einer Vermarktungsleistung
bei Weiterleitung des Verkaufserl�ses unter Einbehalt
eines Abschlags?, EFG 2020, 615. [jk]

Erm�ßigter Umsatzsteuersatz f�r Restaurations-
und Verpflegungsdienstleistungen – Aufteilung
von Sachbezugspauschalen
FM des Landes Mecklenburg-Vorpommern v.
19.7.2023, S 7200-3/02-005, USt-Kartei MV § 10 UStG.

UStG § 12 Abs. 2 Nr. 15.

Restaurant- und Verpflegungsdienstleistungen unter-
liegen derzeit (bis 31.12.2023) mit Ausnahme der Ab-
gabe von Getr�nken dem erm�ßigten Steuersatz (§ 12
Abs. 2 Nr. 15 UStG). Auch bei der Abgabe von Mahl-
zeiten an Arbeitnehmer kann es sich nach den allge-
meinen Grunds�tzen (vgl. Abschn. 3.6 UStAE) um sol-
che Dienstleistungen handeln. Von einer Anpassung
des UStAE (z.B. Abschn. 1.8 Abs. 11 Beispiele 1 und 2,
Abs. 12 Beispiel 1) wurde aufgrund des tempor�ren
Charakters der Erm�ßigung bisher abgesehen (vgl.
z.B. Vorbemerkung im BMF-Schreiben vom
20.12.2022)20).

Gem�ß Abschn. 1.8 Abs. 11 UStAE ist bei der un-
entgeltlichen Abgabe von Mahlzeiten an die Arbeit-
nehmer durch unternehmenseigene Kantinen aus
Vereinfachungsgr�nden bei der Ermittlung der Be-
messungsgrundlage von dem Wert auszugehen, der
dem amtlichen Sachbezugswert nach der SvEV ent-
spricht.

Hinweis: Hierzu bittet das FM des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern die Auffassung zu vertreten, dass
der in Abschn. 10.1 Abs. 12 UStAE festgelegte Auf-
teilungsmaßstab f�r Kombiangebote aus Speisen
und Getr�nken auch bei einer erforderlichen Auftei-
lung der Bemessungsgrundlage von Sachbezugs-
pauschalen Anwendung finden kann.

Literatur: Rondorf, Erm�ßigter USt-Satz in der Gastro-
nomie verl�ngert und Durchschnittssatz f�r Pauschal-
landwirte abgesenkt, NWB 2022, 3086; Schrader,
Erm�ßigter Steuersatz f�r die Leistungen einer „Din-
ner-Show“ mit mehrg�ngigem Men� und Unterhal-
tung, MwStR 2023, 552; Treiber, Besteuerung von Um-
s�tzen einer B�ckerei mit Filialen in

„Vorkassenr�umen“ mit dem Regelsteuersatz – Ab-
grenzung Lieferung von sonstiger Leistung, DstRE
2022, 229; Weber, Ber�cksichtigung von Verzehrsvor-
richtungen eines Dritten bei der Abgabe von Speisen,
UVR 2022, 26. [jk]

USt-Verg�nstigungen auf Grund des
Erg�nzungsabkommens zum Protokoll �ber die
NATO-Hauptquartiere und USt-Befreiung nach
§ 4 Nr. 7 Satz 1 Buchst. d UStG
BMF v. 9.10.2023, III C 3 – S 7493/19/10001 :004
(2023/0938140), BStBl I 2023, 1705.

Erg�nzungsabkommen zum Protokoll �ber die
NATO-Hauptquartiere Art. 14 Abs. 2; UStG § 4 Nr. 7
Satz 1 Buchst. d.

In dem BMF-Schreiben wird aufgef�hrt, welche
Hauptquartiere i.S.d. Art. 14 des Erg�nzungsabkom-
mens zum Protokoll �ber die NATO-Hauptquartiere
und i.S.d. Art. 1 des Protokolls �ber die NATO-Haupt-
quartiere als solche anzusehen sind. Außerdem wird
ausgef�hrt, dass Lieferungen (ausgenommen Liefe-
rungen neuer Fahrzeuge i.S.d. § 1b Abs. 2 und 3 UStG)
und sonstige Leistungen an die in dem Gebiet eines
anderen Mitgliedstaates ans�ssigen zwischenstaatli-
chen Einrichtungen sowie deren Mitglieder unter den
weiteren Voraussetzungen von § 4 Nr. 7 UStG nach § 4
Nr. 7 Satz 1 Buchst. d UStG von der Umsatzsteuer be-
freit sind. Zu diesen zwischenstaatlichen Einrichtun-
gen geh�ren auch die NATO-Hauptquartiere.

Das vorliegende BMF-Schreiben ersetzt das Schreiben
vom 25.1.202221).

Hinweis: Auf Grund von Art. 14 Abs. 2 des Er-
g�nzungsabkommens zum Protokoll �ber die
NATO-Hauptquartiere22) sind Lieferungen und sons-
tige Leistungen, die ein Hauptquartier ausf�hrt, so-
wie Lieferungen und sonstige Leistungen an ein
Hauptquartier unter bestimmten Voraussetzungen
von der Umsatzsteuer befreit. Die Voraussetzungen
f�r diese USt-Befreiungen entsprechen weitgehend
den Voraussetzungen f�r die USt-Befreiungen nach
Art. 67 NATO-ZAbk. Die Abschnitte B (Vorausset-
zungen f�r die Umsatzsteuerbefreiung), C (Einzelne
Auftragsarten), E bis G (Rechnungserteilung, Um-
satzsteuerrechtliche Behandlung der Truppe, Zoll-
rechtliche Behandlung der Truppe, ihres zivilen Ge-
folges sowie der berechtigten Personen) und I
(Amtshilfe) des BMF-Schreibens vom 22.12.200423)

sind daher sinngem�ß anzuwenden. Somit handelt
es sich bei den hier genannten USt-Befreiungen um
selbst�ndige Befreiungstatbest�nde außerhalb des
UStG, die den Befreiungstatbest�nden des UStG

18) BFH v. 22.1.2020, XI R 26/19 (XI R 5/17), BStBl II 2020, 421 =
UVR 2020, 229.

19) Vgl. BFH v. 13.9.2022, XI R 8/20, BStBl II 2023, 728 = UVR
2023, 99.

20) BMF v. 20.12.2022, III C 3 – S 7015/22/10001
:001 (2022/1190542), BStBl I 2022, 1694.

21) BMF v. 25.1.2022, III C 3 – S 7493/19/10001 :002
(2022/0078672), BStBl I 2022, 163, i.d.F. des BMF v. 28.4.2023,
III C 3 – S 7493/19/10001 :004 (2023/0383174), BStBl I 2023,
789.

22) Erg�nzungsabkommens zum Protokoll �ber die NATO-
Hauptquartiere, BGBl. II 1969, 2009.

23) BMF v. 22.12.2004, IV A 6 – S 7492–13/04, BStBl I 2004, 1200.
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vorgehen. Wichtig ist, dass diese Umsatzsteuerbe-
freiungen den Vorsteuerabzug des leistenden Unter-
nehmers nicht ausschließen.

Literatur: Diemer, Steuerbefreiung nach dem Zusatz-
abkommen zum NATO-Truppenstatut, IWB 2017, 301.

[jk]

Umsatzsteuerbefreiung nach § 4 Nr. 14 Buchst. a
und b UStG f�r Laborleistungen; Ver�ffent-
lichung der BFH-Urteile vom 24.8.2017 und
18.12.2019

BMF v. 10.10.2023, III C 3-S 7170/20/10002 :001
(2023/0963114).

UStG § 4 Nr. 14 Buchst. a Satz 1, § 4 Nr. 14 Buchst. b
Satz 2 Doppelbuchst. bb und cc.

Mit dem vorliegenden Schreiben �bernimmt die Ver-
waltung die ge�nderte Rechtsauffassung des BFH zur
umsatzsteuerlichen Behandlung von Leistungen eines
Facharztes, der medizinische Analysen außerhalb der
Praxisr�ume durchf�hrt.

Urspr�nglich hatte der BFH mit Urteil vom 24.8.201724)

entschieden, dass medizinische Analysen, die von
einem in privatrechtlicher Form organisierten Labor
außerhalb der Praxisr�ume des praktischen Arztes
durchgef�hrt werden, der sie angeordnet hat, nach
§ 4 Nr. 14 Buchst. b UStG steuerfrei sein k�nnen, nicht
aber auch nach § 4 Nr. 14 Buchst. a UStG.

Dann hat der BFH allerdings mit Urteil vom
18.12.201925) seine Auffassung revidiert, und zwar we-
gen eines Urteils des EuGH26). Danach k�nnen medizi-
nische Analysen eines Facharztes f�r klinische Chemie
und Laboratoriumsdiagnostik nicht nur nach § 4 Nr. 14
Buchst. b UStG, sondern auch nach § 4 Nr. 14 Buchst. a
Satz 1 UStG steuerfrei sein. Das Bestehen eines Ver-
trauensverh�ltnisses zwischen Behandelndem und
Patient ist damit keine Voraussetzung mehr f�r die
Steuerbefreiung einer T�tigkeit im Rahmen einer Heil-
behandlung i.S.d. § 4 Nr. 14 Buchst. a Satz 1 UStG.

Folglich wurde Abschn. 4.14.1 Abs. 1 UStAE neu ge-
fasst. Danach ist Kriterium f�r die Abgrenzung der An-
wendungsbereiche von § 4 Nr. 14 Buchst. a und
Buchst. b UStG weniger die Art der Leistung als viel-
mehr der Ort ihrer Erbringung. W�hrend sich § 4
Nr. 14 Buchst. b UStG sich auf Leistungen bezieht,
die in Einrichtungen des �ffentlichen Rechts oder un-
ter Bedingungen, die mit den Bedingungen f�r diese
Einrichtungen in sozialer Hinsicht vergleichbar sind,
von Krankenanstalten, Zentren f�r �rztliche Heilbe-
handlung und Diagnostik und anderen ordnungsge-
m�ß anerkannten Einrichtungen gleicher Art erbracht
werden, betrifft § 4 Nr. 14 Buchst. a UStG Leistungen,
die außerhalb von Krankenh�usern oder �hnlichen
Einrichtungen, z.B. in Praxisr�umen des Behandeln-
den, in der Wohnung des Patienten oder an einem an-
deren Ort erbracht werden.

Somit k�nnen medizinische Analysen klinischer Che-
miker und von Labor�rzten sowohl nach § 4 Nr. 14
Buchst. a UStG als auch nach § 4 Nr. 14 Buchst. b
Satz 2 Doppelbuchst. bb oder cc UStG steuerfrei sein,
was die Verwaltung in Abschn. 4.14.5 Abs. 9 UStAE
zum Ausdruck bringt.

Allerdings sind die weiteren Voraussetzungen dieser
beiden Steuerbefreiungen jeweils gesondert zu pr�-
fen.

Hinweis: S�mtliche als Heilbehandlungen zu quali-
fizierende Leistungen, die in Krankenh�usern er-
bracht werden, k�nnen somit wieder nach zwei
Vorschriften mit unterschiedlichen Tatbestandsvor-
aussetzungen beg�nstigt sein.27) Davon profitieren
insbesondere �rzte, welche die Anerkennungs-
voraussetzung des § 4 Nr. 14 Buchst. b Doppel-
buchst. aa UStG nicht erf�llen.

Die Grunds�tze des BFH-Urteils vom 18.12.201928)

sind auf Ums�tze in allen offenen F�llen anzuwen-
den. F�r Ums�tze, die bis zum 31.12.2023 erbracht
werden, wird es von der Verwaltung allerdings nicht
beanstandet, wenn der Unternehmer seine Leistun-
gen abweichend von den o.g. Ausf�hrungen umsatz-
steuerpflichtig behandelt bzw. behandelt hat, sofern
die Voraussetzungen f�r die Steuerbefreiung nach
§ 4 Nr. 14 Buchst. b Satz 2 Doppelbuchst. bb oder cc
UStG nicht vorgelegen haben bzw. nicht vorliegen.

Dagegen sind die Grunds�tze der (zwischenzeitlich
�berholten) Entscheidung des BFH vom 28.8.201729),
soweit die darin vertretene Rechtsauffassung durch
das BFH-Urteil vom 18.12.2019 ge�ndert wurde,
nicht mehr anzuwenden.

Literatur: Sterzinger, Vertrauensverh�ltnis keine Vor-
aussetzung f�r Steuerbefreiung medizinischer Analy-
sen eines Facharztes, UStB 2020, 112. [jk]

Vordrucke im USt-Voranmeldungs- und
-Vorauszahlungsverfahren f�r das Kalenderjahr
2024

BMF v. 1.11.2023, III C 3 – S 7344/19/10001 :005
(2023/1043220), BStBl I 2023, 1970.

UStG § 18 Abs. 1, § 24 Abs. 1; UStDV § 48 Abs. 1.

BMF hat die Vordrucke f�r das USt-Voranmeldungs-
und -Vorauszahlungsverfahren f�r die Voranmel-
dungszeitr�ume ab Januar 2024 bekannt gemacht.
Wie in den Vorjahren gibt es folgende Vordrucke:

• USt 1 A Umsatzsteuer-Voranmeldung 2024,

• USt 1 H Antrag auf Dauerfristverl�ngerung und An-
meldung der Sondervorauszahlung 2024,

• USt 1 E Anleitung zur Umsatzsteuer-Voranmeldung
2024,

• USt 5 E Anleitung zum Antrag auf Dauerfristverl�n-
gerung/zur Anmeldung der Sondervorauszahlung
2024.

Weiterhin wird ausgef�hrt, dass die, auf die jeweili-
ge Bemessungsgrundlage anzuwendenden Durch-
schnittss�tze f�r Land- und Forstwirte um die zum

24) BFH v. 24.8.2017, V R 25/16, HFR 2017, 1157 = UVR 2018, 161.
25) BFH v. 18.12.2019, XI R 23/19 (XI R 23/15), HFR 2020, 484 =

UVR 2020, 228.
26) EuGH v. 18.9.2019, Peters, C-700/17, HFR 2019, 1019 = UVR

2019, 360.
27) Vgl. dazu Sterzinger, UStB 2020, 112.
28) BFH v. 18.12.2019, XI R 23/19 (XI R 23/15), HFR 2020, 484 =

UVR 2020, 228.
29) BFH v. 24.8.2017, V R 25/16, HFR 2017, 1157 = UVR 2018, 161.
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Zeitpunkt des Umsatzes aktuellen S�tze f�r pauscha-
lierte Vorsteuerbetr�ge zu vermindern sind.

Die �brigen �nderungen in den Vordrucken gegen-
�ber den Mustern des Vorjahres dienen der zeitlichen
Anpassung oder sind redaktioneller oder drucktechni-
scher Art.

Hinweis: Darauf hinzuweisen ist, dass mit dem
Wachstumschancengesetz, das zum Zeitpunkt der
Drucklegung dieses Heftes noch nicht im BGBl. ver-
k�ndet war, sondern sich noch im Vermittlungsver-
fahren befand, § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Satz 3
UStG ge�ndert werden soll. Es bleibt also noch ab-
zuwarten, ob es insoweit beim Gesetzesbeschluss
des Deutschen Bundestages30) bleibt, dass der
Durchschnittssatz und die Vorsteuerpauschale f�r
Landwirte ab 1.1.2024 auf 8,4 % angepasst werden.

Die USt-Voranmeldung 2024 sowie der Antrag auf
Dauerfristverl�ngerung/die Anmeldung der Sonder-
vorauszahlung 2024 sind grunds�tzlich nach amtlich
vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfern�ber-
tragung authentifiziert zu �bermitteln (§ 18 Abs. 1
Satz 1 UStG und § 48 Abs. 1 Satz 2 UStDV i.V.m.
§ 87a Abs. 6 Satz 1 AO).

Literatur: Kruhl, Durchschnittssatz f�r land- und forst-
wirtschaftliche Betriebe nach § 24 UStG ab 1.1.2022
neu geregelt, UstB 2022, 55; Lutter, Zeitliche Zuord-
nung von Umsatzsteuervorauszahlungen als Betriebs-
ausgaben bei der Einnahme-�berschussrechnung,
EFG 2021, 1533; Potjans/Joost, Umsatzbesteuerung
von Land- und Forstwirten nach der �nderung zum
1.1.2022, NWB 2022, 3375; Prätzler, BFH: Keine Durch-
schnittss�tze (§ 24 UStG) f�r ausl�ndische Landwirt-
schaftsbetriebe, jurisPR-SteuerR 45/2023 Anm. 5;
Sterzinger, Vorsteuerabzug und Vorsteuerberichti-
gung bei Land- und Forstwirten, UR 2023, 711;
Widmann, Regelsteuersatz bei Aufforstungsleistungen
f�r Ersatzaufforstungsfl�chen, MwStR 2023, 479. [jk]

Vordrucke f�r die Umsatzsteuererkl�rung 2024
BMF v. 6.11.2023, III C 3 – S 7344/19/10002 :006
(2023/1043559), BStBl I 2023, 1985.

UStG § 18 Abs. 3, § 24 Abs. 1.

BMF hat die Vordrucke f�r die Abgabe der USt-Erkl�-
rung 2024 bekannt gemacht. Wie in den Vorjahren gibt
es folgende Vordrucke:

• USt 2 A Umsatzsteuererkl�rung 2024,

• Anlage UN zur Umsatzsteuererkl�rung 2024,

• Anlage FV zur Umsatzsteuererkl�rung 2024,

• USt 2 E Anleitung zur Umsatzsteuererkl�rung 2024,

• USt 6 E Anleitung zur Anlage UN 2024.

Auch macht BMF – wie bei der Bekanntmachung der
Vordrucke zum USt-Voranmeldungs- und -Vorauszah-
lungsverfahren – darauf aufmerksam, welche Durch-
schnittss�tze f�r Land und Forstwirte anzuwenden
sind.

Die �brigen �nderungen in den beiliegenden Vor-
druckmustern gegen�ber den Mustern des Vorjahres
dienen der zeitlichen Anpassung oder sind redaktio-
neller oder drucktechnischer Art.

Hinweis: Auch hinsichtlich der Abgabe der USt-Er-
kl�rung 2024 ist darauf hinzuweisen, dass zum Zeit-
punkt der Drucklegung dieses Heftes noch nicht
endg�ltig klar ist, welche Vorsteuerpauschalen f�r
2024 gelten (vgl. Ausf�hrungen o.).

Die Umsatzsteuererkl�rung ist ebenso wie die
USt-Voranmeldung grunds�tzlich nach amtlich vor-
geschriebenem Datensatz durch Datenfern�bertra-
gung authentifiziert zu �bermitteln (§ 18 Abs. 3
Satz 1 UStG i.V.m. § 87a Abs. 6 Satz 1 AO).

Literatur: Heuermann, Vertrauensschutz und �nde-
rungsbefugnis des Finanzamts hinsichtlich einer Jah-
ressteuerfestsetzung von Umsatzsteuer im Zusammen-
hang mit Bauleistungen an einen Bautr�ger, DStR
2023, 2177. [jk]

Einzelfragen bei der Anwendung des
Nullsteuersatzes f�r bestimmte
Photovoltaikanlagen
BMF v. 30.11.2023, III C 2 – S 7220/22/10002 :013
(2023/0981392), BStBl I 2023, 2085.

UStG § 3 Abs. 1b, § 12 Abs. 3, § 15a Abs. 7, § 19 Abs. 1.

BMF hat Regelungen ver�ffentlicht, die als Erg�nzung
zum BMF-Schreiben vom 27.2.202331) anzusehen sind.
Diese betreffen folgende F�lle:

Entnahme oder unentgeltliche Zuwendung einer Pho-
tovoltaikanlage

Das BMF-Schreiben vom 27.2.202332) enth�lt in Rz. 5
Regelungen, wie die Entnahme oder unentgeltliche
Zuwendung einer vor dem 1.1.2023 erworbenen Anla-
ge zu behandeln ist. Soweit die Anlage zum vollen
oder teilweisen Vorsteuerabzug berechtigt hat, unter-
liegt sie nach § 3 Abs. 1b UStG als unentgeltliche
Wertabgabe der Umsatzsteuer. Weiterhin wird dort ge-
regelt, dass eine Entnahme nur m�glich ist, wenn zu-
k�nftig voraussichtlich mehr als 90 % des erzeugten
Stroms f�r nichtunternehmerische Zwecke verwendet
werden. Hiervon ist auszugehen, wenn der Betreiber
beabsichtigt, zuk�nftig mehr als 90 % des mit der An-
lage erzeugten Stroms f�r unternehmensfremde Zwe-
cke zu verwenden. Davon ist aus Vereinfachungsgr�n-
den insbesondere auszugehen, wenn ein Teil des mit
der Photovoltaikanlage erzeugten Stroms z.B. in einer
Batterie gespeichert wird. Ausreichend ist auch, wenn
eine Rentabilit�tsrechnung eine Nutzung f�r unter-
nehmensfremde Zwecke von �ber 90 % nahelegt.

Im vorliegenden BMF-Schreiben wird dazu ausge-
f�hrt, dass eine solche Entnahme ein Wahlrecht des
Unternehmers darstellt. Die Aus�bung dieses Wahl-
rechts ist vom Unternehmer zu dokumentieren. Dies
kann z.B. durch eine entsprechende Erkl�rung gegen-
�ber dem Finanzamt erfolgen, wie im vorliegenden
BMF-Schreiben weiter ausgef�hrt wird.

Außerdem kann nunmehr die im BMF-Schreiben vom
27.2.202333) getroffene Vereinfachungsregelung f�r

30) BR-Drucks. 588/23.
31) BMF v. 27.2.2023, III C 2 – S 7220/22/10002 :010

(2023/0197236), BStBl I 2023, 351 = UVR 2023, 132.
32) BMF v. 27.2.2023, III C 2 – S 7220/22/10002 :010

(2023/0197236), BStBl I 2023, 351 = UVR 2023, 132.
33) BMF v. 27.2.2023, III C 2 – S 7220/22/10002 :010

(2023/0197236), BStBl I 2023, 351 = UVR 2023, 132.
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einen Nachweis der Verwendung des erzeugten
Stroms f�r nichtunternehmerische Zwecke auch

• durch die nicht nur gelegentliche Ladung des
Stroms in ein E-Fahrzeug, das nicht dem Unterneh-
men zugeordnet worden ist, oder

• den Betrieb einer W�rmepumpe, die nicht dem Un-
ternehmen zugeordnet worden ist,

erf�llt werden.

Weiterhin wird in Rz. 4 des aktuellen BMF-Scheibens
ausgef�hrt, dass die Entnahme einer Photovoltaikanla-
ge grunds�tzlich nur zum aktuellen Zeitpunkt (nicht
r�ckwirkend) erfolgen kann.

Hinweis: Im Hinblick auf bislang ungekl�rte Rechts-
fragen zur umsatzsteuerlichen Behandlung von Pho-
tovoltaikanlagen l�sst es die Verwaltung aber zu,
dass eine bis zum 11.1.2024 gegen�ber dem Finanz-
amt erkl�rte Entnahme bei Vorliegen der �brigen
Voraussetzungen des § 3 Abs. 1b Satz 1 Nr. 1 UStG
ausnahmsweise auch r�ckwirkend zum 1.1.2023 er-
folgen kann.

Vorsteuerabzug bei entnommenen Photovoltaikanla-
gen

Ist eine Photovoltaikanlage entnommen oder wurde sie
nicht dem Unternehmen zugeordnet, gibt es grund-
s�tzlich keinen Vorsteuerabzug.

In Abschn. 15.2c Abs. 3 Satz 2 UStAE ist allerdings ge-
regelt, dass in F�llen, in denen ein nicht zum Unter-
nehmen geh�render Gegenstand gelegentlich dem
Unternehmen �berlassen wird, die im Zusammenhang
mit dem Betrieb des Gegenstands anfallenden Vor-
steuern (z.B. Vorsteuerbetr�ge aus Betrieb und War-
tung eines nicht dem Unternehmen zugeordneten
Kraftfahrzeugs) im Verh�ltnis der unternehmerischen
zur unternehmensfremden Nutzung abgezogen wer-
den k�nnen. Diese Regelung gilt auch f�r die entnom-
mene Photovoltaikanlagen, wie in Rz. 5 des vorliegen-
den BMF-Schreibens ausgef�hrt wird. Werden also
Lieferungen oder sonstigen Leistungen f�r eine ent-
nommene Photovoltaikanlage bezogen, ist ein Vor-
steuerabzug in H�he der unternehmerischen Nutzung
und unter den �brigen Voraussetzungen des § 15 UStG
m�glich.

Anwendung des Nullsteuersatzes bei gleichzeitiger
Anschaffung einer Photovoltaikanlage und eines
Stromspeichers

Abschn. 15.c Abs. 1 UStAE regelt, dass eine Leistung,
die ausschließlich f�r unternehmerische T�tigkeiten
bezogen, vollst�ndig dem Unternehmen zuzuordnen
ist (Zuordnungsgebot). Bei einer Leistung, die aus-
schließlich f�r nichtunternehmerische T�tigkeiten be-
zogen wird, ist eine Zuordnung zum Unternehmen
hingegen ausgeschlossen (Zuordnungsverbot). Er-
reicht der Umfang der unternehmerischen Verwen-
dung eines einheitlichen Gegenstands nicht mindes-
tens 10 % (unternehmerische Mindestnutzung), greift
das Zuordnungsverbot nach § 15 Abs. 1 Satz 2 UStG.

Gegenstand dieser Zuordnungsregeln ist das jeweilige
Zuordnungsobjekt. Deshalb wird im aktuellen
BMF-Schreiben ausgef�hrt, dass bei gleichzeitiger
Anschaffung einer Photovoltaikanlage und eines
Stromspeichers in einem einheitlichen (Werk-)Vertrag

eine Sachgesamtheit i.S.v. Abschn. 3.1 Abs. 1 UStAE
vorliegt, die dann das Zuordnungsobjekt i.S.v.
Abschn. 15.2c UStAE darstellt. Diese Regelung wurde
in Abschn. 3.1 Abs. 1 Satz 4 UStAE �bernommen.

Folglich ist f�r die Gesamtanlage der Nullsteuersatz
anzuwenden, sofern auch die �brigen Voraussetzun-
gen des § 12 Abs. 3 UStG erf�llt sind, wie in Rz. 6 des
vorliegenden BMF-Schreibens ausgef�hrt wird.

Besteuerung der Einspeiseverg�tung bei vor dem
1.1.2023 angeschafften und danach wieder entnom-
menen Photovoltaikanlagen

Bei vor dem 1.1.2023 angeschafften Photovoltaikanla-
gen haben viele Unternehmer nach § 19 Abs. 2 Satz 1
UStG auf die Anwendung der Kleinunternehmerrege-
lung verzichtet, um den Vorsteuerabzug f�r die An-
schaffung der Anlage zu erreichen. Diese Erkl�rung
bindet den Unternehmer mindestens f�r f�nf Kalen-
derjahre (§ 19 Abs. 2 Satz 2 UStG), wie im vorliegen-
den BMF-Schreiben unter Rz. 7 ausgef�hrt wird. Das
hat aber Konsequenzen, wenn der Unternehmer die
Photovoltaikanlage aus dem Unternehmen entnom-
men hat. Ein vorzeitiger Wechsel in die Kleinunterneh-
merregelung ist dann nicht m�glich, so dass die Ein-
speiseverg�tung auch weiterhin der Umsatzsteuer
unterliegt (vgl. Rz. 7 des aktuellen BMF-Schreibens).

Vorsteuerberichtigung beim �bergang zur Kleinun-
ternehmerbesteuerung

Nach § 15a Abs. 7 UStG ist eine �nderung der Verh�lt-
nisse auch beim �bergang von der allgemeinen Be-
steuerung zur Nichterhebung der Steuer nach § 19
Abs. 1 UStG oder umgekehrt gegeben, was innerhalb
des 5-j�hrigen Vorsteuerberichtigungszeitraums zu
einer Vorsteuerberichtigung f�hren kann (§ 15a Abs. 7
UStG).

In diesem Zusammenhang weist die Verwaltung in
Rz. 8 des aktuellen BMF-Schreibens darauf hin, dass
ein etwaiger Wechsel in die Kleinunternehmerrege-
lung nur dann eine �nderung der Verh�ltnisse nach
§ 15a Abs. 7 UStG gegen�ber dem urspr�nglichen
Vorsteuerabzug darstellt, wenn sich die Photovoltaik-
anlage noch im Unternehmen befindet. Eine �nde-
rung der Verh�ltnisse im Sinne des § 15a Abs. 7 UStG
liegt aber bereits dann nicht mehr vor, wenn die Ent-
nahme der Anlage nur eine juristische Sekunde vor
dem Wechsel in die Kleinunternehmerschaft erfolgt.

Nebenleistungen bei der Anschaffung einer Photo-
voltaikanlage

Abschn. 12.18 Abs. 1 Satz 4 UStAE enth�lt eine (nicht
abschließende) Aufz�hlung von Nebenleistungen, die
das Schicksal der Hauptleistung teilen, also auch unter
den Nullsteuersatz fallen. Aufgef�hrt sind die �ber-
nahme der Anmeldung in das MaStR, die Bereitstel-
lung von Software zur Steuerung und �berwachung
der Anlage, die Montage der Solarmodule, die Kabel-
installationen, die Lieferung und der Anschluss des
Wechselrichters oder des Zweirichtungsz�hlers, die
Lieferung von Schrauben und Stromkabeln, die Her-
stellung des AC-Anschlusses oder die Bereitstellung
von Ger�sten.

Neu ist, dass nunmehr auch die Lieferung von Befesti-
gungsmaterial, die Erneuerung oder Ert�chtigung
der Unterkonstruktion einer Photovoltaikanlage (z.B.
durch eine Verbreiterung oder Aufdopplung von Spar-
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ren) oder auch die Lieferung eines Taubenschutzes in
der Aufz�hlung enthalten sind.

Bei der schon bisher aufgef�hrten Erneuerung eines
Z�hlerschranks gab es bisher die Einschr�nkung, dass
diese vom Netzbetreiber verlangt werden muss bzw.
auf Grund technischer Normen f�r den Betrieb der
Photovoltaikanlage erforderlich sein muss. Diese Ein-
schr�nkung ist entfallen. Neben der Erneuerung ist
nunmehr auch die Ert�chtigung des Z�hlerschranks
als Nebenleistung genannt.

Weiterhin wurde ein neuer Satz 5 in Abschn. 18.12
Abs. 1 UStAE eingef�gt. Dieser enth�lt Leistungen,
die die Verwaltung nicht als Nebenleistungen der Lie-
ferung der Photovoltaikanlage ansehen will, so u.a. die
zwingend vorgeschriebenen Maßnahmen (z.B. De-
montage und Neumontage von Platten) bei einem
Aufbringen der Photovoltaikanlage auf D�chern mit
asbesthaltigen Deckwerkstoffen oder auch die Anpas-
sung einer Blitzschutzanlage. Diese Leistungen sind
also der Umsatzbesteuerung zu unterwerfen.

Lieferung von Photovoltaikanlagen durch Bautr�ger

In Abschn. 12.18 Abs. 1 Satz 6 und 7 UStAE war bisher
geregelt, dass grunds�tzlich auch die Lieferungen von
sog. Aufdachphotovoltaikanlagen durch Bautr�ger
dem Nullsteuersatz unterliegen und dass dies auch
gilt, wenn der Bautr�ger neben der Aufdachphotovol-
taikanlage auch das Geb�ude liefert, da die Lieferung
der Aufdachphotovoltaikanlage hierzu eine eigen-
st�ndige Leistung und keine unselbstst�ndige Neben-
leistung darstellt. Diese Regelung wurde insoweit
ge�ndert, dass nunmehr nur noch von Photovoltaikan-
lagen die Rede ist, also auch von dachintegrierten An-
lagen. Diese z�hlen also auch als eingest�ndige Leis-
tungen, die dem Nullsteuersatz unterliegen.

Beg�nstigung von Solar-Carports oder Solar-Terras-
sen�berdachungen

Nach Abschn. 12.18 Abs. 7 Satz 1 UStAE unterliegen
netzgebundene und nicht netzgebundene station�re
Anlagen (sog. Inselanlagen) dem Nullsteuersatz. Aus
Vereinfachungsgr�nden ist schon bisher nach
Abschn. 12.18 Abs. 7 Satz 2 UStAE davon auszugehen,
dass Solarmodule mit einer Leistung von 300 Watt und
mehr f�r netzgekoppelte Anlagen oder station�re
Inselanlagen eingesetzt werden. Station�re Solarmo-
dule, die neben der Stromerzeugung weitere unbedeu-
tende Nebenzwecke erf�llen, sind ebenfalls beg�ns-
tigt (z.B. Solartische, vgl. Abschn. 12.18 Abs. 7 Satz 5
UStAE), ebenso wie Hybridmodule, die sowohl Strom
als auch W�rme produzieren (Abschn. 12.18 Abs. 7
Satz 6 UStAE).

Etwas anderes gilt allerdings bei sog. Solar-Carports
oder Solar-Terrassen�berdachungen; bei diesen ist
nach dem neuen Satz 7 in Abschn. 12.18 Abs. 7 UStAE
nicht mehr von einem nur unbedeutenden Neben-
zweck wie bei Solartischen auszugehen. In diesen F�l-
len stellt allerdings die Photovoltaikanlage ein eigen-
st�ndiges Wirtschaftsgut dar; bei Erf�llung der
Voraussetzungen des § 12 Abs. 3 Nr. 1 UStG unterlie-
gen daher die Solarpaneele (mit Halterung), die
wesentlichen Komponenten sowie die hierf�r erforder-
lichen Nebenleistungen zur Lieferung der Photovol-
taikanlage nach den allgemeinen Grunds�tzen dem
Nullsteuersatz; nicht hingegen die prim�re Unterkon-

struktion, die den Zweck der Terrassen�berdachung
oder des Carports selbst erf�llt (jetzt Abschn. 12.18
Abs. 7 Satz 8 UStAE).

Beg�nstigung von Batterien und Speichern

Nach Abschn. 12.18 Abs. 7 Satz 9 UStAE (bisher
Satz 7) unterliegen Batterien und Speicher dem Null-
steuersatz, wenn diese im konkreten Anwendungsfall
dazu bestimmt sind, Strom aus beg�nstigten Solarmo-
dulen im Sinne des Abschn. 12.18 Abs. 7 Satz 1 bis 6
UStAE zu speichern. Neu ist eine Vereinfachungsre-
gelung nach Abschn. 12.18 Abs. 7 Satz 10 UStAE: Da-
nach ist davon auszugehen, dass Speicher mit einer
nutzbaren Kapazit�t von mindestens 5 kWh dazu be-
stimmt sind, Strom aus beg�nstigten Solarmodulen
i.S.d. Abschn. 12.18 Abs. 7 Satz 1 bis 6 UStAE zu spei-
chern.

Beg�nstigung von Energiespeichersystemen im Zu-
sammenhang mit der Erzeugung von Wasserstoff

Die neuen S�tze 11 und 12 von Abschn. 12.18 Abs. 7
UStAE enthalten nunmehr eine Regelung f�r Anlagen,
die �bersch�ssigen Strom vollst�ndig oder teilweise
chemisch in Wasserstoff speichern. Danach unterliegt
die Lieferung sowie die Installation eines Energie-
speichersystems, das den mit einer Photovoltaikanlage
i.S.d. § 12 Abs. 3 Nr. 1 UStG erzeugten �bersch�ssigen
Strom vollst�ndig oder teilweise chemisch in Wasser-
stoff speichert, dem Nullsteuersatz, wenn keine an-
derweitige Verwendung des Wasserstoffs außer der
R�ckumwandlung der im Wasserstoff gespeicherten
chemischen Energie in elektrischen Strom zum Ver-
brauch m�glich ist. Dabei sei das im R�ckumwand-
lungsprozess zwangsl�ufige Entstehen von nutzbarer
W�rme hierbei unerheblich, so die Verwaltung.

Hinweis: Aus Gr�nden des Vertrauensschutzes wird
es – auch f�r Zwecke des Vorsteuerabzugs des Leis-
tungsempf�ngers – von der Verwaltung nicht bean-
standet, wenn sich der leistende Unternehmer f�r bis
zum 1.1.2024 ausgef�hrte Lieferungen von Wasser-
stoffspeichern mit ausschließlicher Bestimmung zur
Stromerzeugung durch R�ckumwandlung des Was-
serstoffs in Strom auf die Anwendung des Regelsteu-
ersatzes beruft.

Wasserstoffspeicher mit nicht ausschließlicher Be-
stimmung zur Stromerzeugung

Keine wesentlichen Komponenten ist nach Abschn.
12.18 Abs. 9 Satz 1 UStAE Zubeh�r, wie z.B. Schrau-
ben, N�gel und Kabel, auch wenn diese f�r die Instal-
lation der Anlage notwendig sind. Ebenso wenig
geh�ren nach Abschn. 12.18 Abs. 9 Satz 2 UStAE
Stromverbraucher f�r den neu erzeugten Strom zu
den wesentlichen Komponenten einer Photovoltaikan-
lage. Als Beispiele wurden da schon bisher genannt:
Ladeinfrastruktur, W�rmepumpe oder Wasserstoffspei-
cher. Hier gibt es aber nunmehr in dem neu gefassten
Satz 2 eine Einschr�nkung: nur Wasserstoffspeicher
mit nicht ausschließlicher Bestimmung zur Stromer-
zeugung durch R�ckumwandlung des Wasserstoffs in
Strom sind ausgeschlossen.

Beg�nstigung der isolierten Erweiterung bzw. Er-
neuerung eines Z�hlerschranks

Abschn. 12.18 Abs. 8 UStAE regelt, welche wesentli-
chen Komponenten einer Anlage dem Nullsteuersatz
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unterliegen. Nach dem neuen Satz 5 des Abschn. 12.18
Abs. 8 UStAE unterliegt auch die isolierte Erweiterung
bzw. Erneuerung eines Z�hlerschranks im Zusammen-
hang mit der Installation einer Photovoltaikanlage, die
die Voraussetzungen des § 12 Abs. 3 Nr. 1 UStG erf�llt,
dem Nullsteuersatz.

In diesem Zusammenhang wurden auch zwei Beispie-
le in Abschn. 12.18 Abs. 10 (Beispiel 1 und 2) ange-
passt.

Hinweis: Hinsichtlich der isolierten Erweiterung
bzw. Erneuerung eines Z�hlerschranks im Zusam-
menhang mit der Installation einer Photovoltaikanla-
ge, die die Voraussetzungen des § 12 Abs. 3 Nr. 1
UStG erf�llt, wird es von der Verwaltung f�r vor
dem 1.1.2024 ausgef�hrte Leistungen nicht bean-
standet, wenn die Beteiligten �bereinstimmend, d.h.
auch hinsichtlich eines Vorsteuerabzugs beim An-
lagenbetreiber, Abschn. 12.18 Abs. 10 Beispiel 1
UStAE in der bis zum 29.11.2023 geltenden Fassung
anwenden, d.h. die im Beispiel dargestellte Erweite-
rung des Z�hlerschranks dem Regelsteuersatz in
H�he von 19 % unterwerfen.

Angabe der MaStR-Nummer statt der Steuernummer
in einer Kleinbetragsrechnung

An sich ist bei Kleinunternehmern die Angabe der
Steuernummer oder der USt-IdNr. in Ausgangsrech-
nungen erforderlich (vgl. Abschn. 14.5 Abs. 8 Satz 1
UStAE), es sei denn, es handelt sich um eine Klein-
betragsrechnung. Nach dem neuen Satz 2 in
Abschn. 14.5 Abs. 8 UStAE l�sst es die Verwaltung
aber nunmehr zu, dass in F�llen, in denen sich das Un-
ternehmen ausschließlich auf den Betrieb einer Photo-
voltaikanlage i.S.d. § 12 Abs. 3 Nr. 1 Satz 1 UStG sowie
ggf. auf eine steuerfreie Vermietung und Verpachtung
nach § 4 Nr. 12 UStG beschr�nkt34) und die Kleinunter-
nehmerregelung nach § 19 UStG angewandt wird, in
einer Rechnung �ber die Stromlieferung im Zusam-
menhang mit der Photovoltaikanlage statt einer dem
Betreiber der Photovoltaikanlage f�r Umsatzsteuer-
zwecke erteilten Steuernummer die ihm erteilte
MaStR-Nummer verwendet.

Literatur: Becker, Anwendungsschreiben des BMF zur
Steuersatzerm�ßigung f�r Photovoltaikanlagen, MwStR
2023, 290; Binger/El, Nullsteuersatz bei Photovoltaikan-
lagen auf Krankenh�usern und anderen Gesundheits-
einrichtungen, KH 2023, 536; Dorn/Beyer, Entwurf eines
BMF-Schreibens zum „Nullsteuersatz“ f�r die Lieferung
von Photovoltaikanlagen ver�ffentlicht, DB 2023, 416;
Dorn/Beyer/Wenke, Endg�ltiges BMF-Schreiben zum
„Nullsteuersatz“ f�r die Lieferung von Photovoltaikanla-
gen: �nderungen und Klarstellungen vorgenommen,DB
2023, 677; Fietz/Mayer, Zweifelsfragen zur steuerlichen
Behandlung von Photovoltaikanlagen aufgrund der �n-
derungen im Zuge des JStG 2022, NWB 2023, 706;
Haisch/Rippert/Kasprowski, Jahressteuergesetz 2022,
BB 2023, 791; Hörster, JStG 2022: �nderungen des UStG
und der UStDV, NWB 2023, 528; Huschens, Die wichtigs-
ten �nderungen in der Umsatzsteuer durch das JStG
2022 und Folgen daraus, UVR 2023, 76; Lindtner/Urban,
Besteuerung von Photovoltaikanlagen nach dem JStG
2022: The New Easy?, NWB 2023, 344; Mateev, Umsatz-
steuer von null bei Photovoltaikanlagen: Die einzelnen
Voraussetzungen vor dem Hintergrund des BMF-Schrei-

bens v. 27.2.2023, DStR 2023, 975; Scherf, Umsatzsteuer-
rechtliche Energiefragen der Land- und Forstwirtschaft
(Teil 1), AgrB 2023, 204; Schmidt, JStG 2022: Steuerliche
Erleichterungen beim Betrieb von Photovoltaikanlagen
auch f�r die WEG und KapGes?, NWB 2023, 965; Schulze

zur Wiesche, Photovoltaikanlagen im Steuerrecht, StBp
2023, 59; Valbuena/Rennar, Entnahme zum Nullsteuer-
satz zur Gleichstellung von Photovoltaik-Alt-& Neuanla-
gen, UR 2023, 473; Widmann, Jahressteuergesetz 2022:
�nderungen bei der Umsatzsteuer, MwStR 2023, 3. [jk]

Grunderwerbsteuer

Bearbeiter: Ministerialrat a.D. Raymond Halaczinsky,
Bonn [rh]

Rechtsprechung

Grunderwerbsteuer auf Grundst�cksgesch�fte
zwischen verbundenen Unternehmen – Keine
teleologische Reduktion der Nachbehaltensfrist
des § 6a Satz 4 GrEStG bei freiwilliger
Anteilsver�ußerung vor Ablauf der
F�nf-Jahres-Frist

FG Rheinland-Pfalz v. 7.9.2023, 4 K 1727/22, StEd
2023, 700.

GrEStG § 6a.

Im Urteilsfall war die Kl�gerin (K-GmbH) eine
100 %-ige Tochtergesellschaft der X-Beteiligungsge-
sellschaft mbH. Im Rechtsstreit ging es darum, ob f�r
eine unmittelbare bzw. mittelbare Vereinigung von
mindestens 95 % der Anteile an grundbesitzhaltenden
Gesellschaften in der Hand der Kl�gerin am 3.12.2013
zu Recht Grunderwerbsteuer erhoben werden konnte,
weil die Alleingesellschafterin (X- Beteiligungsgesell-
schaft mbH) der Kl�gerin ihre Anteile an der Kl�gerin
innerhalb von weniger als f�nf Jahren nach dem
3.12.2013 an einen konzernfremden Dritten ver�ußert
hatte, oder ob eine teleologische Reduktion von § 6a
Satz 4 GrEStG in der Weise vorzunehmen ist, dass
nach § 6a Satz 1, Satz 3 GrEStG von einer Besteuerung
abzusehen ist.

Verk�rzt dargestellt ging es folgendes: Die X-Beteili-
gungs-GmbH als alleinige Gesellschafterin der Kl�ge-
rin beschloss 2013 eine Kapitalerh�hung und die Aus-
gabe eines neuen Gesch�ftsanteils an der Kl�gerin
i.H.v. 1 000 000 Euro. Diesen neuen Gesch�ftsanteil an
der Kl�gerin �bernahm die X-Beteiligungs-GmbH
selbst und erbrachte hierf�r eine Sacheinlage, indem
sie unter anderem den von ihr bis dato unmittelbar ge-
haltenen 5,1 %-Anteil an der X-GmbH (mit erhebli-
chem Grundbesitz) an die Kl�gerin �bertrug. Die Kl�-
gerin hielt damit nach der Einbringung unmittelbar
erstmals 100 % an der grundbesitzenden X-GmbH
und mittelbar – n�mlich vermittelt �ber die 100 %-Be-
teiligung an der X-GmbH – erstmals auch 100 % an der
ebenfalls grundbesitzenden X-Grund und Boden
GmbH. F�r die an sich steuerbare Anteilsvereinigung

34) Vgl. BMF v. 12.6.2023, IV A 3 – S 0301/19/10007 :012
(2023/0554119), BStBl I 2023, 990.
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(durch die Einbringung) wurde gem. § 6a GrEStG zu-
n�chst keine Grunderwerbsteuer erhoben. Im Dezem-
ber 2017 erwarb eine konzernfremde J-GmbH 100 %
der Anteile an der Kl�gerin. Als Folge hieraus war die
J-GmbH erstmals zu 100 % an der Kl�gerin – und erst-
mals mittelbar zu 100 % an der X-GmbH sowie an der
X-Grund und Boden GmbH (jeweils mit erheblichem
Grundbesitz in Deutschland) – beteiligt. Durch die An-
teilsvereinigung in 2017 entstand unstreitig GrESt;
streitig war hier aber die GrESt f�r den Vorgang in
2013.

Das FG entschied: Die Grunderwerbsteuer f�r die 2013
vereinbarte Einbringung des 5,1 %-Anteils an der
X-GmbH in die Kl�gerin von ca. 3,2 Mio. j (5 %
von einem gesch�tztem Grundst�ckswert von ca.
64 000 000 j) sei zurecht festgesetzt worden. Dadurch
seien unmittelbar mindestens 95 % der Anteile an der
X-GmbH und mittelbar mindestens 95 % der Anteile
an der X-Grund und Boden in der Hand der Kl�gerin
vereinigt und damit den Tatbestand des § 1 Abs. 3
Nr. 1 GrEStG verwirklicht worden. Die Steuerbeg�ns-
tigung des § 6a Satz 1 GrEStG komme nicht in Be-
tracht, weil die Nachbehaltensfrist des § 6a Satz 4
GrEStG verletzt worden sei. Indem die X-Beteili-
gungs-GmbH die Anteile an der Kl�gerin 2017 ver�u-
ßert hatte, habe sie ihre Beteiligung an der Kl�gerin
innerhalb der f�nfj�hrigen – bis zum 2.12.2018 dauern-
den – Nachbehaltensfrist unter den Wert der Mindest-
beteiligung von 95 %verringert. Nach dem Wortlaut
des § 6a Satz 4 GrEStG sei eine Beg�nstigung der Kl�-
gerin f�r eine grunderwerbsteuerbare Einbringung im
Dezember 2013 damit ausgeschlossen. Eine teleologi-
sche Reduktion des § 6a Satz 4 GrEStG35) sei nicht vor-
zunehmen. Der Gesetzgeber habe die Beg�nstigung
bewusst auf Rechtsvorg�nge innerhalb eines zeitlich
gefestigten Konzernverbunds beschr�nken wollen.
Auch lehnte das FG eine Auslegung oder sogar teleo-
logische Reduktion des § 6a Satz 4 GrEStG dahin-
gehend ab, dass die Vorschrift auf (F�lle wie) den
Streitfall nicht anzuwenden sei, weil das die Nachbe-
haltensfrist verletzende Ereignis selbst einen grund-
erwerbsteuerbaren Vorgang darstelle und daher kein
Missbrauchspotential bestehe.

Hinweis: Der Streitfall zeigt wieder einmal deutlich,
dass bei geplanten Anteilsvereinigungen (oder auch
Gesellschafterwechseln) die grunderwerbsteuerli-
chen Auswirkungen sorgf�ltig gepr�ft werden m�s-
sen! Im Streitfall h�tte allein das Abwarten des Ab-
laufs der Nachbehaltensfrist zur Einsparung von
erheblicher GrESt gef�hrt. Die Versuche, nachtr�g-
lich im Klageweg die GrESt zu verhindern, sind oft
nicht oder erst nach aufwendigen und langwierigen
Klageverfahren erfolgreich.

Das Gericht lehnte es ausdr�cklich ab, die Recht-
sprechung zu § 5 Abs. 3 und § 6 Abs. 4 GrEStG, nach
der ein nachgelagerter, gegen die Sperrfristen ver-
stoßender, aber Grunderwerbsteuer ausl�sender
Rechtsvorgang nicht zu einer Versagung der Privile-
gierung f�hre,36) auf § 6a GrEStG zu �bertragen!

Das FG hat die Zulassung der Revision u.a. damit be-
gr�ndet, dass der Streitfall Anlass gebe zur weite-
ren Pr�zisierung sowohl des Verh�ltnisses der kon-
zern- und strukturierungsf�rderlichen Vorschriften

in § 6a Satz 1, 2 GrEStG zur restriktiven Vorschrift
des § 6a Satz 4 GrEStG als auch zur Pr�zisierung
des Umfangs, in dem der – in der Rechtsprechung
bereits eingeschr�nkte – Anwendungsbereichs des
§ 6a Satz 4 GrEStG im Wege teleologischer Ausle-
gung oder jedenfalls durch teleologische Reduktion
– entgegen der vom FG in der ersten Instanz vertre-
tenen Auffassung –noch weiter eingeschr�nkt wird
und damit nur noch auf F�lle angewendet werden
kann, in denen das die Nachbehaltensfrist verletzen-
de Ereignis selbst keinen grunderwerbsteuerbaren
Vorgang ausl�st.

F�r Praxis von Bedeutung ist auch, dass das FG
nochmals klarstellt, dass es unerheblich f�r die
Rechtsanwendung des § 6a Satz 4 GrEStG – und da-
mit auch unerheblich f�r die Frage einer teleologi-
schen Auslegung oder gar Reduktion – sei, dass die
Tochtergesellschaft (X-GmbH) bzw. Enkelgesell-
schaft (X-Grund und Boden GmbH) der Kl�gerin
die verfahrensgegenst�ndlichen Grundst�cke ja
auch h�tten ver�ußern k�nnen, wodurch die Nach-
behaltensfrist im Hinblick auf die Beteiligung der
B-Beteiligungen GmbH an der Kl�gerin unber�hrt
geblieben w�re. § 6a GrEStG sei aufgrund des inso-
fern klaren Wortlauts nicht grundst�cksbezogen,
sondern allein beteiligungsbezogen zu verstehen.
�nderungen in der grunderwerbsteuerrechtlichen
Zurechnung der Grundst�cke w�hrend der Vor-
und Nachbehaltensfrist seien im Anwendungsbe-
reich des § 6a GrEStG generell unbeachtlich. Das
heißt f�r das Grundst�ck selbst sind keine Behal-
tensfristen zu wahren, sondern nur f�r die Beteili-
gung an der grundst�ckshaltenden Gesellschaft.

Anzumerken ist in dem Zusammenhang, dass in der-
artigen F�llen auch die Frage der Zurechnung von
Grundst�cken f�r die Erg�nzungstatbest�nde in § 1
Abs. 2a bis 3a GrEStG eine große Rolle spielt. Hierzu
haben die Bundesl�nder aktuell in den Gleich lau-
tenden Erlasses v. 16.10.202337) (in diesem Heft S. 13)
Stellung genommen.

Verfahrenstechnisch stellt die Nichteinhaltung der
Nachbehaltensfrist ein r�ckwirkendes Ereignis nach
§ 175 Abs. 2 AO dar, sodass die Grunderwerbsteuer
nach § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO festzusetzen ist.
Die Festsetzungsfrist beginnt nach § 175 Abs. 1
Satz 2 AO mit dem Ablauf des Kalenderjahres, in
dem das der Steuerverg�nstigung nach § 6a GrEStG
entgegenstehende Ereignis eintritt.

Da Revision38) eingelegt worden ist, sollten ver-
gleichbare F�lle „offengehalten“ werden.

Literatur: Broemel/Mörwald, Der �berarbeitete An-
wendungserlass zu § 6a GrEStG – �nderungen und of-
fen Streitpunkte, DStR 2023, 1821; Stenert, Offene Fra-
gen und Praxisf�lle zu § 6a GrEStG, Ubg 2022, 31;
Wischot/Arnold/Petersen, Die Vor- und Nachbehal-

35) BFH v. 21.8.2019, II R 15/19, BStBl II 2020, 329 = UVR 2020,
110; BFH v. 21.8.2019, II R 16/19, BStBl II 2020, 333; BFH v.
21.8.2019, II R 19/19, BStBl II 2020, 337; BFH v. 21.8.2019, II R
20/19, BStBl II 2020, 341 und BFH v. 21.8.2019, II R 21/19;
BStBl II 2020, 344; BFH v. 22.8.2019, II R 17/19, BStBl II 2020,
348 und BF0H v. 22.8.2019, II R 18/19, BStBl II 2020, 352.

36) BFH v. 25.8.2020, II R 23/18, BStBl II 2021, 162 = UVR 2021, 69.
37) BStBl I 2023, 1872.
38) Rev. BFH, Az. II R 30/23.
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tensfrist des § 6a GrEStG – Teleologische Reduktion als
tragende L�sung eines systemfremden Wortlauts, Ubg
2016, 449. [rh]

Verwaltung

Zurechnung von Grundst�cken f�r die
Erg�nzungstatbest�nde in § 1 Abs. 2a bis 3a des
Grunderwerbsteuergesetzes (GrEStG)

Oberste Finanzbeh�rden der L�nder v. 16.10.2023,
GrESt-Kartei NW § 1 GrEStG Karte 1; BStBl I 2023,
1872.

GrEStG § 1 Abs. 2a–3a.

Bei bestimmten Gesellschafterwechseln und Anteils-
�bertragungen wird nach den § 1 Abs. 2a–3a GrEStG
ein steuerbarer Rechtstr�gerwechsel an Grundst�cken
fingiert, wenn den betreffenden Gesellschaften im
Zeitpunkt der Verwirklichung Grundbesitz geh�rt.
Grunds�tzlich gilt: Ob ein Grundst�ck zum Verm�gen
einer Gesellschaft geh�rt, richtet sich weder nach dem
Zivilrecht noch nach § 39 AO. Maßgebend ist die
grunderwerbsteuerliche Zurechnung. F�r Beginn
und Ende einer grunderwerbsteuerlichen Zurechnung
ist lediglich die Verwirklichung der Tatbest�nde nach
§ 1 Abs. 1, Abs. 2, Abs. 3 und Abs. 3a GrEStG entschei-
dend. Hat z.B. eine GmbH ein Grundst�ck durch wirk-
samen Kaufvertrag gekauft, ist es grunderwerbsteuer-
lich der GmbH zuzurechnen, auch wenn sie im
Grundbuch noch nicht als Eigent�merin eingetragen
ist (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 GrEStG). Demzufolge k�nnte eine
�bertragung von 100 % der Anteile dieser GmbH auf
eine andere Gesellschaft insoweit GrESt gem. § 1
Abs. 3 GrEStG ausl�sen (da der GmbH insoweit schon
ein Grundst�ck geh�rt)! Entsprechendes gilt, wenn die
GmbH 100 % der Anteile an einer anderen GmbH er-
wirbt, die gerade ein Grundst�ck gekauft hat.

In dem Erlass wird dargestellt, ob und wann ein
Grundst�ck zum Verm�gen einer Gesellschaft geh�rt
und es ihr f�r die Erg�nzungstatbest�nde in § 1
Abs. 2a bis 3a GrEStG zuzurechnen ist. Auch wird zu
den �bergangsregelungen des § 23 Abs. 18 bis 22
GrEStG, zum Vorrang des § 1 Abs. 2a und Abs. 2b
GrEStG und zur R�ckg�ngigmachung und R�cker-
werb nach § 16 GrEStG Stellung genommen. Der Er-
lass enth�lt zur Thematik instruktive Beispiele.

Hinweis: Die Frage der Zurechnung ist von großer
Bedeutung! Immer wieder wird – wie eine Vielzahl
von Prozessen39) und Einspruchsverfahren zeigt –,
die (Nicht-)Zurechnung von Grundbesitz falsch ein-
gesch�tzt, so dass etwa eine Anteilsvereinigung oder
ein Gesellschafterwechsel (ungeplant) hohe GrESt
ausl�st.

Literatur: Broemel/Mörwald, Die grunderwerbsteuer-
liche Zurechnung von Grundst�cken in mehrstufigen
Beteiligungsstrukturen, DStR 2022, 1977; Graessner/

Lottermeier, Die Zurechnung von Grundst�cken im
Grunderwerbsteuerrecht, NWB 2023,1701; Meining,
Back to the future? Wirkung des § 16 GrEStG auf
die grunderwerbsteuerliche Zuordnung eines Grund-
st�cks f�r Zwecke des § 1 Abs. 2a bis 3a GrEStG,
Ubg 2022, 591; Schnittger, �berraschung beim Erwerb

von Anteilen an grundst�cksverwaltenden Kapitalge-
sellschaften, DB 2023, 1882. [rh]

Erbschaftsteuer

Bearbeiter: Ministerialrat a.D. Raymond Halaczinsky,
Bonn [rh]

Rechtsprechung

Zur Ermittlung der Anzahl der Besch�ftigten
nach K�pfen

FG M�nster v. 10.8.2023, 3 K 2723/21 F, StEd 2023, 717.

ErbStG § 13a Abs. 3 Satz 7.

Im Urteilsfall war der 2017 verstorbene Unterneh-
mer/Erblasser Alleingesellschafter und Alleinge-
sch�ftsf�hrer einer GmbH (Kl�gerin). In der �bermit-
telten Lohnsteueranmeldung der Kl�gerin f�r den
Zeitraum M�rz 2017 waren 11 Arbeitnehmer einschl.
Aushilfs- und Teilzeitkr�fte eingetragen. Die GmbH
hielt am Bewertungsstichtag 51 % der Anteile an der
„I-GmbH“ (Tochtergesellschaft). Die Tochtergesell-
schaft hatte zwei Arbeitnehmer. 2020 erließ das FA
einen zusammengefassten Bescheid, der verschiedene
gesonderte Feststellungen enthielt. Insb. stellte es die
Anzahl der Besch�ftigten auf 12 Personen fest. 11 Per-
sonen waren ausweislich der Anlage zum Feststel-
lungsbescheid bei der Kl�gerin selbst besch�ftigt; ein
weiterer Besch�ftigter wurde ihr aus der Tochtergesell-
schaft zugerechnet, entsprechend der Beteiligungs-
h�he von 51 % bei zwei Besch�ftigten in der Tochter-
gesellschaft. Die Ausgangslohnsumme stellte der
Beklagte auf 297 905 j fest. Dieser Betrag setzte sich
aus der erkl�rten Ausgangslohnsumme der Kl�gerin
zuz�glich eines Anteils von 51 % der f�r die Tochter-
gesellschaft festgestellten Ausgangslohnsumme zu-
sammen. Die Kl�gerin war der Auffassung, dass der
Erblasser nicht mehr als Arbeitnehmer und die ge-
ringf�gig Besch�ftigten nur stellenanteilig ber�ck-
sichtigt werden d�rften. Insgesamt kam die Kl�gerin
auf 3,5 Besch�ftigte und beantragte daher, keine Aus-
gangslohnsumme festzustellen.

Das FG entschied dagegen: Grds. ist die Anzahl der
Besch�ftigten anhand der Anzahl der auf den Lohn-
und Gehaltslisten erfassten Besch�ftigten, gez�hlt
nach K�pfen, zu bestimmen. Da hier sowohl der Erb-
lasser wie auch die Teilzeitbesch�ftigten erfasst waren,
seien sie zu Recht als Arbeitnehmer ber�cksichtigt
worden. Die Anzahl der Besch�ftigten reduziere sich
auch nicht um solche Besch�ftigten, die neben ihrer
Besch�ftigung im konkreten Betrieb anderweitige Be-
sch�ftigungsverh�ltnisse haben. Das gelte unabh�n-
gig davon, mit wie vielen Stunden sie im konkreten
Betrieb t�tig sind und ob die Besch�ftigung in einem
anderen Betrieb m�glicherweise den Schwerpunkt ih-
rer beruflichen T�tigkeit bildet. Auf die ausf�hrliche
Begr�ndung wird verwiesen.

39) BFH v. 14.12.2022, II R 40/20, BStBl II 2023, 1012; BFH v.
1.12.2021, II R 44/18, BStBl II 2023, 1009.



14 UVR 2024 Nr. 1 UVR-Aktuell

Hinweis: F�r die Praxis von Interesse ist die hier
ausf�hrlich dargestellte Berechnung der Arbeitneh-
meranzahl bei Vorhandensein von Unterbeteili-
gungen (§ 13a Abs. 3 Satz 11 und 12 ErbStG und
R E 13a.4 und R E 13a.6 ErbStR 2019). Das FG hat
die Revision zugelassen, so dass bzgl. der Mitbe-
rechnung des Erblassers und der Bestimmung der
Besch�ftigtenzahl anhand einer stellenanteiligen
Betrachtung (mit einem gegen�ber einer Z�hlung
nach K�pfen niedrigeren Anzahl) noch nicht das
letzte Wort gesprochen ist. Maßgebend ist ja der
Zeitpunkt der Entstehung der Steuer (§ 9 ErbStG).
Bei Vorbereitung von Schenkungen k�nnte ggf.
noch auf die Anzahl der Arbeitnehmer Einfluss ge-
nommen werden. Zu Berechnung der Arbeitneh-
meranzahl nach dem bis 2015 geltendem Recht hat
das FG M�nster inhaltlich gleich entschieden, vgl.
FG M�nster v. 26.9.2023, 3 K 2466/21 F (nachfol-
gend auf dieser Seite).

Literatur: Halaczinsky, Verschonung des Unterneh-
mensverm�gen in der Erbschaft-/ Schenkungsteuer
ausgew�hlte Zweifelsfragen aus der Rechtsprechung,
UVR 2020, 276; Höreth/Stelzer, Erbschaftsteuer – Un-
ternehmensnachfolge nach den neuen Regelungen,
DStZ 2016, 901; Layer, Ermittlung der Lohnsumme
und der Anzahl der Besch�ftigten bei Unternehmen
mit Beteiligungsbesitz, FuS 2013, 71. [rh]

Zur Ermittlung der Anzahl der Besch�ftigten
nach K�pfen und zur Auslegung des Merkmals
„nicht ausschließlich oder �berwiegend im
Betrieb t�tig“

FG M�nster v. 26.9.2023, 3 K 2466/21 F, StEd 2023, 732.

ErbStG § 13a Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 2.

Zum Einzelunternehmen des 2012 verstorbenen Erb-
lassers geh�rte die 100 %-Beteiligung an einer GmbH.
F�r die Gew�hrung der Befreiung f�r das Betriebsver-
m�gens kam es darauf an, wieviel Arbeitnehmer die
GmbH hatte und wie hoch die Ausgangslohnsumme
war (§ 13a Abs. 4 ErbStG). Im Jahr 2012 war es f�r
die Verschonung des Betriebsverm�gens unsch�dlich,
wenn der Betrieb nicht mehr als 20 Arbeitnehmer hat-
te. Das FA rechnete zu den 18 „regul�ren“ Arbeitneh-
mern auch den Erblasser/Gesch�ftsf�hrer und zwei
Teilzeitbesch�ftigte (Reinigungskr�fte) zu den Arbeit-
nehmern i.S.d. § 13a Abs. 1 Satz 3 ErbStG a.F.) und
kam somit auf 21 Arbeitnehmer. Demzufolge war eine
Ausgangslohnsumme festzustellen und eine Reduzie-
rung des Betriebsverm�gens vorzunehmen. Mit Klage
machte die GmbH (Kl�gerin) geltend, dass der Erblas-
ser infolge seines Todes nicht mehr als Arbeitnehmer
mitgerechnet werden k�nne. Auch die beiden Teilzeit-
besch�ftigten seien nicht mitzurechnen, da sie weder
ausschließlich noch �berwiegend f�r die GmbH t�tig
gewesen seien. Somit sei von 18 Arbeitnehmern auszu-
gehen und keine Ausgangslohnsumme festzustellen.

Das FG entschied dagegen: Grds. ist die Anzahl der
Besch�ftigten anhand der Anzahl der auf den Lohn-
und Gehaltslisten erfassten Besch�ftigten, gez�hlt
nach K�pfen, zu bestimmen. Da hier sowohl der Erb-
lasser wie auch die Teilzeitbesch�ftigten erfasst waren,
seien sie zu Recht als Arbeitnehmer ber�cksichtigt
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worden; auf die ausf�hrliche Begr�ndung wird verwie-
sen.

Hinweis: F�r die Praxis von Interesse ist die hier aus-
f�hrlich dargestellte Berechnung der Arbeitnehmer-
anzahl bei Vorhandensein einer GmbH-Beteiligung
R E 13a.4 und R E 13a.6 ErbStR 2019). Das FG hat die
Revision zugelassen, so dass bzgl. der Mitberech-
nung des Erblassers und der Bestimmung der Be-
sch�ftigtenzahl anhand einer stellenanteiligen Be-
trachtung (mit einem gegen�ber einer Z�hlung
nach K�pfen niedrigeren Anzahl) noch nicht das
letzte Wort gesprochen ist. Maßgebend ist der Zeit-
punkt der Entstehung der Steuer (§ 9 ErbStG). Bei
Vorbereitung von Schenkungen k�nnte ggf. noch
auf die Anzahl der Arbeitnehmer Einfluss genom-
men werden.

Anzumerken ist, dass die richtige Anzahl der Arbeit-
nehmer erst 5 Jahre nach Abgabe der Erkl�rung
(die die Angabe enthielt „Arbeitnehmer unter 20“)
i.R.e. Betriebspr�fung festgestellt worden ist. Der ur-
spr�ngliche Bescheid konnte aber noch ge�ndert
werden, weil er unter Vorbehalt der Nachpr�fung
stand. (Dies f�hrte viele Jahre nach dem Erbfall noch
zu einer h�heren Steuer).

Inzwischen (ab 1.1.2016) ist nur dann keine Aus-
gangslohnsumme festzustellen, wenn die Arbeit-
nehmeranzahl statt 20 f�nf nicht �berschreitet
(§ 13a Abs. 3 Satz 3 Nr. 2 ErbStG). Zur Berechnung
der Arbeitnehmeranzahl nach dem ab 2016 gelten-
dem Recht hat das FG M�nster inhaltlich gleich ent-
schieden, vgl. FG M�nster v. 10.8.2023, 3 K 2723/21
F (in diesem Heft S. 13).

Literatur: Halaczinsky, Verschonung des Unterneh-
mensverm�gen in der Erbschaft-/ Schenkungsteuer
ausgew�hlte Zweifelsfragen aus der Rechtsprechung,
UVR 2020, 276; Höreth/Stelzer, Erbschaftsteuer – Un-
ternehmensnachfolge nach den neuen Regelungen,
DStZ 2016, 901; Layer, Ermittlung der Lohnsumme
und der Anzahl der Besch�ftigten bei Unternehmen
mit Beteiligungsbesitz, FuS 2013, 71. [rh]

Zur Berechnung der Erbschaftsteuer bei einem
zum Privatverm�gen geh�renden bebauten
Grundst�ck im Drittland

EuGH v. 12.10.2023, BA, C-670/21, HFR 2023, 1117.

ErbStG § 13c (jetzt § 13d ErbStG).

Das FG K�ln40) hatte dem EuGH die Frage vorgelegt,
ob § 13c ErbStG, nach dem bebaute Grundst�cke und

Grundst�cksteile, die zu Wohnzwecken vermietet wer-
den, und im Inland, in einem Mitgliedstaat der Euro-
p�ischen Union oder in einem Staat des Europ�ischen
Wirtschaftsraums belegen sind, mit 90 % ihres Wertes
angesetzt werden d�rfen, insofern unionsrechtswidrig
ist, als vergleichbare Grundst�ck in Drittstaaten (hier
in Kanada) mit 100 % ihres Wertes anzusetzen sind.
Dazu entschied der EuGH: Art. 63 bis 65 AEUV stehen
einer Regelung eines Mitgliedstaats (hier: § 13c Abs. 1
und 3 ErbStG) entgegen, die vorsieht, dass ein zum
Privatverm�gen geh�rendes bebautes Grundst�ck,
das zu Wohnzwecken vermietet wird, bei der Berech-
nung der Erbschaftsteuer mit seinem vollen gemeinen
Wert angesetzt wird, wenn es in einem Drittland (hier:
Kanada), das nicht Partei des EWR-Abkommens ist,
belegen ist, w�hrend es mit 90 % seines gemeinen
Werts angesetzt wird, wenn es im Inland, in einem an-
deren Mitgliedstaat oder in einem Staat, der Partei des
EWR-Abkommens ist, belegen ist.

Hinweis: Der EuGH hat seine Entscheidung (aus-
f�hrlich) damit begr�ndet, dass nicht davon ausge-
gangen werden k�nne, dass die Regelung in § 13c
Abs. 1 und 3 ErbStG a.F. (jetzt § 13d ErbStG) durch
das Ziel der F�rderung und Schaffung von bezahlba-
rem Wohnraum in den Mitgliedstaaten und den
Staaten, die Parteien des EWR-Abkommens sind,
gerechtfertigt w�re. Die durch § 13c Abs. 1 und 3
ErbStG bedingte Beschr�nkung des freien Kapital-
verkehrs sei auch nicht durch die Notwendigkeit ge-
rechtfertigt, die Wirksamkeit der Steueraufsicht zu
gew�hrleisten. F�r die Praxis bedeutet die zun�chst
einmal, dass Erben und sonst Bedachte bei entspre-
chenden Mietwohnobjekten in Drittstaaten den Be-
wertungsabschlag von 10 % beanspruchen k�nnen
(soweit die Veranlagung noch nicht bestandskr�ftig
abgeschlossen ist). Insoweit sind auch Schulden und
Lasten nur mit 90 % abziehbar. Die Reaktion des Ge-
setzgebers (m�glicherweise Abschaffung oder Ab-
�nderung) bleibt abzuwarten.

Literatur: Bachem, Erbschaftsteuer und Kapitalver-
kehrsfreiheit: eine „never ending story?“, ZEV 2022,
189; Halaczinsky, Die Steuerbeg�nstigung f�r vermie-
tete Immobilien des Privatverm�gens gem. § 13c
ErbStG, ErbStB 2015, 365; Oppel, EuGH-Vorlage – Be-
schr�nkung in § 13c ErbStG aF auf im Inland und im
EU/EWR-Raum belegene Grundst�cke mit der Kapi-
talverkehrsfreiheit (Art. 63 AEUV) vereinbar?, ZEV
2022, 246. [rh]

40) FG K�ln v. 2.9.2021, 7 K 1333/19, EFG 2022, 51 = UVR 2022,
46.
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UVR-Themen

Oldtimer-Kennzeichen und Verg�nstigung bei der Kraftfahrzeugsteuer auch f�r
Alltagsfahrzeuge?

RA, FAStR, StB, FBZ�VerbrSt Wolf-Dietrich Glockner, D�sseldorf*)

Mit dem Kraftfahrzeugsteuer�nderungsgesetz 1997 wurden Schadstoffemissionen bei der Besteuerung von Per-
sonenkraftwagen st�rker ber�cksichtigt. Die gesetzlichen �nderungen f�hrten bei �lteren Fahrzeugen ohne mo-
derne Abgasreinigungsanlagen zu einer h�heren Kraftfahrzeugsteuer. Bei den Fahrzeugen, denen ein Oldti-
mer-Kennzeichen zugeteilt wurde, ist diese Steuer jedoch regelm�ßig nicht h�her, sondern sogar niedriger, so
dass die Zulassung solcher alten Fahrzeuge ohne moderne Abgasreinigungsanlagen von der Finanzverwaltung
sogar steuerlich gef�rdert wird. Grund daf�r ist eine besondere Regelung im Kraftfahrzeugsteuergesetz. Bis 2007
wurde ein solches Oldtimer-Kennzeichen nur Fahrzeugen zugeteilt, die u.a. insbesondere „vornehmlich zur Pfle-
ge des kraftfahrzeugtechnischen Kulturguts eingesetzt“ werden. Seit 2007 teilen die Straßenverkehrsbeh�rden
auch solchen Fahrzeugen ein H-Kennzeichen zu, die u.a. „zur Pflege des kraftfahrzeugtechnischen Kulturgutes
dienen“, was auch f�r solche „nur alte“ Fahrzeuge zutrifft, die als Alltagsfahrzeug genutzt werden. Viele Modelle
der 1980er Jahre, die in großen St�ckzahlen produziert wurden, kommen inzwischen nun auch schon in den Ge-
nuss des Oldtimer-Kennzeichens. Hierzu geh�ren unter anderem der VW Golf II oder der Mercedes Benz W124
(E-Klasse). Der Bestand an Fahrzeugen mit hohen Schadstoffemissionen und Oldtimer-Kennzeichen ist seit 2007
kontinuierlich angestiegen. Nach Feststellungen des Bundesrechnungshofs wuchs der Bestand an Oldtimern mit
H-Kennzeichen in den letzten Jahren erheblich. Der Bundesrechnungshof hat diese Handhabung kritisiert.1) Der
Gesetzgeber habe danach „nur alte“ Kraftfahrzeuge von der Regelung ausschließen wollen. Steuerlich beg�ns-
tigt werden sollten nur Fahrzeuge, die als historische Sammlerst�cke in der Regel nur bei sog. Oldtimer-Rallyes
oder �hnlichem zum Einsatz kommen, also nur gelegentlich im Straßenverkehr genutzt werden. Die im Jahre 2007
erfolgte Lockerung entspr�che dieser Intention des Gesetzgebers nicht. Der Bundesrechnungshof hat das BMF
deshalb zu einer z�gigen Gesetzesinitiative aufgefordert, um die besondere Oldtimer-Besteuerung bei der Kraft-
fahrzeugsteuer so zu gestalten, dass Alltagsfahrzeuge von der Regelung wieder ausgeschlossen werden. Das
BMF hat eine solche Gesetzesinitiative abgelehnt. Die vom Bundesrechnungshof angef�hrte Intention des Ge-
setzgebers sei nicht belegt. Auch seien die Voraussetzungen f�r die Zuteilung eines Oldtimer-Kennzeichens 2007
nicht gelockert worden. Das BMF bestreitet, dass mit der besonderen Oldtimer-Besteuerung Fahrzeuge subven-
tioniert werden, die im Alltagsverkehr als �bliche Verkehrsmittel eingesetzt werden.2) Der Beitrag beleuchtet die
Hintergr�nde und nimmt zu den aufgeworfenen Streitfragen Stellung.
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Literatur: Hübschmann/Hepp/Spitaler, AO/FGO,
K�ln, Stand Januar 2023; Recktenwald, �nderungen
bei der Kraftfahrzeugsteuer durch das Kraftfahrzeug-
�nderungsgesetz 1997 vom 18. April 1997, UVR 1997,
225, 233; Strodthoff, KraftStG, Freiburg, Oktober 2022;
Tipke/Kruse, AO/FGO, K�ln, Juni 2020; Zens, Die Be-
steuerung von Oldtimern, NWB 2014, 1364, 1367.

I. Die Besteuerung von Oldtimern

1. Besteuerungsgegenstand

Gegenstand der Besteuerung des Kraftfahrzeugsteuer-
gesetzes (KraftStG) ist regelm�ßig das Halten eines in-
l�ndischen Kraftfahrzeugs (§ 1 Abs. 1 KraftStG). F�r
den Begriff des Haltens eines Fahrzeugs gibt es keine
eigene Definition im KraftStG, so dass nach § 2 Abs. 2
KraftStG die Vorschriften des Verkehrsrechts Anwen-
dung finden. Aus Sicht der verkehrsrechtlichen Vor-
schriften wird ein Fahrzeug von derjenigen Person
„gehalten“ auf die es gem�ß § 3 und § 6 der Verord-
nung �ber die Zulassung von Fahrzeugen zum Stra-
ßenverkehr (FZV)3) zugelassen ist. Der Name des Hal-
ters, der eine nat�rliche oder juristische Person oder
auch eine Personenmehrheit sein kann, ist in der Zu-
lassungsbescheinigung Teil I und Teil II nach §§ 11
und 12 FZV (bis 30.9.2005: Fahrzeugschein und -brief)
ausgewiesen.

Das KraftStG bietet mit § 1 Abs. 1 Nr. 4 des Gesetzes
f�r die Besteuerung von Oldtimern eine besondere, re-
gelm�ßig beg�nstigende Regelung an. Steuergegen-
stand ist in diesen F�llen die Zuteilung des Oldti-
mer-Kennzeichens. F�r Oldtimer i.S.d. § 2 Nr. 22 FZV
kann nach § 9 Abs. 1 FZV auf Antrag ein besonderes
Kennzeichen zugeteilt werden, das sog. Oldtimer-
Kennzeichen. In F�llen, in denen ein Oldtimer-Kenn-
zeichen zugeteilt worden ist, tritt die Haltereigenschaft
als Besteuerungsgrundlage zur�ck.

2. H�he der Kraftfahrzeugsteuer

Die f�r die Zuteilung eines Oldtimer-Kennzeichens zu
entrichtende Kraftfahrzeugsteuer wird nach den Vor-
schriften des § 9 Abs. 4 KraftStG pauschal ermittelt.
Die dort normierten Jahresbetr�ge i.H.v. 46,02 j bei
Zuteilung eines Oldtimer-Kennzeichens f�r ein Kraft-
rad und 191,73 j bei Zuteilung eines Oldtimer-Kenn-
zeichens f�r ein anderes Fahrzeug, das kein Kraftrad
ist, werden unabh�ngig von den Bemessungsgrundla-
gen des § 9 Abs. 1 KraftStG, wie insbesondere Hub-
raum, Schadstoff- oder Kohlendioxidausstoß oder zu-
l�ssiges Gesamtgewicht, festgesetzt. Ebenso werden
Kraftfahrzeuge, die verkehrsrechtlich als Oldtimer gel-
ten, von der kohlendioxidorientierten Kraftfahrzeug-
steuer nach § 8 Nr. 1 Buchst. b KraftStG i.V.m. § 9
Abs. 1 Nr. 2 Buchst. b KraftStG ausgenommen. Nach
§ 11 Abs. 5 KraftStG ist die zu entrichtende Kraftfahr-
zeugsteuer auf volle j abzurunden. Im Ergebnis sind
damit j�hrlich f�r Oldtimer-Kraftr�der 46,00 j und f�r
einen Oldtimer-Pkw oder einen anderen Oldtimer
191,00 j Kraftfahrzeugsteuer zu zahlen.

Die Pauschale ist fast immer geringer als die Steuer bei
der Regelbesteuerung nach den �blichen Kriterien wie
Hubraum oder Schadstoffemissionen. Bei einem Die-
sel-Pkw mit einem Hubraum von 1 500 ccm in der un-
g�nstigsten Emissionsklasse betr�gt die Steuererspar-
nis beispielsweise 371,0 j.4) Lediglich in speziellen

Einzelf�llen kann die Regelbesteuerung g�nstiger
sein.5)

3. Voraussetzungen f�r die Zuteilung eines Oldtimer-
Kennzeichens

Das Oldtimer-Kennzeichen wird von den Zulassungs-
beh�rden nach den Vorschriften des Verkehrsrechts
zugeteilt. Nach der Begriffsbestimmung des § 2 Nr. 22
FZV handelt es sich bei einem Oldtimer um ein Fahr-
zeug, das vor mindestens 30 Jahren erstmals in Ver-
kehr gekommen ist, weitestgehend dem Originalzu-
stand entspricht, in einem guten Erhaltungszustand
ist und zur Pflege des kraftfahrzeugtechnischen Kul-
turguts dient. Nur f�r solche Fahrzeuge kann nach
§ 9 FZV ein Oldtimer-Kennzeichen (H-Kennzeichen)
zugeteilt werden. Voraussetzung f�r diese antragsge-
bundene Zuteilung ist, dass f�r ein solches Fahrzeug
ein besonderes Gutachten vorgelegt wird. Nach § 23
StVZO ist insoweit ein Gutachten eines amtlich aner-
kannten Sachverst�ndigen, Pr�fers oder Pr�finge-
nieurs erforderlich. Einzelheiten zur Erstellung und
zu den Voraussetzungen sind in der sog. Oldti-
mer-Richtlinie (Richtlinie f�r die Begutachtung von
Oldtimern nach § 23 StVZO) normiert.

4. Das Oldtimer-Kennzeichen

Das zu dem zugeteilten Oldtimer-Kennzeichen gefer-
tigte Kennzeichenschild besteht aus einem Unterschei-
dungszeichen und einer Erkennungsnummer nach § 8
Abs. 1 FZV. Es ist wie ein schwarzes Kennzeichen nach
§ 10 FZV gestaltet und enth�lt neben dem Ortskenn-
zeichen, den Unterscheidungsbuchstaben und den
Zahlen jedoch den Buchstaben „H“ (historisches Fahr-
zeug).

5. Umweltrechtliche Vorteile des Oldtimer-Kennzei-
chens

In auf Grundlage der sog. Feinstaubverordnung6) ein-
gerichtete „Umweltzonen“ d�rfen nur Kraftfahrzeuge
einfahren, die mit einer entsprechenden Plakette
– Feinstaubplakette – gekennzeichnet sind. Im Ergeb-
nis darf eine solche „Umweltzone“ zumeist nur mit
einer „gr�nen Plakette“ befahren werden, deren Vor-
aussetzungen Fahrzeuge, die vor 30 oder mehr Jahren
erstmals in Betrieb gesetzte wurden, regelm�ßig nicht
erf�llen. Fahrzeuge, die ein Oldtimer-Kennzeichen
f�hren, sind von dieser Kennzeichnungspflicht befreit
und d�rfen in „Umweltzonen“ einfahren.7)

II. Einf�hrung in die Problematik

Die Zuteilung von Oldtimer-Kennzeichen durch die
Zulassungsbeh�rden erfolgt heute also nach den o.g.
Kriterien unabh�ngig davon, ob das Fahrzeug als Old-

3) Fahrzeug-Zulassungsverordnung v. 20.7.2023, BGBl. I 2023
Nr. 199.

4) BRH v. 18.4.2023 Immer mehr Oldtimer-Kennzeichen f�r All-
tagsfahrzeuge: Hoher Steuerverzicht und Schadstoffbelas-
tung (Nr. 36) https://www.bundesrechnungshof.de/Shared
Docs/Downloads/DE/Berichte/2023/ergaenzungsband-2022/
bemerkung-36.html.

5) S. hierzu Zens, NWB 2014, 1364, 1367.
6) 35. VO zur Durchf�hrung des Bundes-Emissionsschutzgeset-

zes – 35. BImSchV v. 10.10.2006, BGBl. I 2006, 2218.
7) Vgl. § 2 Abs. 1 der 35. BImSchV i.V.m § 2 Abs. 3 der 35.

BImSchV und Nr. 10 des entsprechenden Anhangs.
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timer-Sammlerst�ck nur selten im Straßenverkehr ge-
nutzt wird, insbesondere bei Oldtimer Veranstaltun-
gen wie Oldtimer Rallyes oder ob es sich um ein „nur
altes“ Fahrzeug handelt, das im Alltagsverkehr ge-
nutzt wird. Entsprechend ist die Zahl von 30 oder mehr
Jahre alten Fahrzeuge, denen ein Oldtimer-Kennzei-
chen zugeteilt wurde, deutlich angestiegen und steigt
weiter. Nach Feststellungen des Bundesrechnungshofs
wuchs der Bestand an Oldtimern mit H-Kennzeichen
bis zum Jahr 2019 auf rund 319 000 und zum Jahr 2020
um weitere 72 000 auf rund 391 000 Fahrzeuge an.8)

Am 1.1.2023 waren nach Angaben des Kraftfahrt-Bun-
desamts 793 589 Kraftfahrzeuge (Kfz) und Kfz-Anh�n-
ger als Oldtimer mit oder ohne H-Kennzeichen zuge-
lassen.9) Aktuell ist danach von einer Zahl von rund
500 000 Fahrzeugen mit H-Kennzeichen auszugehen.
Mit dem Kraftfahrzeugsteuer�nderungsgesetz 1997
wurden Schadstoffemissionen bei der Besteuerung
von Personenkraftwagen st�rker ber�cksichtigt. Damit
wollte der Gesetzgeber finanzielle Anreize f�r den Er-
werb und die Nutzung von Fahrzeugen mit m�glichst
niedrigen Emissionen setzen. Die gesetzlichen �nde-
rungen f�hrten bei �lteren Fahrzeugen ohne moderne
Abgasreinigungsanlagen zu einer h�heren Kraftfahr-
zeugsteuer. Damals hatte die Umweltministerkonfe-
renz gefordert, dass Pkw ohne Abgasreinigung ab
dem Jahre 2000 außer Betrieb gesetzt oder nachger�s-
tet werden.10) Wenn heute auf deutschen Straßen eine
Flotte solcher Fahrzeuge von rund 500 000 alten Fahr-
zeugen unterwegs ist, die noch dazu nicht h�her be-
steuert werden, sondern sogar niedriger, so dass man
sogar von einer F�rderung sprechen kann, entspricht
dies nicht der Zielsetzung des Kraftfahrzeugsteuer�n-
derungsgesetzes 1997 und auch nicht der klimapoliti-
schen Zielsetzung der Bundesregierung.

III. Privilegierung von nur gelegentlich verwendeten
Oldtimer-Sammlerst�cken bei der KFZ-Steuer

1. Hintergrund

Mit dem Kraftfahrzeugsteuer�nderungsgesetz 199711)

wurden Schadstoffemissionen bei der Besteuerung von
Personenkraftwagen st�rker ber�cksichtigt. Hauptziel
des Gesetzes war es, durch die Anpassung der emissi-
onsbezogenen Besteuerungsmerkmale an die jetzigen
und in K�rze zu erwartenden technischen Gegebenhei-
ten weiterhin eine umweltorientierte Lenkung zu errei-
chen.12) Im Interesse einer weiteren Verminderung der
sch�dlichen Umwelteinfl�sse, die vom Straßenverkehr
ausgehen, sollte die Kraftfahrzeugsteuer f�r nach dem
neuesten technischen Stand emissionsarme und ver-
brauchsg�nstige Personenkraftwagen (PKW) gesenkt
werden, w�hrend Personenkraftwagen mit einem h�he-
ren Schadstoffausstoß, also alte Autos st�rker belastet
werden sollten.13) Eine Ausnahmeregelung f�r Oldtimer
war im Gesetzentwurf und im vom Deutschen Bundestag
in seiner Sitzung am 14.11.1996 beschlossenen Gesetz
nicht vorgesehen.

Im Vermittlungsausschuss wurde dann im letzten Mo-
ment eine Ausnahmeregelung f�r Oldtimer beschlos-
sen und hierzu in § 1 Abs. 1 Nr. 4 KraftStG ein neuer
Steuergegenstand eingef�hrt: „Die Zuteilung von Old-
timer-Kennzeichen, sobald daf�r die entsprechenden
Voraussetzungen in der Straßenverkehrszulassungs-
ordnung geregelt sind“.14) Die Zuteilung eines Oldti-

mer-Kennzeichens unterliegt einem eigenen besonde-
ren Steuertarif nach § 9 Abs. 4 Nr. 2 KraftStG.

Die Begr�ndung f�r diese Ausnahmeregelung und der
Wille des Gesetzgebers, welche Voraussetzungen f�r
die Zuteilung von Oldtimer-Kennzeichen gelten soll-
ten, wurden erst im anschließenden Verfahren zur �n-
derung der Straßenverkehrszulassungsordnung deut-
lich.

2. Steuergegenstand: Zuteilung von neu zu schaffen-
den Oldtimer-Kennzeichen

Dieses Oldtimer-Kennzeichen wurde dann mit der f�n-
fundzwanzigsten Verordnung zur �nderung Straßen-
verkehrsrechtlicher Vorschriften vom 22.7.199715) ein-
gef�hrt. Hierzu wurde in § 23 StVZO nach Abs. 1b
folgender Abs. 1c eingef�gt:

„(1c) Auf Antrag wird f�r ein Fahrzeug, das vor 30 Jah-
ren oder eher erstmals in den Verkehr gekommen ist
und vornehmlich zur Pflege des kraftfahrzeugtechni-
schen Kulturgutes eingesetzt wird und gem. § 21c
eine Betriebserlaubnis als Oldtimer erhalten hat, ein
amtliches Kennzeichen nach Anlage Vc zugeteilt (Old-
timer-Kennzeichen).“

Diese Einschr�nkungen dienen nach der Begr�ndung
der Verordnung der Abgrenzung zu „nur alten“ Kraft-
fahrzeugen, die im Alltagsverkehr oder sogar zu ge-
werblichen Zwecken eingesetzt werden. Ein Oldti-
mer-Fahrzeug zeichnet sich danach dadurch aus, dass
dieses als historisches Sammlerst�ck nur noch zur Pfle-
ge des kraftfahrzeugtechnischen Kulturgutes und
nicht als �bliches Bef�rderungsmittel eingesetzt wird.
Am h�ufigsten k�men diese Fahrzeuge bei sogenann-
ten Oldtimer-Rallyes und �hnlichen Veranstaltungen
zum Einsatz.16)

In der urspr�nglichen Verordnung war noch zus�tzlich
eine Begrenzung der gefahrenen Kilometer pro Kalen-
derjahr auf 5 000 vorgesehen.17) Diese Begrenzung
wurde auf Initiative des Bundesrats gestrichen. Eine
solche Begrenzung sei kaum zu �berwachen und auch
nicht notwendig. Oldtimer-Fahrzeuge, die als histori-
sche Sammlerst�cke der Pflege des kraftfahrzeugtech-
nischen Kulturgutes und nicht als �bliche Bef�rde-
rungsmittel dienten, w�rden in einem Kalenderjahr
kaum 5 000 Kilometer gefahren, weil Eigent�mer bzw.
Halter dieser Fahrzeuge nicht einem erh�hten Ver-

8) BRH v. 18.4.2023 Immer mehr Oldtimer-Kennzeichen f�r All-
tagsfahrzeuge: Hoher Steuerverzicht und Schadstoffbelas-
tung (Nr. 36) https://www.bundesrechnungshof.de/Shared
Docs/Downloads/DE/Berichte/2023/ergaenzungsband-2022/
bemerkung-36.html.

9) Kraftfahrtbundesamt Pressemitteilung Nr. 33/2023 v.
23.8.2023 „Zahl der Oldtimer in Deutschland“.

10) BR-Drucks. 357/97, 10.
11) Gesetz zur st�rkeren Ber�cksichtigung der Schadstoffemis-

sionen bei der Besteuerung von Personenkraftwagen (Kraft-
fahrzeugsteuer�nderungsgesetz 1997 – KraftSt�ndG 1997

12) Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT-Drucks. 13/4918 v.
17.6.1996, 1.

13) Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT-Drucks. 13/4918 v.
17.6.1996, 8.

14) Beschlussempfehlung des Vermittlungsausschusses v.
12.3.1997, BT-Drucks. 13/7169.

15) VO zur �nderung Straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften v.
22.7.1997, BGBl. I 1997, 1189.

16) BR-Drucks. 452/97, 14, I.2.c.
17) Vgl. Recktenwald, UVR 1997, 225, 233.
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schleiß mit m�glicherweise hohen Reparaturkosten f�r
die Instandsetzung aussetzten.18)

Streitig blieb bis zuletzt das Mindestalter f�r Old-
timer-Fahrzeuge. In der Verordnung des Bundesminis-
teriums f�r Verkehr war eine Einstufung von 25 Jahre
alten Fahrzeugen als Oldtimer vorgesehen. Der Bun-
desrat hielt ein Mindestalter von 35 Jahren f�r ange-
messen und begr�ndete dies wie folgt:

„Die Einstufung von bereits 25 Jahre alten Fahrzeugen
als Oldtimer ist aus umwelt- und finanzpolitischen
Gr�nden nicht hinnehmbar. Zurzeit sind mehr als
350 000 alte Pkw zugelassen, f�r welche die mit dem
Gesetzentwurf vorgesehenen Regelungen in Betracht
kommen. Aufgrund der vorgesehenen Steuerentlas-
tungen f�r diese Fahrzeuge entstehen den L�ndern
Steuerausf�lle bei der Kfz-Steuer in nicht hinnehmba-
rer H�he. In den n�chsten f�nf Jahren wird die Zahl
der alten Fahrzeuge noch zunehmen, so dass sich auch
der Ausfall der Kfz-Steuer weiter erh�ht. Die Schad-
stoffemissionen der alten Fahrzeuge sind etwa 10–20-
mal so hoch einzustufen wie die neuer Fahrzeuge. Die
Umweltministerkonferenz fordern seit Jahren, dass
Pkw ohne Abgasreinigung ab dem 2000 außer Betrieb
gesetzt oder nachger�stet werden. Eine Steuerbeg�ns-
tigung vermindert jedoch den Anreiz, sich ein neues
Fahrzeug mit neuester Technik zuzulegen. Neben den
fiskalischen Auswirkungen w�rde dies den Bem�hun-
gen um eine Verringerung der Umweltbelastung durch
F�rderung weniger umweltbelastender Fahrzeuge mit
neuester Technik zuwiderlaufen. Durch die vorgeschla-
gene Beschr�nkung auf Pkw, die vor mindestens
35 Jahren in den Verkehr gekommen sind, wird eine
Begrenzung der Neuregelung auf ca. 60 000 Pkw er-
reicht.“19)

Die in Kraft getretene Verordnung enthielt dann einen
Kompromiss f�r ein Mindestalter f�r die Zuteilung
eines Oldtimer-Kennzeichens von 30 Jahren. Die Bun-
desregierung ging davon aus, dass damit ca. 135 000
Fahrzeuge ein H-Kennzeichen erhalten konnten.20)

Nach § 23 Abs. 1c StVZO mussten also drei Vorausset-
zungen f�r die Erteilung eines Oldtimer-Kennzeichens
vorliegen:

• Eine Betriebserlaubnis als Oldtimer nach § 21c
StVZO aufgrund eines Gutachtens,

• das Fahrzeug musste vor 30 Jahren oder eher erst-
mals in den Verkehr gekommen sein und

• das Fahrzeug musste vornehmlich zur Pflege des
kraftfahrzeugtechnischen Kulturguts eingesetzt
werden.

Die Zulassungsbeh�rde musste also pr�fen, ob f�r das
Fahrzeug ein Gutachten als Oldtimer vorliegt, ob das
Fahrzeug vor 30 Jahren oder eher erstmals in den Ver-
kehr gekommen ist und ob das Fahrzeug vornehmlich
zur Pflege des kraftfahrzeugtechnischen Kulturguts
eingesetzt wird.

3. Best�tigung des Willen des Gesetzgebers durch die
Rechtsprechung

Entsprechend setzte auch nach der h�chstrichterlichen
Rechtsprechung ein Antrag auf Erteilung eines Oldti-
mer-Kennzeichens voraus, dass der Antragsteller das
Fahrzeug nicht zum Zwecke seiner pers�nlichen Mo-

bilit�t einsetzen will, sondern �berwiegend anl�sslich
besonderer Veranstaltungen zur Pflege kraftfahrzeug-
technischen Kulturgutes.21) Nach dieser Entscheidung
konnte entsprechend eine Steuererm�ßigung f�r
Schwerbehinderte gem. § 3a Abs. 2 KraftStG nicht f�r
ein Kfz gew�hrt werden, das als Oldtimer zugelassen
ist. Denn gem�ß § 23 Abs. 1c StVZO sei Voraussetzung
f�r die Zuteilung eines Oldtimerkennzeichens, dass
die Fahrzeuge vornehmlich zur Pflege des kraftfahr-
zeugtechnischen Kulturgutes eingesetzt werden. Da-
mit habe der Gesetzgeber in Anlehnung an die Rege-
lungen in der 49. Ausnahmeverordnung zur StVZO in
erster Linie Fahrzeuge im Auge gehabt, die an beson-
deren Veranstaltungen teilnehmen und damit nur zur
gelegentlichen Verwendung und nicht zum t�glichen
Gebrauch gehalten werden. Hintergrund der erhebli-
chen steuerlichen F�rderung der in der Regel nicht
schadstoffgeminderten Oldtimerfahrzeuge sei damit
die Annahme des Gesetzgebers, dass diese Fahrzeuge
im Vergleich zu anderen Fahrzeugen eine erheblich
niedrigere Laufleistung haben. Dies werde auch durch
die zun�chst beabsichtigte Beschr�nkung der Jahres-
fahrleistung auf 5 000 km deutlich, die f�r die Erteilung
des Oldtimerkennzeichens in dem ersten Entwurf der
�nderung der StVZO vorgesehen war.22)

IV. Privilegierung von „nur alten“ Fahrzeugen des
t�glichen Gebrauchs

1. �nderung der Voraussetzungen f�r die Zuteilung
von Oldtimer-Kennzeichen im Straßenverkehrs-
recht

a) Zuteilung von Oldtimer-Kennzeichen an „nur alte“
Fahrzeuge

Durch die Verordnung zur Neuordnung des Rechts der
Zulassung von Fahrzeugen zum Straßenverkehr und
zur �nderung straßenrechtlicher Vorschriften vom
25.4.200623) wurde die Verordnung �ber die Zulassung
von Fahrzeugen zum Straßenverkehr (Fahrzeug-Zu-
lassungsverordnung-FZV) eingef�hrt. Die bis dahin
durch verschiedene Rechtsverordnungen geregelte
Zulassung von Fahrzeugen zum �ffentlichen Straßen-
verkehr sollte zusammengefasst und �bersichtlicher
gestaltet werden.24) In der Verordnung wurde in § 2
Nr. 22 einer Begriffsbestimmung f�r Oldtimer wie folgt
vorgenommen: „Oldtimer: Fahrzeuge, die vor mindes-
tens 30 Jahren erstmals in Verkehr gekommen sind,
weitestgehend dem Originalzustand entsprechen, in
einem guten Erhaltungszustand sind und zur Pflege
des kraftfahrzeugtechnischen Kulturguts dienen;“
§ 23 StVZO wurde wie folgt gefasst: „Zur Einstufung
eines Fahrzeugs als Oldtimer i.S.d. § 2 Nr. 22 der Fahr-
zeug-Zulassungs-Verordnung ist ein Gutachten eines

18) BR-Drucks. 357/97, 8.
19) BR-Drucks. 357/97, 10.
20) BRH v. 18.4.2023 Immer mehr Oldtimer-Kennzeichen f�r All-

tagsfahrzeuge: Hoher Steuerverzicht und Schadstoffbelas-
tung (Nr. 36) https://www.bundesrechnungshof.de/Shared
Docs/Downloads/DE/Berichte/2023/ergaenzungsband-2022/
bemerkung-36.html

21) BGH v. 19.7.2001, VII R 93/00, BFHE 196, 324 = BStBl II 2002,
20, Rz. 16.

22) BGH v. 19.7.2001, VII R 93/00, BFHE 196, 324 = BStBl II 2002,
20, Rz. 16.

23) BGBl. I 2006, 988.
24) Begr�ndung der Verordnung zur Neuordnung des Rechts der

Zulassung von Fahrzeugen zum Straßenverkehr, BR-
Drucks. 811/05, 166.
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amtlich anerkannten Sachverst�ndigen oder Pr�fers
oder Pr�fingenieurs erforderlich...“ § 23 Abs. 1c
StVZO mit seiner Legaldefinition des Oldtimer-Kenn-
zeichens wurde gestrichen. Nach § 9 Abs. 1 Satz 1 FZV
(heute § 10 Abs. 1 Satz 1 FZV) wird auf Antrag ein Old-
timer Kennzeichen zugeteilt f�r ein Fahrzeug, f�r das
ein Gutachten nach § 23 der StVZO vorliegt. Die FZV
ist am 1.3.2007 in Kraft getreten.

Seitdem ist einzige Voraussetzung f�r die Zuteilung
eines Oldtimer-Kennzeichens, dass ein Gutachter be-
scheinigt, dass es sich um einen Oldtimer i.S.d. § 2
Nr. 22 FZV handelt, also um ein Fahrzeug, das vor
mindestens 30 Jahren erstmals in den Verkehr ge-
kommen ist, weitestgehend dem Originalzustand ent-
spricht, in einem guten erhaltenen Zustand ist und
zur Pflege des kraftfahrzeugtechnischen Kulturguts
dient. Das zus�tzliche Tatbestandmerkmal, dass das
Fahrzeug vornehmlich zur Pflege des kraftfahrzeug-
technischen Kulturguts eingesetzt wird, ist damit er-
satzlos entfallen und wird von der Zulassungsbeh�rde
nicht mehr gepr�ft. Oldtimer-Kennzeichen werden
heute somit auf Antrag jedem „nur alten“ Kraftfahr-
zeug zugeteilt, unabh�ngig davon, ob es als histori-
sches Sammlerst�ck in der Regel nur noch zur Pflege
des kraftfahrzeugtechnischen Kulturguts eingesetzt
wird oder als �bliches Bef�rderungsmittel im Alltags-
verkehr oder sogar zu gewerblichen Zwecken einge-
setzt wird.

b) Fehlende Begr�ndung der �nderung und fehlender
�nderungswille

Eine Begr�ndung f�r diese fundamentale materielle
�nderung der Zuteilung von Oldtimer-Kennzeichen
i.R.d. Einf�hrung der Fahrzeug-Zulassungs-Verord-
nung FZV ergibt sich aus der Begr�ndung der Verord-
nung nicht. Offenbar sollte durch die Verordnung auch
keine solche materielle �nderung erfolgen. Nach de-
ren Begr�ndung sollte die Neuordnung des Rechts der
Zulassung von Fahrzeugen zum �ffentlichen Straßen-
verkehr vielmehr diesen Rechtsbereich lediglich zu-
sammenfassen und damit �bersichtlicher gestalten
und die Anzahl der Vorschriften verringern.25) In der
Begr�ndung zu § 2 Begriffsbestimmungen, also auch
zu § 2 Nr. 22 FZV wird ebenfalls lediglich aufgef�hrt:
„Die Aufnahme der Begriffsbestimmungen in einem
gesonderten Paragrafen soll der �bersichtlichkeit und
Rechtsklarheit dienen.“26) Im Gegenteil: In der Begr�n-
dung zu § 17 FZV wird ausgef�hrt, dass die Begriffsde-
finition in § 2 Nr. 22 bereits bisher f�r die Zuteilung
von Oldtimer-Kennzeichen gegolten habe.27) In der
FZV und deren Begr�ndung wird also der Eindruck
erweckt, als sei die bisherige materiell geltende Rege-
lung unver�ndert �bernommen worden. Offenbar fehl-
te dem Verordnungsgeber der Wille zu einer materiel-
len �nderung.

c) Fehlende Legitimation zur �nderung

Mit dem Kraftfahrzeugsteuer�nderungsgesetz 1997
hat der Gesetzgeber in § 1 Abs. 1 Nr. 4 KraftStG
einen neuen Steuergegenstand eingef�hrt: „Die Zutei-
lung eines Oldtimer-Kennzeichens durch die Zulas-
sungsbeh�rde.“ Gleichzeitig hat er in dem Gesetz
den Verordnungsgeber erm�chtigt, in der Straßenver-
kehrszulassungsordnung die entsprechenden Voraus-
setzungen zu regeln. Eine solche Erm�chtigung des
Verordnungsgebers muss nach Inhalt, Zweck und Aus-

maß bestimmt sein (Art. 80 Abs. 1 Satz 2 GG). General-
erm�chtigungen sind unzul�ssig. Inhalt ist der Gegen-
stand, das „Was“, Zweck das Ziel, das „Programm“
und Ausmaß der Umfang der Regelung.28) Inhalt und
Zweck und Ausmaß m�ssen sich aus dem Zusammen-
hang der Erm�chtigungsnorm mit anderen Vorschrif-
ten des Gesetzes und dem Ziel, dass die gesetzliche
Regelung insgesamt verfolgt, ergeben.29) Aus dem Zu-
sammenhang der Erm�chtigungsnorm mit anderen
Vorschriften des Gesetzes und insbesondere mit dem
Ziel, dass die gesetzliche Regelung insgesamt verfolgt,
also der Reduzierung von Schadstoffemissionen durch
eine st�rkere Ber�cksichtigung der Schadstoffemissio-
nen und bei der Besteuerung von Personenkraftwagen
ergab sich, dass grunds�tzlich alte Fahrzeuge ohne
Abgasreinigung h�her besteuert werden sollten und
nur dann ausnahmsweise nicht, wenn es sich um sog.
Oldtimer handelte. Nach dem Sinn und Zweck des Ge-
setzes konnte es sich nur um einen kleinen Kreis von
Fahrzeugen handeln, f�r die diese Ausnahme galt. Das
hat der Verordnungsgeber urspr�nglich auch so umge-
setzt, in dem er bestimmt hatte, dass solche Fahrzeuge
abgesehen von ihrem Alter und ihrem Zustand auch
vornehmlich zur Pflege des kraftfahrzeugtechnischen
Kulturguts eingesetzt werden m�ssen und dass sich
ein Oldtimer Fahrzeug dadurch auszeichnet, dass die-
ses als historisches Sammlerst�ck in der Regel nur
noch zur Pflege des kraftfahrzeugtechnischen Kultur-
guts und nicht als �bliches Bef�rderungsmittel einge-
setzt wird. Am h�ufigsten kommen diese Fahrzeuge
bei sogenannten Oldtimer Rallyes und �hnlichen Ver-
anstaltungen zum Einsatz. Diese Einschr�nkungen
dienten der Abgrenzung zu „nur alten“ Kraftfahrzeu-
gen, die im Alltagsverkehr oder sogar zu gewerblichen
Zwecken eingesetzt werden.30)

Der Gesetzgeber hat also bei der Erm�chtigung des
Verordnungsgebers einen bestimmten Regelungswil-
len dahingehend erkennen lassen, dass Ziel des Ge-
setzes die Reduzierung von Emissionen ist und die
Ausnahme f�r Oldtimer-Fahrzeuge und damit die Zu-
teilung von Oldtimer-Kennzeichen entsprechend eng
und begrenzt sein muss und damit nur f�r solche Old-
timer gelten kann, die nur gelegentlich im Straßenver-
kehr verwendet werden.

An dieser Erm�chtigung und den erkennbaren Rege-
lungswillen des Gesetzgebers hat der Verordnungs-
geber sich nicht mehr gehalten, als er nunmehr seit
2007 die Zuteilung von Oldtimer-Kennzeichen auf al-
le „alten Autos“ ausgeweitet hat, also auch auf sol-
che, die allt�glich im Straßenverkehr verwendet wer-
den.

25) Begr�ndung der Verordnung zur Neuordnung des Rechts der
Zulassung von Fahrzeugen zum Straßenverkehr, BR-
Drucks. 811/05, 166.

26) Begr�ndung der Verordnung zur Neuordnung des Rechts der
Zulassung von Fahrzeugen zum Straßenverkehr, BR-
Drucks. 811/05 168.

27) Begr�ndung der Verordnung zur Neuordnung des Rechts der
Zulassung von Fahrzeugen zum Straßenverkehr, BR-
Drucks. 811/0, 176.

28) Dr�en in Tipke/Kruse, § 4 AO Rz. 54 (Juni 2020).
29) Std. Rspr. des BVerfG, u.a. BVerfG v. 7.11.1991, 1 BvR

1469/86, BVerfGE 85, 97, 105; ebenso BFH v. 14.9.1993, VIII
R 42/92, BStBl II 1994, 683, 685; Dr�en in Tipke/Kruse, § 4 AO
Rz. 54 (Juni 2020) m.w.N.

30) Begr�ndung der ... zwanzigsten Verordnungs�nderung stra-
ßenverkehrsrechtlicher Vorschriften, BR-Drucks. 452/9, 14 f.
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d) Unwirksamkeit der �nderung

Verordnungen sind nur wirksam, sobald sie sich in den
Grenzen der Erm�chtigung halten. Deckt die Erm�ch-
tigung die Verordnung nicht, so ist sie unwirksam.31)

Deckt sie die Verordnung nur teilweise, so ist sie inso-
weit wirksam, i.�. aber unwirksam, wenn sie auch oh-
ne den nichtigen Teil sinnvoll bleibt und angenommen
werden kann, dass sie auch ohne ihn erlassen worden
w�re.32) Danach ist die jetzige Regelung in § 10 Abs. 1
FZV i.V.m. § 23 StVZO und § 2 Nr. 22 FZV f�r die Zu-
teilung von Oldtimer-Kennzeichen jedenfalls insoweit
unwirksam, als dadurch ein solches Kennzeichen auch
Fahrzeugen zugeteilt wird, die nicht vornehmlich zur
Pflege des kraftfahrzeugtechnischen Kulturguts einge-
setzt werden, sondern auch „nur alten“ Kraftfahrzeu-
gen, die im Alltagsverkehr oder sogar zu gewerblichen
Zwecken eingesetzt werden.

2. �bernahme dieser �nderung und Privilegierung
„nur alter“ Alltagsfahrzeuge bei der Kfz-Steuer

a) Auffassung der Finanzverwaltung

Wird von den Zulassungsbeh�rden auf Antrag f�r ein
Fahrzeug, das die oben dargestellten Voraussetzungen
erf�llt, auf Antrag ein Oldtimer-Kennzeichen zugeteilt,
erh�lt es in der 5. und 6. Stelle der Fahrzeug- und Auf-
bauart den Schl�ssel „98“, damit es f�r die Finanz-
und Zollverwaltung als Oldtimer-Fahrzeug erkennbar
ist. Nach § 5 Abs. 2 Satz 1 KraftStDV ist die Zulas-
sungsbeh�rde verpflichtet, die in § 36 Abs. 1 FZV be-
zeichneten Daten an das �rtlich zust�ndige Hauptzoll-
amt (HZA) zu �bermitteln. Zu diesen Daten geh�rt in
F�llen der Zuteilung eines Oldtimer-Kennzeichens
auch der Hinweis auf diese Zuteilung. Durch die �ber-
mittlung dieser Daten an das HZA als Festsetzungsbe-
h�rde der Zollverwaltung wird dort automatisch eine
Besteuerung als Oldtimer angestoßen. Eine Pr�fung
durch das HZA ist nicht vorgesehen.

Die Finanzverwaltung hat damit diese „heimliche“
�nderung der Voraussetzungen f�r die Zuteilung von
Oldtimer-Kennzeichen kritiklos f�r die Kfz-Steuer
�bernommen und privilegiert seitdem „nur alte“ All-
tagsfahrzeuge bei der Kfz-Steuer. Entgegen der Inten-
tion des Gesetzgebers des KraftStG werden damit von
der Finanzverwaltung also alte Fahrzeuge mit einem
h�heren Schadstoffausstoß nicht st�rker belastet, son-
dern im Gegenteil sogar noch durch eine niedrigere
Steuer privilegiert. Damit wird der Schadstoffausstoß
von Fahrzeugen nicht reduziert, sondern im Gegenteil
durch die Finanzverwaltung sogar gef�rdert.

Die Finanzverwaltung legitimiert diese dem Gesetzes-
zweck offenbar widersprechende steuerliche F�rde-
rung von alten Autos mit hohen Schadstoffemissionen
damit, sie sei an die von den Zulassungsbeh�rden ge-
troffene Einstufung eines Fahrzeugs als Oldtimer ge-
bunden. Die Entscheidung �ber die Zuteilung eines
Oldtimer-Kennzeichens obliege allein den Verkehrs-
beh�rden. Wurde ein derartiges Kennzeichen zuge-
teilt, l�se dies zwingend die Besteuerung der Zutei-
lung des Oldtimer-Kennzeichens nach § 1 Abs. 1 Nr. 4
KraftStG und die Anwendung der Steuers�tze nach § 9
Abs. 4 KraftStG aus.33) Der verkehrsrechtlichen Einstu-
fung falle hierbei im Ergebnis die Rolle eines Grundla-
genbescheids i.S.d. § 171 Abs. 10 AO zu, an dessen In-
halt die Hauptzoll�mter als f�r die Aus�bung der

Verwaltung der Kraftfahrzeugsteuer zust�ndigen Be-
h�rden bei Ermittlung und Festsetzung derselben ge-
bunden seien.34)

b) Kritische W�rdigung der Auffassung der Finanzver-
waltung

Entgegen der von der Finanzverwaltung und in der Li-
teratur vertretenen Ansicht handelt es sich bei der Mit-
teilung der Zulassungsbeh�rde �ber die Zulassung
eines Oldtimer-Kennzeichens i.S.d. § 1 Abs. 1 Nr. 4
Alt. 1 KraftStG jedoch nicht um einen f�r die Festset-
zung von Kraftfahrzeugsteuer bindenden ressortfrem-
den Grundlagenbescheid i.S.d. § 171 Abs. 10 Satz 1
AO.35)

Grundlagenbescheide sind nach der Legaldefinition
von § 171 Abs. 10 AO Feststellungsbescheide (§§ 179 f.
AO), Steuermessbescheides (§ 184 AO) und andere
Verwaltungsakte, soweit diese f�r die Festsetzung
einer Steuer bindend sind. Grundlagenbescheide sind
verfahrensrechtlich verselbst�ndigte, inhaltlich vor-
rangige Entscheidungen �ber Besteuerungsgrundla-
gen, die f�r andere Entscheidungen im Besteuerungs-
verfahren in dem Sinne bindend sind, dass die f�r die
Folgeentscheidung zust�ndige Finanzbeh�rde sie un-
gepr�ft zu �bernehmen hat. Bindende Wirkung f�r die
Festsetzung einer Steuer hat ein Verwaltungsakt im-
mer dann, wenn die Bindungswirkung durch Gesetz
ausdr�cklich angeordnet ist. Der Umfang der Bin-
dungswirkung von Grundlagenbescheiden, insb. sol-
cher von ressortfremden Beh�rden, f�r Folgebescheide
bestimmt sich nach ihrem Regelungsgehalt, der an-
hand der f�r den jeweiligen Sachverhaltskomplex ein-
schl�gigen Gesetzesvorschriften zu ermitteln ist.36)

Da f�r die Annahme einer Bindungswirkung damit
eines Grundlagenbescheids eine gesetzliche Regelung
erforderlich ist, ist das Vorliegen eines Grundlagenbe-
scheids abzulehnen, wenn der Gesetzgeber bewusst
und ausdr�cklich auf die gesetzliche Anordnung der
Bindungswirkung verzichtet oder es an einer solchen
Anordnung fehlt. Dies ber�cksichtigend, handelt es
sich bei der Mitteilung �ber die Zuteilung eines Old-
timer-Kennzeichens gegebenenfalls um einen ressort-
fremden Verwaltungsakt mit Tatbestandswirkung,
nicht aber um einen Grundlagenbescheid.37)

Entscheidend hierf�r ist die gesetzgeberische Syste-
matik der Besteuerung.38) Gem�ß § 1 Abs. 1 Nr. 4 Alt. 1
KraftStG unterliegt der Kraftfahrzeugsteuer die Zutei-
lung von Oldtimer-Kennzeichen. Die Zuteilung eines
Kennzeichens d�rfte einen Verwaltungsakt darstellen,
zumindest liegt jedoch eine Regelungswirkung der
Kennzeichen-Zuteilung vor. Ungeachtet der Qualit�t

31) Std. Rspr. des BVerfG, u.a. BVerfG v. 8.11.1983, 1 BvR
1249/81, BVerfGE 65, 248, 264; BFH v. 29.4.1988, VI R 74/86,
BStBl II 1988, 674, 676; Dr�en in Tipke/Kruse, § 4 AO Rz. 59
(Juni 2020) m.w.N.

32) BVerfG v. 13.10.1970, 2 BvR 618/68, BVerfGE 29, 198, 212;
BFH v. 7.6.1977, VIII R 122/76, BStBl II 1977, 638; Dr�en in
Tipke/Kruse, § 4 AO Rz. 59 (Juni 2020) m.w.N.

33) So auch Zens und Hasselbeck in Strodthoff, § 2 KraftStG
Rz. 39 (Oktober 2022).

34) So auch Zens, NWB 2014, 1364, 1365.
35) Ebenso FG Hessen v. 2.9.2023, 5 K 1356/20, Rz. 18, UVR 2023,

240 (Kurzwidergabe) m. Anm. rh.
36) Banniza in H�bschmann/Hepp/Spitaler § 170 AO Rz. 202,

207 f. (Januar 2023).
37) Ebenso FG Hessen v. 2.9.2023, 5 K 1356/20, Rz. 18.
38) FG Hessen v. 2.9.2023, 5 K 1356/20, Rz. 18.
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der hoheitlichen Maßnahmen ist allein die Tatsache,
dass ein Oldtimer-Kennzeichen nach § 9 Abs. 1 Satz 1
FZV zugeteilt wurde, entscheidend f�r die Entstehung
der Kraftfahrzeugsteuer. Insoweit l�st nicht das Halten
des Fahrzeugs, sondern die Zuteilung selbst die Steu-
erpflicht aus und hat insoweit Tatbestandswirkung. Sie
stellt aber keinen Grundlagenbescheid i.S.d. § 171
Abs. 10 AO dar, falls es an der gesetzlich angeordneten
Bindungswirkung fehlt.

Insoweit ist die Regelung zur Besteuerung von Oldti-
mern nicht vergleichbar zu der Besteuerung von Fahr-
zeugen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 KraftStG. Diese stel-
len zum Aufl�sen der Steuerpflicht auf das Halten,
bzw. widerrechtliche Benutzen eines konkreten Fahr-
zeugs ab; die H�he der Steuer ermittelt sich dann nach
den �bermittelten Daten der Zulassungsstelle zu
Schadstoff-, Kohlendioxid- und Ger�uschemissionen,
anderen Bemessungs-Grundlagen technischer Art so-
wie der Fahrzeugklassen und Aufbauarten, deren Bin-
dungswirkung der Gesetzgeber in § 2 Abs. 2 Nr. 2
KraftStG ausdr�cklich angeordnet hat. Diese Angaben
sind als Grundlagenbescheid zu qualifizieren.39)

Dies wird von der Verwaltung und dem Schrifttum ver-
kannt, wenn zum Beleg der Wirkung der Mitteilung
�ber die Zuteilung eines Oldtimer-Kennzeichens auf
die Rechtsprechung zu § 2 Abs. 2 Nr. 2 KraftStG ver-
wiesen wird.40) Auch die h�chstrichterliche Rechtspre-
chung vermag in einer Mitteilung der Zulassungs-
beh�rde – außerhalb der gesetzlich angeordneten
Bindungswirkung des § 2 Abs. 2 Nr. 2 KraftStG – kei-
nen ressortfremden Grundlagenbescheid zu sehen.41)

Die Mitteilung �ber die Zuteilung von Oldtimer-Kenn-
zeichen stellt danach keinen ressortfremden Grundla-
genbescheid dar.42)

Mangels einer gesetzlichen Bindungswirkung muss
die Finanzverwaltung also eigenst�ndig pr�fen, ob
die gesetzlichen Voraussetzungen f�r die Zuteilung
eines Oldtimer-Kennzeichens i.S.d. mit dem Kraftfahr-
zeugsteuer�nderungsgesetz 199743) eingef�hrten § 1
Abs. 1 Nr. 4 KraftStG vorliegen.

V. Fazit

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Privilegie-
rung von „nur alten“ Alltagsfahrzeugen bei der Kraft-
fahrzeugsteuer nicht dem Sinn und Zweck des Kraft-
fahrzeugsteuer�nderungsgesetzes von 1997 und der
darin enthaltenen Ausnahme f�r Oldtimer Fahrzeuge
entspricht. Die Annahme des Bundesrechnungshofs,
nach der Intention des Gesetzgebers wollte dieser „nur
alte“ Kraftfahrzeuge von der Regelung ausschließen,
die im Alltagsverkehr als �bliche Bef�rderungsmittel
genutzt werden,44) ist zutreffend. Dies hatte der Ver-
ordnungsgeber auch in der bis zum Jahr 2007 gelten-
den Regelung umgesetzt, mit der dieser Wille deutlich
wurde und in deren Begr�ndung des Bundesrats die-
ser Wille auch umfassend dargelegt ist. Die Behaup-
tung des BMF, diese Annahme des Willens des Gesetz-
gebers sei nicht belegt,45) ist daher unzutreffend. Im
Jahr 2007 kam es zu einer erheblichen Lockerung der
Voraussetzungen f�r die Zuteilung von Oldtimer-
Kennzeichen. Die Behauptung des BMF, die Voraus-

setzungen f�r die Zuteilung eines H-Kennzeichens
seien nicht gelockert worden,46) ist also ebenfalls unzu-
treffend. Die 2007 durchgef�hrte �nderung straßen-
verkehrsrechtlicher Vorschriften, die auch eine Aus-
dehnung auf „nur alte“ Fahrzeuge zur Folge hatte,
die als Alltagsfahrzeuge genutzt werden, war auch un-
begr�ndet und entbehrte einer gesetzlichen Grundla-
ge. Diese �nderung war unwirksam. Die Hauptzoll�m-
ter d�rfen an die Zuteilung von H-Kennzeichen an
solche „nur alte“ Alltagsfahrzeuge keine steuerliche
Privilegierung kn�pfen. Vielmehr sind solche Fahrzeu-
ge so zu besteuern, als sei ihnen kein H-Kennzeichen
zugeteilt. Entweder ist die Zuteilung des H-Kennzei-
chens in diesen F�llen mangels gesetzlicher Grundla-
ge bereits unwirksam, so dass bereits aus diesem
Grund eine Privilegierung ausgeschlossen ist oder die
Hauptzoll�mter m�ssen selbst pr�fen, ob die Voraus-
setzung erf�llt ist, dass das Fahrzeug „vornehmlich
zur Pflege des kraftfahrzeugtechnischen Kulturguts
eingesetzt“ wird. Eine Besteuerung von „nur alten“
Alltagsfahrzeugen mit der Pauschale gem. § 9 Abs. 4
KraftStG ist rechtswidrig. Die Hauptzoll�mter d�rfen
eine solche Besteuerung demnach bereits heute nicht
vornehmen. Die vom Bundesrechnungshof geforderte
Gesetzesinitiative, um die besondere Oldtimer-Be-
steuerung bei der Kraftfahrzeugsteuer so zu gestalten,
dass Alltagsfahrzeuge von der Regelung wieder aus-
geschlossen werden,47) ist hierf�r also nicht zwingend
erforderlich. Bei zutreffender Auslegung des Gesetzes
sind diese Fahrzeuge bereits heute von der besonde-
ren Oldtimer-Besteuerung ausgeschlossen. Die vom
Bundesrechnungshof geforderte gesetzliche Regelung
w�re allerdings als Klarstellung zu begr�ßen.

39) BFH v. 17.10.2006, VII R 13/06, BFHE 215, 562, BStBl II 2007,
134; v. 21.2.2019, III R 20/18, BFHE 264, 517 und v. 10.2.2021,
IV R 35/19, BFHE 272, 152.

40) So aber Zens und Hasselbeck in Strodthoff, § 2 KraftStG
Rz. 39 (Oktober 2022).

41) Vgl. zur Mitteilung der Zulassungsstelle nach § 5 Abs. 2 Nr. 3
Buchst. B KraftStDV 1979, BFH v. 11.7.1989, VII R 4/87,
BFHE 157, 454 = BStBl II 1989, 812.

42) Ebenso FG Hessen v. 2.9.2023, 5 K 1356/20, Rz. 24.
43) Gesetz zur st�rkeren Ber�cksichtigung der Schadstoffemis-

sionen bei der Besteuerung von Personenkraftwagen (Kraft-
fahrzeugsteuer�nderungsgesetz 1997 – KraftSt�ndG 1997).

44) BRH v. 18.4.2023 Immer mehr Oldtimer-Kennzeichen f�r All-
tagsfahrzeuge: Hoher Steuerverzicht und Schadstoffbelas-
tung (Nr. 36) https://www.bundesrechnungshof.de/Shared
Docs/Downloads/DE/Berichte/2023/ergaenzungsband-2022/
bemerkung-36.html.

45) BRH v. 18.4.2023 Immer mehr Oldtimer-Kennzeichen f�r All-
tagsfahrzeuge: Hoher Steuerverzicht und Schadstoffbelas-
tung (Nr. 36) https://www.bundesrechnungshof.de/Shared
Docs/Downloads/DE/Berichte/2023/ergaenzungsband-2022/
bemerkung-36.html.

46) BRH v. 18.4.2023 Immer mehr Oldtimer-Kennzeichen f�r All-
tagsfahrzeuge: Hoher Steuerverzicht und Schadstoffbelas-
tung (Nr. 36) https://www.bundesrechnungshof.de/Shared
Docs/Downloads/DE/Berichte/2023/ergaenzungsband-2022/
bemerkung-36.html.

47) BRH v. 18.4.2023 Immer mehr Oldtimer-Kennzeichen f�r All-
tagsfahrzeuge: Hoher Steuerverzicht und Schadstoffbelas-
tung (Nr. 36) https://www.bundesrechnungshof.de/Shared
Docs/Downloads/DE/Berichte/2023/ergaenzungsband-2022/
bemerkung-36.html.



Klink, Neue Rechtsprechung bei der (Mit-)Vermietung von Betriebsvorrichtungen UVR 2024 Nr. 1 23

UVR-Praxisfall

�nderung der Rechtsprechung bei der (Mit-)Vermietung von Betriebsvorrichtungen

Diplom Finanzwirtin (FH), RAin, StBin Martha Klink, M�nchen*)

Mit seiner Folgeentscheidung vom 17.8.20231) hat der BFH sich der Ansicht des EuGH2) angeschlossen. Damit
geh�rt das bisherige (deutsche) Verst�ndnis hinsichtlich des Aufteilungsgebots des § 4 Nr. 12 Satz 2 UStG der
Vergangenheit an. Die Auswirkungen des Urteils d�rften zwar lediglich eine �berschaubare Anzahl der Vermie-
tungs- und Verpachtungskonstellationen betreffen; die sich daraus ergebenden Konsequenzen f�r betroffene Un-
ternehmen sind jedoch erheblich. Spannend bleibt auch die Frage, ob diese Rechtsprechungs�nderung ebenfalls
�nderungen bei anderen (vermeintlichen) Aufteilungsgeboten zur Folge haben k�nnte.

I. Praxisfall

Vermieter V vermietet

• an den Hersteller H eine Produktionshalle mit einem
Lastenaufzug, F�rderb�ndern und Krananlagen f�r
die Fertigung von Containersystemen. Die Vermie-
tung erfolgt aufgrund der Option nach § 9 Abs. 1
und 2 UStG umsatzsteuerpflichtig;

• an die Bank B B�rofl�che nebst speziellen Tresor-
und Alarmanlagen f�r den Betrieb einer Bankfiliale.
Die Vermietung erfolgt umsatzsteuerfrei.

Die Vermietung des Grundst�cks nebst der Betriebs-
vorrichtungen erfolgt jeweils gegen ein einheitliches
Entgelt.

II. L�sungsans�tze

1. Rechtliche Vorgaben

Gem�ß § 4 Nr. 12 Buchst. a UStG ist die Vermietung
und Verpachtung von Grundst�cken von der Umsatz-
steuer befreit. Entsprechend § 4 Nr. 12 Satz 2 UStG ist
jedoch die Vermietung und Verpachtung von Maschi-
nen und sonstigen Vorrichtungen aller Art, die zu einer
Betriebsanlage geh�ren (Betriebsvorrichtungen), auch
wenn sie wesentliche Bestandteile eines Grundst�cks
sind, von der Steuerbefreiung ausgenommen.

Die Steuerbefreiung f�r Vermietungs- und Verpach-
tungsums�tze beruht unionsrechtlich auf der Vorgabe
des Art. 135 Abs. 1 Buchst. l MwStSystRL, nach der die
Vermietung und Verpachtung von Grundst�cken von
der Umsatzsteuer zu befreien ist. Nach Art. 135 Abs. 2
MwStSystRL (dort Buchst. c) sind jedoch Ums�tze aus
der Vermietung von auf Dauer eingebauten Vorrich-
tungen und Maschinen von der Steuerbefreiung aus-
genommen.

Unstreitig ist daher die isolierte Vermietung oder Ver-
pachtung von Betriebsvorrichtungen ohne Einbezie-
hung einer Immobilie zwingend umsatzsteuerpflichtig.
Erfolgt dagegen die Vermietung bzw. Verpachtung der
Betriebsvorrichtung gemeinsam mit einer Immobilie,
war bisher hingegen fraglich, ob § 4 Nr. 12 Satz 2 UStG
bzw. Art. 135 Abs. 2 Buchst. c MwStSystRL ein Auftei-
lungsgebot darstellt, welches Vorrang vor dem allge-
meinen Grundsatz der Einheitlichkeit der Leistung ge-
nießt.

2. Bisherige Rechtsansicht

Nach bisheriger Rechtsprechung des BFH3) sollte § 4
Nr. 12 Satz 2 ein Aufteilungsgebot enthalten, das es
grunds�tzlich verbiete, die Vermietung des Grund-
st�cks mit Betriebsvorrichtungen als einen einheitli-
chen Umsatz zu behandeln. Dem lag die �berlegung
zugrunde, dass durch § 4 Nr. 12 Satz 2 der Grund-
st�cksbegriff in § 4 Nr. 12 und § 4 Nr. 9 Buchst. a UStG
vereinheitlicht werden sollte.4) Dem hat sich die Fi-
nanzverwaltung angeschlossen.5)

3. Neue Rechtsansicht

Stein des Anstoßes, der nun zur �nderung dieser
Rechtsansicht f�hrte, war ein Klageverfahren vor dem
Nieders�chsischen FG.6)

In dem zugrunde liegenden Sachverhalt wurde ein
Stallgeb�ude f�r die Putenaufzucht mit speziellen Vor-
richtungen f�r die F�tterung, Heizungs- und L�ftungs-
anlagen zur Sicherung des f�r die Putenaufzucht
notwenigen Stallklimas, sowie mit speziellen Beleuch-
tungssystemen f�r die gleichm�ßige Ausleuchtung zur
Vermeidung sch�dlicher Schattenpl�tze, gegen ein
einheitliches Entgelt vermietet.

Der Vermieter (Kl�ger) deklarierte das Gesamtentgelt
insgesamt als umsatzsteuerfrei nach § 4 Nr. 12
Buchst. a UStG, da die Verpachtung der Stallgeb�ude
einschließlich der eingebauten Vorrichtungen und Ma-
schinen – seiner Ansicht nach – insgesamt eine einheit-
liche umsatzsteuerfreie Leistung darstelle. Das zust�n-
dige Finanzamt vertrat hingegen die Auffassung, der
auf die �berlassung der Betriebsvorrichtungen entfal-
lende Entgeltanteil sei umsatzsteuerpflichtig.

Das Nieders�chsische FG folgte der Ansicht des Kl�-
gers und qualifizierte die �berlassung der Ausstat-
tungselemente zur F�tterung und Aufzucht der Tiere
als (steuerfreie) Nebenleistung zur steuerfreien Ver-

*) Diplom-Finanzwirtin (FH), RAin, StBin Martha Klink ist Se-
nior Managerin bei GKK PARTNERS PartG mbB in M�nchen.

1) BFH v. 17.8.2023, V R 7/23, HFR 2023, 1101 = BFH/NV 2023,
1386 = UVR 2023, 324.

2) EuGH v. 4.5.2023, Finanzamt X, C-516/21, DStR 2023, 1076 =
HFR 2023, 836 = UVR 2023, 196.

3) BFH v. 25.8.1998, V R 19/98, BFH/NV 1999, 836 = HFR 1999,
484 m.w.N. Abschn. 4.12.10 Satz 1 UStAE.

4) BFH v. 16.10.1980, V R 51/76, BStBl II 1981, 228.
5) Abschn. 3.10 Abs. 5 Satz 1 mit Verweis auf 4.12.10 Satz 1

UStAE.
6) FG Niedersachsen v. 11.6.2020, 11 K 24/19, EFG 2020, 1725.
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pachtung des Stallgeb�udes. Im Rahmen der gegen
das Urteil des FG anh�ngigen Revision ersuchte der
BFH mit seinem Vorlagebeschluss vom 26.5.20217)

den EuGH8) um die Beantwortung der Frage, ob auf
Grundlage der Regelung des Art. 135 Abs. 2 Buchst. c
MwStSystRL die Vermietung einer Betriebsvorrich-
tung, die im Zusammenhang mit der Vermietung oder
Verpachtung von Grundst�cken erfolgt und als deren
Nebenleistung einzuordnen ist, �berhaupt von der
�berlassung der R�umlichkeiten umsatzsteuerrecht-
lich getrennt bewertet werden k�nne.

Der EuGH9) best�tigte im Ergebnis die Entscheidung
des Nieders�chsischen Finanzgerichts dahingehend,
dass Art. 135 Abs. 2 MwStSystRL keine Bestimmung
darstelle, aus der sich das Erfordernis erg�be, einen
einheitlichen wirtschaftlichen Vorgang in eigenst�ndi-
ge Leistungen aufzuteilen.

Sofern folglich – wie im Streitfall – eine einheitliche
Leistung vorliegt, die mangels Option zur Umsatzsteu-
erpflicht umsatzsteuerfrei nach § 4 Nr. 12 Buchst. a
UStG bleibt, unterliegt auch die entsprechende �ber-
lassung von Maschinen und auf Dauer eingerichteten
Vorrichtungen nicht der Umsatzsteuerpflicht.

Der BFH schloss sich in seiner Folgeentscheidung10)

der Ansicht des EuGH vollumf�nglich an. § 4 Nr. 12
Satz 2 UStG sei nicht auf die Verpachtung von auf
Dauer eingebauten Vorrichtungen und Maschinen an-
zuwenden, wenn es sich hierbei um eine (unselbst�n-
dige) Nebenleistung zur Verpachtung eines Geb�udes
als Hauptleistung handelt, die i.R.e. zwischen densel-
ben Parteien geschlossenen Vertrags nach § 4 Nr. 12
Satz 1 Buchst. a UStG steuerfrei ist.

In einem weiteren Urteil vom 24.8.202311) hat der BFH
diese neue Rechtsprechung best�tigt.

Die Finanzverwaltung hat sich bisher (noch) nicht zu
den Urteilen des EuGH sowie des BFH ge�ußert. Es
kann jedoch davon ausgegangen werden, dass die
bisherige Ansicht der Finanzverwaltung in Abschn.
4.12.10 UStAE angesichts der klaren Vorgaben ent-
sprechend angepasst werden wird.

4. Folgen f�r die Praxis

a) Einheitliche Leistung

Am Anfang der �berlegung, ob die vorgenannte Ent-
scheidung und deren Folgen zum Tragen kommen,
muss die Frage gestellt werden, ob die Vermietung
der Immobilie samt der Betriebsvorrichtungen tats�ch-
lich als eine einheitliche Leistung zu qualifizieren ist.

Ein wirtschaftlicher Vorgang stellt dann eine einheitli-
che Leistung dar, wenn ein oder mehrere Teile als
Hauptleistung, andere Teile dagegen als Nebenleis-
tungen anzusehen sind, die das steuerliche Schicksal
der Hauptleistung teilen. So ist eine Leistung als Ne-
benleistung zu einer Hauptleistung anzusehen, wenn
sie f�r den Leistungsempf�nger – aus der Sicht des
Durchschnittsverbrauchers – keinen eigenen Zweck,
sondern das Mittel darstellt, um die Hauptleistung
des Leistungserbringers unter optimalen Bedingungen
in Anspruch zu nehmen.12) Ist dies der Fall, bestimmt
die Hauptleistung das umsatzsteuerrechtliche Schick-
sal der Nebenleistung.13)

Zutreffend hat das Nieders�chsische FG im vorliegen-
den Fall die Geb�udeverpachtung als Hauptleistung
qualifiziert mit der Folge, dass f�r die �berlassung
der Betriebsvorrichtungen die Anwendung des § 4
Nr. 12 Satz 2 UStG nicht in Betracht kam.

Es jedoch nicht zwingend, dass bei einer (Mit-)Vermie-
tung von Betriebsvorrichtungen die Grundst�cksver-
mietung stets die Hauptleistung darstellt. Denkbar sind
ebenfalls Fallkonstellationen, in denen die �berlassung
von Betriebsvorrichtungen die Grundst�cks�berlas-
sung dominiert. In diesem Fall w�re die Gesamtleistung
bestehend aus der �berlassung von Betriebsvorrichtun-
gen und Geb�uden insgesamt steuerpflichtig.

Ebenfalls m�glich sind Konstellationen, in denen keine
einheitliche Leistung anzunehmen ist oder zwar eine
einheitliche Leistung vorliegt, bei der jedoch kein Leis-
tungsbestandteil einen anderen Leistungsbestandteil
dominiert. In diesem Fall w�ren beide Leistungsele-
mente separat zu w�rdigen mit der Folge, dass die
�berlassung der Betriebsvorrichtungen gem. § 4 Nr. 12
Satz 2 UStG steuerpflichtig w�re.

Dies ist stets eine Frage des Einzelfalls, die einer ge-
nauen Pr�fung bedarf.

b) Steuerpflichtige Vermietung der Immobilie

Wird die Immobilie – wie im Fallbeispiel an den Her-
steller H – unter Aus�bung der Option nach § 9 Abs. 1
und 2 UStG umsatzsteuerpflichtig vermietet und stellt
die Vermietung der Betriebsvorrichtung eine unselb-
st�ndige Nebenleistung dar, erfolgt diese ebenfalls
umsatzsteuerpflichtig. Es ergeben sich daher im Er-
gebnis keine �nderungen zur bisherigen Rechtsan-
sicht. Dies gilt ebenfalls im Hinblick auf die Steuer-
schuldnerschaft und die Rechnungsstellung; auch
hier sind keine Anpassungen notwendig.

c) Steuerfreie Vermietung der Immobilie

Erhebliche Auswirkungen ergeben sich bei Mietver-
tr�gen, bei denen im Hinblick auf die Immobilie nicht
nach § 9 Abs. 1 und Abs. 2 UStG auf die Steuerbefrei-
ung verzichtet wurde bzw. verzichtet werden konnte.
Dies wird in erster Linie die Vermietung an Unterneh-
mer betreffen, die den Vorsteuerabzug ausschließende
Ums�tze nach § 4 Nr. 8 ff. i.V.m. § 15 Abs. 2 UStG (bei-
spielsweise Banken, Versicherungen, �rzte, etc.) aus-
f�hren, aber auch die Vermietung an nach § 24 UStG
pauschal versteuernde Landwirte (wie im Streitfall),
oder die Vermietung an Nichtunternehmer beispiels-
weise Privatpersonen und Kleinunternehmer i.S.d.
§ 19 UStG sowie an den hoheitlichen Bereich der �f-
fentlichen Hand. Erfolgt die Vermietung der Immobilie

7) BFH v. 26.5.2021, V R 22/20, HFR 2022, 25 = BFH/NV 2021,
1316 = UVR 2021, 290.

8) BFH v. 26.5.2021, V R 22/20, HFR 2022, 25 = BFH/NV 2021,
1316 = UVR 2021, 290; vgl ausf�hrlich Klink, UVR 2021, 374.

9) EuGH v. 4.5.2023, Finanzamt X, C-516/21, DStR 2023, 1076 =
HFR 2023, 836 = UVR 2023, 196; vgl. auch ausf�hrlich Hein-
richshofen, UVR 2023, 215.

10) BFH v. 17.8.2023, V R 7/23, HFR 2023, 1101 = BFH/NV 2023,
1386 = UVR 2023, 324.

11) BFH v. 24.8.2023, V R 49/20, DB 2023, 2672 = StEd 2023, 682.
12) EuGH v. 25.2.1999, Card Protection Plan, C-349/96, UVR 1999,

157 = HFR 1999, 421.
13) Vgl. ausf�hrlich zu den Grunds�tzen der Einheitlichkeit der

Leistung sowie Haupt und Nebenleistung Huschens, UVR
2023, 218.
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umsatzsteuerfrei, ist nunmehr die Mitvermietung der
Betriebsvorrichtungen in diesen F�llen ebenfalls um-
satzsteuerfrei.

aa) K�nftige Zeitr�ume

Aus Sicht eines nicht zum Vorsteuerabzug berechtig-
ten Mieters ergeben sich demnach finanzielle Entlas-
tungen, da er nicht mehr mit der nicht als Vorsteuer
abziehbaren Umsatzsteuer auf die Miete der Betriebs-
vorrichtung belastet wird.

Aus Sicht des Vermieters k�nnen jedoch aufgrund der
nunmehr umsatzsteuerfreien (Mit-)Vermietung der Be-
triebsvorrichtungen erhebliche finanzielle Nachteile
resultieren. Hat der Vermieter bei Anschaffung der Be-
triebsvorrichtung – im Einklang mit der fr�heren
Rechtsansicht – eine umsatzsteuerpflichtige Vermie-
tung der Betriebsvorrichtung beabsichtig und infolge-
dessen den Vorsteuerabzug aus der Anschaffung gel-
tend gemacht, droht eine (ggf. teilweise) R�ckzahlung
der Vorsteuerbetr�ge gem. § 15a Abs. 1 UStG, soweit
der entsprechende Berichtigungszeitraum noch nicht
beendet ist. Bei einem Erwerb von Betriebsvorrichtun-
gen hat die ge�nderte Rechtsansicht zwingend die
Versagung des Vorsteuerabzugsrechts gem�ß § 15
Abs. 2 Nr. 1 UStG zur Folge.

Will der Vermieter die Versagung des Vorsteuerabzugs
vermeiden, muss dies i.R.d. Vertragsgestaltung ent-
sprechend ber�cksichtigt werden. Nicht ausreichend
und g�nzlich irrelevant f�r die Qualifikation der Mit-
vermietung der Betriebsvorrichtung als umsatzsteuer-
liche Nebenleistung w�re eine Aufteilung der Entgelt-
anteile oder auch eine Aufteilung der entsprechenden
Mietvertr�ge. Ist eine umsatzsteuerpflichtige Vermie-
tung der Betriebsvorrichtungen gew�nscht, obwohl
die Vermietung der Immobilie zwingend umsatzsteu-
erfrei erfolgen muss, kann dies durch eine Aufteilung
der Vermietungsobjekte auf unterschiedliche Vermie-
ter erreicht werden. Leistungen, die durch unter-
schiedliche Leistende erbracht werden, k�nnen nicht
im Verh�ltnis einer Haupt- und Nebenleistung zuein-
anderstehen, da die Qualifikation als umsatzsteuerli-
che Nebenleistung stets voraussetzt, dass beide Leis-
tungen durch denselben Leistenden erbracht werden.
Eine derartige Trennung der Vermieter k�nnte zudem
im Hinblick auf die erweiterte Gewerbesteuerk�rzung
gem. § 9 Nr. 1 GewStG von Vorteil sein.

bb) Vergangene Zeitr�ume

F�rbetroffeneUnternehmenkannesggf.vorteilhaftsein,
sichebenfalls f�rvergangeneZeitr�umeaufdiege�nder-
te Rechtsprechung zu berufen. Insoweit bietet § 176 AO
eine entsprechende Vertrauensschutzregelung.

Bei einem nachtr�glichen Wechsel zur neuen Rechtsla-
ge w�re zwar eine Berichtigung gem. § 14c Abs. 1
UStG m�glich. Diese erfolgt jedoch nicht r�ckwirkend,
sondern in entsprechender Anwendung des § 17
Abs. 1 UStG erst im Zeitpunkt der Rechnungsberichti-
gung.14) Dar�ber hinaus muss gepr�ft werden, ob f�r
eine R�ckzahlung der entrichteten Umsatzsteuer
durch das Finanzamt eine R�ckzahlung der Steuer an
den Mieter Voraussetzung ist.15)

Im Regelfall wird eine Berufung auf die ge�nderte
Rechtsprechung f�r vergangene Zeitr�ume f�r den
Vermieter keine Vorteile mit sich bringen. F�r Mieter

hingegen k�nnten Korrekturen vergangener Zeitr�u-
me finanzielle Entlastungen zur Folge haben. Dies
muss jedoch im Einzelfall und unter Beachtung der
einschl�gigen Verj�hrungsfristen gepr�ft werden.

d) Auswirkungen auf andere umsatzsteuerliche Rege-
lungen

Die vorliegende Entscheidung k�nnte auch im Hin-
blick auf die Regelung des § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2
UStG wegweisend sein, die ein entsprechendes Auf-
teilungsgebot bei Beherbergungsleistungen (hier im
Hinblick auf den anzuwenden Steuersatz) vorsieht.
Der BFH hatte bereits mit seinem AdV-Beschluss vom
7.3.202216) ernstliche Zweifel daran ge�ußert, ob das in
§ 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG im nationalen Recht an-
geordnete Aufteilungsgebot f�r Leistungen, die nicht
unmittelbar der Vermietung dienen, mit dem Unions-
recht vereinbar ist.

Denkbar ist zudem, dass die vorliegende Entscheidung
auch Auswirkungen auf die Steuerbefreiung nach § 4
Nr. 9 Buchst. a UStG (Ver�ußerung von Grundst�cken)
haben k�nnte mit der Folge, dass mitver�ußerte Be-
triebsvorrichtungen, sofern sie Bestandteil eines ein-
heitlichen Umsatzes der Grundst�ckslieferung sind,
ebenfalls nach § 4 Nr. 9 Buchst. a UStG von der Um-
satzsteuer befreit w�ren.17)

Sollte hier ebenfalls der Grundsatz der einheitlichen
Leistung anzuwenden sein, h�tte dies weitaus weitrei-
chendere praktische Konsequenzen als im Falle von
§ 4 Nr. 12 Satz 2 UStG.

III. Fazit

Angesichts der klaren Vorgabe des EuGH war diese
Folgeentscheidung des BFH zu erwarten. W�nschens-
wert w�re nun, dass auch die Finanzverwaltung sich
zeitnah mit dem Thema auseinandersetzt und ihre Ver-
waltungsauffassung an die aktuelle Rechtsprechung
anpasst. Erforderlich w�re dabei eine angemessene
�bergangszeit f�r k�nftige Zeitr�ume, da betroffenen
Unternehmen genug Zeit einger�umt werden muss,
um die jeweiligen Mitvertr�ge anzupassen.

Der Anwendungsbereich des Urteils d�rfte sich in
Grenzen halten. Betroffen sind Vermietungs- und Ver-
pachtungskonstellationen, bei denen

• Betriebsvorrichtungen mitvermietet werden und

• f�r die Vermietung des Grundst�cks keine Option
zur Umsatzsteuerpflicht ausge�bt wird oder ausge-
�bt werden kann.

Bestehende Mietvertr�ge m�ssen nunmehr im Lichte
des vorliegenden Urteils umsatzsteuerlich �berpr�ft
und angepasst werden. Dies betrifft auch die Rech-
nungsstellung. Auch bei Abschluss neuer Mietvertr�-
ge muss die �nderung der Rechtsprechung ber�ck-
sichtigt werden.

Spannend bleiben vor allem die k�nftigen Entwicklun-
gen im Hinblick auf die �brigen (vermeintlichen) Auf-
teilungsgebote.

14) BFH v. 12.10.2016, XI R 43/14, BStBl II 2022, 566 = UVR 2017,
98; Abschn. 14c.1. Abs. 5 Satz 3.

15) So BFH v. 16.5.2018, XI R 28/16, BStBl II 2022, 570 = UVR
2018, 291; Abschn. 14c.1 Abs. 5 Satz 5 UStAE.

16) BFH v. 7.3.2022, XI B 2/21, BStBl II 2023, 198 = UVR 2022, 228.
17) So Behrens, BB 2022, 162.
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Umsatzsteuerliche Behandlung einer als „nicht zweckgebundener
Investitionskostenzuschuss“ bezeichneten Zahlung einer Vermieterin

an die Mieterin

StB, Diplom-Finanzwirt Christian Weber, Emkendorf*)

Der BFH hat klargestellt, dass der Investitionskostenzuschuss eines Vermieters an seinen Mieter f�r eine Baumaß-
nahme auf dem vermieteten Grundst�ck Entgelt f�r eine Werklieferung des Mieters darstellt, wenn der Mieter
dem Vermieter mit der Baumaßnahme einen wirtschaftlichen Vorteil zuwendet. Wie aber ist ein Fall zu beurteilen,
in dem der Investitionskostenzuschuss als „nicht zweckgebunden“ bezeichnet wird, nicht erkennbar ist, wof�r
der Zuschuss tats�chlich geleistet wurde und der Vermieter sich selbst außerstande sieht, diese Frage zu beant-
worten? Das FG Saarland musste sich mit dieser ungew�hnlichen Sachlage auseinandersetzen.

I. Praxisfall

Die Beteiligten streiten dar�ber, ob der Zahlung eines
„nicht zweckgebundenen Investitionskostenschusses“
seitens einer Vermieterin an ihre Mieterin eine sonsti-
ge Leistung der Mieterin zugrunde liegt. Das FG Saar-
land1) hatte hierzu folgenden Sachverhalt zu beurtei-
len:

Die Kl�gerin, eine GmbH luxemburgischen Rechts,
war u.a. Eigent�merin eines Grundst�cks mit B�ro-,
Lager-, Ausstellungs- und PKW-Einstellfl�chen, das
sie fast vollst�ndig unter Verzicht auf die Steuerbefrei-
ung an die A-GmbH vermietet hatte. Das Mietverh�lt-
nis begann am 1.7.2005 und war f�r die Dauer von
zehn Jahren geschlossen, wobei der A-GmbH eine ein-
malige Verl�ngerungsoption von f�nf Jahren einge-
r�umt war. Zudem stand der A-GmbH ein einmaliges
Sonderk�ndigungsrecht zum 30.6.2010 bzgl. bestimm-
ter Teilfl�chen des Objekts zu, von dem sie Gebrauch
machte.

Im Streitjahr 2013 schlossen die Kl�gerin und die
A-GmbH am 15./17.4. eine „Nachtragsvereinbarung
Nr. 4“ (im Urteil nach ihrer erstmaligen Erw�hnung
als „NV 4“ bezeichnet).2) Nach deren Pr�ambel hatte
die R�ckgabe von Teilen der urspr�nglich angemiete-
ten Objekte Auswirkungen auf den Betrieb sowie auf
die vom Mieter zu �bernehmende Instandhaltung und
Instandsetzung und die im Mietvertrag �bernommene
Betreiberpflicht des Mieters. Außerdem diene der Ab-
schluss der NV 4 der Herstellung eines rechtssicheren
Zustands und solle den �bergangsprozess von einem
Single-Tenant-Objekt zu einem Multi-Tenant-Objekt
sowie Teile der Mietkonditionen r�ckwirkend zum
1.7.2012 „gestalten“.3) Aufgrund der genannten Aus-
wirkungen beabsichtigten die Mietvertragsparteien,
einen neuen konsolidierten Mietvertrag �ber die nun-
mehr von der Mieterin angemieteten Fl�chen abzu-
schließen.4) In der NV 4 wurde eine Verl�ngerung der
Mietzeit bis zum 30.6.2025 vereinbart.5) Das Facili-
ty-Management, das nach dem urspr�nglichen Miet-
vertrag der A-GmbH oblag, wurde nunmehr von der
Kl�gerin �bernommen; zudem f�hrte die NV 4 zu
einer erheblichen Mietherabsetzung.6) Die A-GmbH
verzichtete auf Einwendungen wegen bauzustandsbe-
dingter Nutzungsbeschr�nkungen; der von ihr gem�ß
§ 20 des urspr�nglichen Mietvertrags zu tragende pro-
zentuale Anteil der Kosten f�r Sch�nheitsreparaturen,
Wartung, Instandsetzung und Instandhaltung wurde
erh�ht.7) Schließlich verpflichtete sich die Kl�gerin ne-
ben einem Ausbaukostenzuschuss8) zur Zahlung eines
„nicht zweckgebundenen Investitionskostenzuschus-

ses“ zzgl. Umsatzsteuer, der binnen 30 Kalendertagen
nach Abschluss der NV 4 f�llig werden sollte. Die
A-GmbH erteilte hier�ber vereinbarungsgem�ß eine
auf den 26.4.2013 datierte Rechnung mit offenem Um-
satzsteuerausweis, die die Kl�gerin im Folgenden be-
glich.9) Das Finanzamt versagte der Kl�gerin jedoch
den Vorsteuerabzug aus der Rechnung10) und vertrat
die Auffassung, dass der Investitionskostenzuschuss
nicht f�r die Erbringung einer bestimmten Leistung
gezahlt worden sei und einen echten, nicht steuerba-
ren Zuschuss11) darstelle.12)

Neben diesen – teilweise an unterschiedlichen Stellen
der Entscheidungsgr�nde des Urteils aufgef�hrten –
Sachverhaltsdarstellungen enth�lt das Urteil folgende
Behauptungen der Kl�gerin bez�glich der Interpretati-
on der NV 4:

• Die Vertragspartner seien �bereinstimmend davon
ausgegangen, dass der Zahlung des Investitionskos-
tenzuschusses eine sonstige Leistung der A-GmbH
zugrunde liege, weshalb sie geregelt h�tten, dass
der Investitionskostenzuschuss „zzgl. der gesetzli-
chen Umsatzsteuer (derzeit 19 %)“ zu zahlen sei.13)

• Die A-GmbH habe die Verpflichtung zur Erneue-
rung des Teppichbodens auf sich genommen.14)

• Der A-GmbH komme eine erhebliche Prestigewir-
kung f�r die Suche und Werbung weiterer Mieter
zu.15)

*) Christian Weber ist im Finanzministerium des Landes Schles-
wig-Holstein t�tig. Der Beitrag ist nicht in dienstlicher Eigen-
schaft verfasst.

1) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263.
2) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263, Rz. 2.
3) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263,

Rz. 31.
4) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263, Rz. 2.
5) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263, Rz. 5

und 28.
6) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263,

Rz. 31.
7) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263, Rz. 5

und 33.
8) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263,

Rz. 25.
9) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263, Rz. 2.
10) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263, Rz. 3.
11) Vgl. Abschn. 10.2 Abs. 7 UStAE.
12) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263,

Rz. 11.
13) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263, Rz. 5.
14) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263, Rz. 5.
15) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263, Rz. 6.



Weber, Umsatzsteuerliche Behandlung von Investitionskostenzusch�ssen UVR 2024 Nr. 1 27

• Die A-GmbH sei f�r die Kl�gerin eine Mieterin mit
einer wirtschaftlich starken Marktposition.16)

• Wenn der Investitionskostenzuschuss kein Entgelt
f�r eine Leistung der A-GmbH, sondern eine vor-
weggenommene Mietminderung darstelle, sei die
NV 4 so zu verstehen, dass die A-GmbH im Gut-
schriftswege nach § 14 Abs. 2 UStG abrechne.17)

• Die Formulierung „nicht zweckgebunden“ werde
im Wirtschaftsleben �blicherweise dann verwandt,
wenn der Vermieter auf Nachweise �ber die Zu-
schussverwendung verzichte.18)

• Die A-GmbH habe mit Abschluss der NV 4 auf ein
exklusives Nutzungsrecht an der Immobilie verzich-
tet.19)

In der m�ndlichen Verhandlung r�umte die Kl�gerin
ein, dass ob der zwischenzeitlich verstrichenen Zeit-
spanne (zwischen der Einlegung des Einspruchs und
der Einspruchsentscheidung lag ein Zeitraum von �ber
vier Jahren)20) nicht mehr aufkl�rbar sei, welche Inten-
tion der damaligen Vereinbarung zugrunde gelegen
h�tte oder welche Umst�nde f�r die Berechnung der
H�he des Zuschusses maßgeblich gewesen seien.21) In-
zwischen war die Kl�gerin auch nicht mehr als Vermie-
terin an die A-GmbH t�tig, da sie schon im Jahr 2016
den kompletten inl�ndischen Grundbesitz ver�ußert
und ihre unternehmerische T�tigkeit in Deutschland
eingestellt hatte.22)

II. L�sungsans�tze

1. Entscheidung des FG

Das FG gelangt zu dem Ergebnis, dass der Investiti-
onskostenzuschuss als Teil der gesamten Preisgestal-
tung anzusehen und der Mietzins entsprechend zu
mindern sei.23) Es bestehe ein unmittelbarer Zusam-
menhang zwischen Investitionskostenzuschuss und
Mietentgelt, so dass sich dieser auf die H�he des Ent-
gelts auswirke, was aus der Verkn�pfung in einer ein-
heitlichen Vereinbarung folge. Die Annahme eines
echten Zuschusses sei fernliegend, da im Wirtschafts-
leben im Allgemeinen niemand bereit sei, etwas zu
verschenken.24) Der Investitionskostenzuschuss sei
aber auch nicht f�r eine Leistung der A-GmbH gezahlt
worden, da mangels Zweckgebundenheit nicht sicher-
gestellt gewesen sei, dass der Kl�gerin auch tats�ch-
lich ein verbrauchsf�higer Vorteil als Gegenleistung
f�r den Zuschuss zugewandt wurde.25) Die NV 4 ent-
halte keine Verpflichtung der A-GmbH, in dem Miet-
objekt den Teppichboden zu erneuern.26) Ob ein Leis-
tungsaustausch vorliege, entscheide sich nicht nach
den subjektiven Vorstellungen der Beteiligten, son-
dern nach objektiven Gegebenheiten. Die Kl�gerin ha-
be weder Angaben dazu machen k�nnen, wof�r genau
der Zuschuss gezahlt werden sollte, noch dazu, warum
der Zuschuss bis auf 100 j genau beziffert wurde.27)

Da der EuGH entschieden habe, dass die Verpflich-
tung, Mieter zu werden und den Mietzins zu zahlen,
dem Vermieter gegen�ber selbst dann keine Dienst-
leistung darstelle, wenn der Vermieter hierf�r bezah-
le,28) k�nne f�r eine Vereinbarung, durch die sich ein
Mieter verpflichte, die Grundmietzeit �ber die ur-
spr�ngliche Vereinbarung hinaus zu verl�ngern, selbst
dann nichts anderes gelten, wenn der Mieter vom Ver-
mieter hierf�r entlohnt werde.29)

Es seien auch keine Umst�nde vorgetragen worden,
die daf�rspr�chen, dass die Kl�gerin sich in der An-
nahme zur Zahlung eines Geldbetrags verpflichtet ha-
be, dass die Anwesenheit der A-GmbH als „Prestige-
mieterin“ andere Mieter anziehen werde.30) Anders als
in dem EuGH-Verfahren Mirror Group31) sei die
A-GmbH bereits Mieterin eines wesentlichen Teils
des Objekts gewesen und aufgrund des urspr�ngli-
chen Mietvertrags ohnehin verpflichtet gewesen, bis
Mitte 2015 Mieterin zu bleiben.32)

Es sei auch nicht erkennbar, dass die A-GmbH der
Kl�gerin durch einen Verzicht auf eine Rechtsposition
einen verbrauchsf�higen Vorteil zugewandt h�tte.
Auf ein exklusives Nutzungsrecht an der Immobilie
habe die A-GmbH bereits durch die Aus�bung des
Sonderk�ndigungsrechts zum 30.6.2010 verzichtet.33)

Schließlich sei der Kl�gerin auch nicht durch sonstige
vertragliche Regelungen ein verbrauchsf�higer Vor-
teil zugeflossen. Ein „entgeltlicher“ Verzicht auf Ein-
wendungen wegen bauzustandsbedingter Nutzungs-
beschr�nkungen stelle keine Leistung dar, sondern
sei entweder als Entgeltminderung wegen Mangel-
haftigkeit des Leistungsgegenstands oder Schadens-
ersatz wegen Verletzung vertraglicher Neben-
pflichten zu werten. Im �brigen h�tten sich die
�nderungen des Mietvertrags (durch die NV 4) auch
zum Nachteil der Kl�gerin ausgewirkt. Das wirt-
schaftliche Interesse eines Vermieters bestehe nicht
in der Abw�lzung von Nebenpflichten, sondern in
der Erzielung eines bestimmten Mietzinses. Die Kl�-
gerin habe aber durch den Abschluss der NV 4 auf
eine ihr zustehende Rechtsposition verzichtet, indem
sie eine erhebliche Minderung des Mietzinses akzep-
tiert habe.34)

Die Kl�gerin sei selbst davon ausgegangen, dass es
sich – sofern ein Leistungsaustausch zu verneinen

16) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263, Rz. 8.
17) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263, Rz. 9.
18) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263,

Rz. 25.
19) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263,

Rz. 32.
20) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263, Rz. 3.
21) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263,

Rz. 27.
22) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263, Rz. 1.
23) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263,

Rz. 39.
24) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263,

Rz. 40.
25) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263, Rz. 24

und 25.
26) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263,

Rz. 26.
27) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263,

Rz. 27.
28) EuGH v. 9.10.2001, Mirror Group, C-409/98, HFR 2002, 69 =

UVR 2002, 322.
29) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263,

Rz. 28.
30) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263,

Rz. 30.
31) EuGH v. 9.10.2001, Mirror Group, C-409/98, HFR 2002, 69 =

UVR 2002, 322.
32) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263,

Rz. 31.
33) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263,

Rz. 32.
34) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263,

Rz. 33.
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sei – um vorweggenommene Mietnachl�sse handeln
m�sse.35) Indem die Kl�gerin die Mietminderung vor-
weg in einer Summe leistete, habe sie die Mietminde-
rung vorfinanziert. Die sp�teren „Mietzahlungen“ sei-
en daher in einen Mietzins sowie in einen (Zins- und)
Tilgungsanteil f�r diese (umsatzsteuerfreie) Darle-
hensgew�hrung aufzuteilen.36)

Die Kl�gerin schulde die Steuer aus den Mietzahlun-
gen jedoch nach § 14c Abs. 1 UStG, da im urspr�ng-
lichen Mietvertrag, ge�ndert durch die NV 4, die
Umsatzsteuer f�r die Mietzahlungen gesondert ausge-
wiesen sei, ohne dass die Minderung durch den Inves-
titionskostenzuschuss hierbei ber�cksichtigt wurde.
Zusammen mit den Zahlungsnachweisen (Kontoaus-
z�ge o.�.) der A-GmbH handele es sich insoweit um
Rechnungen i.S.d. 14 Abs. 1 UStG.37)

Die Rechnung der A-GmbH vom 26.4.2013 erf�lle je-
denfalls nicht die Voraussetzungen einer Rechnungs-
berichtigung nach § 14 Abs. 6 Nr. 5 UStG.38) Eine
Rechnungsberichtigung nach § 14c Abs. 1 Satz 2 UStG
wirke nicht auf den Besteuerungszeitraum der Rech-
nungserteilung zur�ck.39)

Die Umsatzsteuerfestsetzung des Streitjahres blieb da-
her unver�ndert.

2. Stellungnahme

a) Rechtsprechung zu Vermieterzusch�ssen

aa) BFH-Urteil v. 13.11.2019, V R 5/18

Ein Mieter, der Ausbauten, Umbauten und Einbauten
auf eigene Kosten vornimmt oder auf dem gemieteten
Grundst�ck ein Geb�ude errichtet, f�hrt grunds�tz-
lich eine Werklieferung gem�ß § 3 Abs. 4 UStG aus.
Das gilt jedenfalls dann, wenn er dem Vermieter nicht
nur das zivilrechtliche Eigentum �bertr�gt, sondern
auch einen unmittelbar vom Vermieter tats�chlich ge-
nutzten wirtschaftlichen Vorteil zuwendet.40) Freilich
bedarf es f�r einen umsatzsteuerrechtlich relevanten
Leistungsaustausch auch einer irgendwie gearteten
Gegenleistung des Vermieters. In dem vom BFH mit
Urteil V R 5/18 entschiedenen Fall war die Gegenleis-
tung sehr leicht zu erkennen, da sich die Mieterin,
eine Gemeinschaftspraxis zweier Augen�rzte, selbst
um den f�r den Praxisbetrieb erforderlichen Aus-
und Umbau der R�umlichkeiten k�mmerte, entspre-
chende Bauleistungen in Auftrag gab und hierf�r
vom Vermieter per Regelung im Mietvertrag einen
Baukostenzuschuss i.H.v. 500 000 j zuz�glich gesetz-
licher Umsatzsteuer erhielt, der die Baumaßnahmen
abgelten sollte.41) Die Vorinstanz hatte in diesem Vor-
gang lediglich eine „Durchreichung der Praxiseinbau-
ten an die Vermieterin“ gesehen, die keine Leistung
darstelle.42) Dieser Annahme trat der BFH entgegen.
Die Mieterin hatte der Vermieterin einen wirtschaftli-
chen Vorteil verschafft, indem sie die Vermietbarkeit
der R�umlichkeiten f�r die Vermieterin herstellte.43)

Diese Leistung war auch nicht steuerfrei nach § 4
Nr. 28 UStG, weil die Mieterin die Mieteinbauten
nicht f�r steuerfreie Heilbehandlungsleistungen nach
§ 4 Nr. 14 Buchst. a UStG verwendete, sondern f�r die
steuerpflichtige Werklieferung an die Vermieterin.
Außerdem hatte die Mieterin die weitergelieferten
Einbauten nicht zuvor f�r eine T�tigkeit i.S.d. § 4
Nr. 14 Buchst. a UStG verwendet, denn die Weiterlie-

ferung erfolgte bereits vor Aufnahme der heilberufli-
chen T�tigkeit.44)

bb) Urteil FG Niedersachsen v. 26.2.2009, 16 K
10033/07

Ein Leistungsaustausch im Zusammenhang mit einem
Baukostenzuschuss liegt auch dann vor, wenn ein Un-
ternehmer auf dem Dach des Gesch�ftsgeb�udes
eines anderen Unternehmers eine Photovoltaikanlage
errichtet und betreibt, f�r die der Geb�udeeigent�mer
einen Baukostenzuschuss leistet und dem Anlagenbe-
treiber erlaubt, die Dachfl�che und einen Technik-
raum unentgeltlich zu nutzen, w�hrend der Geb�ude-
eigent�mer die installierte Photovoltaikanlage zu
Marketingzwecken nutzen darf. In einem solchen
vom FG Niedersachsen entschiedenen Fall45) ging
die Anlagenbetreiberin davon aus, dass es sich bei
der Beteiligung an den Baukosten um einen reinen
Zuschuss gehandelt habe, da sie ohne die Zahlung
des Zuschusses die Anlage wegen fehlender finanzi-
eller Mittel nicht h�tte errichten k�nnen. Dabei �ber-
sah sie, dass es sich hierbei nur um den Anlass han-
delte, eine Leistung an den Geb�udeeigent�mer zu
erbringen. Das FG Niedersachsen stellte klar, dass
Leistung und Gegenleistung darin lagen, dass der
Anlagenbetreiber auf dem Dach des Geb�udeeigen-
t�mers eine Photovoltaikanlage errichtete, diese dem
Geb�udeeigent�mer zur Verwertung zu Marketing-
zwecken �berließ und hierf�r von dem Geb�ude-
eigent�mer zumindest einen Baukostenzuschuss er-
hielt.46) Tats�chlich d�rfte ein tausch�hnlicher
Umsatz i.S.d. § 3 Abs. 12 Satz 2 UStG mit Baraufga-
be47) vorgelegen haben, da der Anlagenbetreiber
nicht nur den Baukostenzuschuss erhielt, sondern
auch die Nutzung der Dachfl�che und des Technik-
raums. Da das Finanzamt jedoch nur den Baukosten-
zuschuss als Entgelt behandelt hatte48) und nicht auch
den Wert der �berlassung der Dachfl�che und des
Technikraums, war das FG aufgrund des Verb�se-
rungsverbots im finanzgerichtlichen Verfahren49) dar-
an gehindert, das �ber die Baraufgabe hinausgehen-
de Entgelt der Besteuerung zu unterwerfen und

35) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263,
Rz. 41.

36) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263,
Rz. 43.

37) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263,
Rz. 44–46.

38) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263,
Rz. 48.

39) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263,
Rz. 49.

40) BFH v. 13.11.2019, V R 5/18, BStBl II 2020, 136 = UVR 2020,
105, Tz. III.1.b.

41) BFH v. 13.11.2019, V R 5/18, BStBl II 2020, 136 = UVR 2020,
105, Tz. I Rz. 3.

42) FG Sachsen v. 18.7.2017, 5 K 880/15, DStRE 2019, 103, Rn. 27.
43) BFH v. 13.11.2019, V R 5/18, BStBl II 2020, 136 = UVR 2020,

105, Tz. III.2.b.
44) BFH v. 13.11.2019, V R 5/18, BStBl II 2020, 136 = UVR 2020,

105, Tz. III.3.c.
45) FG Niedersachsen v. 26.2.2009, 16 K 10033/07, EFG 2009,

791.
46) FG Niedersachsen v. 26.2.2009, 16 K 10033/07, EFG 2009,

791, Rn. 12.
47) Vgl. Abschn. 10.5 Abs. 1 Satz 7 UStAE.
48) FG Niedersachsen v. 26.2.2009, 16 K 10033/07, EFG 2009,

791, Rn. 5.
49) Z.B. BFH v. 19.5.2010, XI R 32/08, Tz. II.3.a, BStBl II 2010,

1079 = UVR 2010, 326,.
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beschr�nkte sich daher auf die Feststellung, dass „zu-
mindest“ der Baukostenzuschuss Entgelt f�r die Leis-
tung des Anlagenbetreibers war.50)

cc) BFH-Urteil v. 16.11.2016, V R 35/16

Die Frage, ob ein Leistungsaustausch vorliegt, blieb
offen im BFH-Urteil V R 35/16.51) In diesem Fall er-
richtete der Kl�ger, ein Photovoltaikanlagenbetreiber,
eine Anlage auf dem Dach einer Reithalle, die im
Eigentum einer GbR stand, an der der Kl�ger und sei-
ne Schwester je zur H�lfte beteiligt waren. Die Reit-
halle war an einen Dritten vermietet, der sie zur Ertei-
lung von Reitunterricht nutzte.52) Das Dach der
Reithalle bestand aus Asbestplatten, was sich in dem
Mietvertrag mit dem Dritten widerspiegelte, worin
vereinbart war, dass das mangelhafte Hallendach
nicht zur K�rzung des Mietzinses berechtigte.53) Kl�-
ger und GbR schlossen einen Dachnutzungsvertrag,
wonach der Grundeigent�mer verpflichtet war, das
Geb�ude nebst Nebengeb�ude, insbesondere die da-
rauf befindlichen Dachfl�chen sowie die sich darin
befindlichen technischen Anlagen in einen ordnungs-
gem�ßen Zustand zu versetzen und zu erhalten. Die
Photovoltaikanlage sollte mindesten 30 Jahre genutzt
werden, im Eigentum des Kl�gers bleiben und nach
Beendigung des Dachnutzungsvertrags entfernt wer-
den. Die auf dem Dach befindlichen Befestigungsein-
richtungen der Photovoltaik-Module gingen gem�ß
des Dachnutzungsvertrags ins Eigentum des Grund-
st�ckseigent�mers �ber. Außerdem sah der Dachnut-
zungsvertrag die Zahlung eines j�hrlichen Nutzungs-
entgelts von 1 j vor.54) Der Kl�ger ließ das Dach
komplett erneuern, was erforderlich war, um die Pho-
tovoltaikanlage anbringen zu k�nnen.55) Das Finanz-
amt nahm einen tausch�hnlichen Umsatz an (Dachsa-
nierung gegen Dachnutzungsrecht), den das FG
verneinte.56)

Der BFH entschied, dass der Kl�ger der GbR unmittel-
bar einen von dieser auch tats�chlich genutzten wirt-
schaftlichen Vorteil zugewandt habe.57) Der Dachnut-
zungsvertrag sehe zwar unmittelbar kein von der GbR
f�r die Dachsanierung zu zahlendes Entgelt vor; da
aber das im Dachnutzungsvertrag vereinbarte Entgelt
von 1 j j�hrlich einen eher symbolischen Charakter
habe, komme ein tausch�hnlicher Umsatz (§ 3 Abs. 12
UStG) in Betracht. Der BFH verwies die Sache an das
FG zur�ck, dem er zu pr�fen aufgab, ob die GbR dem
Kl�ger die Nutzung des Daches (nahezu) kostenlos
�berlassen habe und ob diese �berlassung in einem
unmittelbaren Zusammenhang mit der Dachsanierung
stehe.58)

Wie sich aus dem Orientierungssatz in der juris-Doku-
mentation des BFH-Urteils ergibt, wurde der Rechts-
streit im 2. Rechtsgang beim FG �bereinstimmend in
der Hauptsache f�r erledigt erkl�rt und die Klage hatte
nach dem Ergebnis der außergerichtlichen Erledigung
Erfolg.59) Hierbei d�rfte der im BFH-Urteil gar nicht er-
w�hnte Umstand wichtig gewesen sein, dass der Kl�-
ger im ersten Rechtszug vor dem FG vorgetragen hat-
te, dass die vertraglich vereinbarte Miete nicht
insgesamt 1 j, sondern 1 j pro qm und Jahr betrage,
was 1 800 j j�hrlich ergab; die Formulierungen im ver-
wendeten Mustervertrag aus dem Internet seien miss-
verst�ndlich.60) Vermutlich konnte der Kl�ger das FG

davon �berzeugen, dass diese Miete f�r das mangel-
hafte Dach angemessen gewesen sei, so dass kein
Raum f�r die Annahme eines tausch�hnlichen Umsat-
zes best�nde.

dd) Urteil FG Sachsen-Anhalt v. 18.4.2023, 5 K 741/17

Es kann auch vorkommen, dass nur scheinbar eine
Leistung an einen Mieter erbracht wird. Das FG Sach-
sen-Anhalt hatte den Fall einer GbR zu beurteilen, de-
ren Gesellschafter die Mieter der Verkaufsfl�chen
eines Einkaufszentrums waren.61) Die GbR vermarkte-
te das Einkaufszentrum und rechnete fl�chenabh�ngi-
ge Werbekostenbeitr�ge gegen�ber ihren Gesellschaf-
tern ab.62) F�r zwei wirtschaftlich bedeutende Mieter
(Ankermieter) bezahlte die Eigent�merin des Ein-
kaufszentrums, eine niederl�ndische B.V., die Werbe-
kostenbeitr�ge, die auf die von den Ankermietern ge-
mieteten Fl�chen entfielen. Die GbR ging davon aus,
dass ihre Werbeleistungen insoweit gem. § 3a Abs. 2
Satz 1 UStG in den Niederlanden ausgef�hrt w�rden
und daher nicht umsatzsteuerbar seien.63) Das Finanz-
amt ging jedoch davon aus, dass die Werbeleistungen
nicht an die B.V., sondern an die (in Deutschland an-
s�ssigen) Ankermieter erbracht w�rden und daher
steuerpflichtig seien.64) Gegen diese steuerliche Be-
handlung klagte die GbR.65)

Das FG entschied, es k�nne dahinstehen, ob die Ank-
ermieter Gesellschafter der Kl�gerin waren. Nach den
Mietvertr�gen der Ankermieter mit der B.V. waren sie
von den Zahlungen der Werbungskostenbeitr�ge be-
freit. Im Gegenzug waren sie ihrer Rechte als Ge-
sellschafter w�hrend der Zahlung der Werbungs-
kostenbeitr�ge durch die B.V. enthoben.66) Die
wirtschaftliche Berechtigung an den Gesellschaftsan-
teilen der Kl�gerin und die sich daraus ergebende
Gesellschafterstellung sei daher in Anwendung des
Rechtsgedankens aus § 39 Abs. 2 Nr. 1 AO (wirt-
schaftliches Eigentum)67) der B.V. zuzurechnen.68) Die
Ankermieter h�tten auch kein Interesse an den Leis-
tungen der Kl�gerin, da beide eigene Werbemaßnah-
men schalteten, die sie von den Werbemaßnahmen

50) FG Niedersachsen v. 26.2.2009, 16 K 10033/07, EFG 2009,
791, Rn. 13.

51) BFH v. 16.11.2016, V R 35/16, BFH/NV 2017, 768.
52) BFH v. 16.11.2016, V R 35/16, BFH/NV 2017, 768, Rn. 1.
53) BFH v. 16.11.2016, V R 35/16, BFH/NV 2017, 768, Rn. 1 und 3.
54) BFH v. 16.11.2016, V R 35/16, BFH/NV 2017, 768, Rn. 2.
55) BFH v. 16.11.2016, V R 35/16, BFH/NV 2017, 768, Rn. 3.
56) FG M�nchen v. 28.4.2016, 14 K 2804/13, EFG 2016, 1372.
57) BFH v. 16.11.2016, V R 35/16, BFH/NV 2017, 768, Tz. II.1.c.
58) BFH v. 16.11.2016, V R 35/16, BFH/NV 2017, 768, Tz. II.2.
59) https://www.juris.de/r3/document/STRE201750086/part/L.
60) FG M�nchen v. 28.4.2016, 14 K 2804/13, EFG 2016, 1372,

Rz. 8.
61) FG Sachsen-Anhalt v. 18.4.2023, 5 K 741/17, MwStR 2023,

737.
62) FG Sachsen-Anhalt v. 18.4.2023, 5 K 741/17, MwStR 2023,

737, Rz. 3.
63) FG Sachsen-Anhalt v. 18.4.2023, 5 K 741/17, MwStR 2023,

737, Rz. 4.
64) FG Sachsen-Anhalt v. 18.4.2023, 5 K 741/17, MwStR 2023,

737, Rz. 6.
65) FG Sachsen-Anhalt v. 18.4.2023, 5 K 741/17, MwStR 2023,

737, Rz. 10.
66) FG Sachsen-Anhalt v. 18.4.2023, 5 K 741/17, MwStR 2023,

737, Rz. 34 und 35.
67) Vgl. AEAO zu § 39 Nr. 1.
68) FG Sachsen-Anhalt v. 18.4.2023, 5 K 741/17, MwStR 2023,

737, Rz. 36.
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der Kl�gerin unabh�ngig machten.69) Die B.V. habe
die Werbungskostenbeitr�ge demnach im eigenen In-
teresse geleistet.70)

ee) EuGH-Urteil v. 9.10.2001, Mirror Group, C-409/98

Wie ist jedoch ein Fall zu beurteilen, bei dem ein Mie-
ter Geld vom Vermieter erh�lt, ohne eine erkennbare
Leistung hierf�r zu erbringen? Hierzu entschied der
EuGH, dass ein Mieter, der sich nur verpflichte, Mieter
zu werden und den Mietzins zu zahlen, damit dem Ver-
mieter auch dann keine Dienstleistung erbringe, wenn
er hierf�r vom Vermieter bezahlt werde.71) Wenn hin-
gegen der Vermieter aufgrund der Annahme, dass die
Anwesenheit des Mieters als Prestigemieter in dem
Geb�ude andere Mieter anziehe, ihm als Gegenleis-
tung f�r die Verpflichtung zum Umzug in das Geb�ude
etwas zahle, k�nne die Verpflichtung eines solchen
Mieters als steuerpflichtige Werbedienstleistung be-
trachtet werden.72)

b) Verwaltungsauffassung

Pr�tzler/M�ller-Adams73) weisen darauf hin, dass die
umsatzsteuerliche Behandlung von Vermieterzu-
sch�ssen von der Finanzverwaltung auf Bund-L�n-
der-Ebene diskutiert wurde. Aus einem unver�ffent-
lichten74) Papier der Hamburger Finanzbeh�rde gehe
hervor, dass ein Baukostenzuschuss Entgelt f�r eine
Leistung des Mieters an den Vermieter darstelle,
wenn der Mieter dem Vermieter mit den Baumaßnah-
men einen wirtschaftlich nutzbaren Vorteil unmittel-
bar zuwende (was den genannten BFH-Urteilen
V R 35/16 und V R 5/18 entspricht).75) Erst wenn die
Einordnung als Entgelt f�r eine Leistung des Mieters
ausscheide, k�nne der Baukostenzuschuss als Miet-
minderung und damit als Entgeltminderung betrach-
tet werden (was mit dem hier er�rterten Urteil des FG
Saarland �bereinstimmt).76) Nach bundeseinheitlich
abgestimmter Verwaltungsauffassung best�nden kei-
ne Bedenken, den Zuschuss ratierlich auf die Monats-
mieten anzurechnen.77) Werde beispielsweise ein Zu-
schuss von netto 100 000 j gezahlt und betrage die
(steuerpflichtige) Monatsmiete 10 000 j netto, schulde
der Vermieter erst ab dem elften Mietmonat Aus-
gangsumsatzsteuer.78)
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69) FG Sachsen-Anhalt v. 18.4.2023, 5 K 741/17, MwStR 2023,
737, Rz. 37.

70) FG Sachsen-Anhalt v. 18.4.2023, 5 K 741/17, MwStR 2023,
737, Rz. 39.

71) EuGH v. 9.10.2001, Mirror Group, C-409/98, Rz. 26,
HFR 2002, 69 = UVR 2002, 322.

72) EuGH v. 9.10.2001, Mirror Group, C-409/98, Rz. 27,
HFR 2002, 69 = UVR 2002, 322.

73) Pr�tzler/M�ller-Adams, UStB 2021, 16.
74) Es ist f�r die Finanz�mter und f�r die Steuerpflichtigen glei-

chermaßen von Nachteil, wenn eine Landesfinanzbeh�rde
nur ihre Finanz�mter und nicht die �ffentlichkeit �ber den
auf Bund-L�nder-Ebene hergestellten bundeseinheitlichen
Konsens �ber eine zuvor ungekl�rte Rechtsfrage unterrichtet.
Die Finanzverwaltung verh�lt sich in einem solchen Fall so,
als sei ihr daran gelegen, dass die Steuerpflichtigen nicht er-
fahren sollen, wie sie es richtig machen k�nnten. Daher ist
auch die Kritik in Pr�tzler/M�ller-Adams, UStB 2021, 16,
Tz. IV.3.a gerechtfertigt: „Eine unver�ffentlichte Verwal-
tungsmeinung tr�gt nicht zur Rechtssicherheit bei.“

75) Pr�tzler/M�ller-Adams, UStB 2021, 16, Tz. II.1.
76) Vgl. Tz. II.1.
77) Pr�tzler/M�ller-Adams, UStB 2021, 16, Tz. II.2.
78) Pr�tzler/M�ller-Adams, UStB 2021, 16, Tz. IV.2.b Beispiel 1.
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III. Fazit

Die hier er�rterten F�lle von Vermieterzusch�ssen zei-
gen sehr deutlich die Bedeutung der wirtschaftlichen
Betrachtungsweise im Steuerrecht, wonach es bei der
Frage, ob ein Steuertatbestand erf�llt ist, stets darauf
ankommt, welchen wirtschaftlichen Gehalt der fragli-
che Vorgang hat und welche wirtschaftlichen Ziele die
Beteiligten damit verbinden. Die steuerrechtliche Be-
urteilung kann dabei auch von der zivilrechtlichen
Qualifikation des Rechtsgesch�fts abweichen,79) wie
z.B. bei der Abgrenzung zwischen Lieferung und sons-
tiger Leistung bei Leasingvertr�gen.80)

Zahlt ein Vermieter einen – wie auch immer bezeich-
neten – Betrag an den Mieter mit dem erkennbaren
Ziel, dass dieser bestimmte Baumaßnahmen auf dem
vermieteten Grundst�ck oder Grundst�cksteil vor-
nimmt, und verschaffen diese Baumaßnahmen auch
dem Vermieter einen wirtschaftlichen Vorteil, liegt re-
gelm�ßig eine Werklieferung i.S.d. § 3 Abs. 4 UStG
des Mieters an den Vermieter vor. F�r die Frage,
wann der Mieter seine Leistung an den Vermieter er-
bringt, kann man sich an den Beispielen 1, 4, 6 und 7
des BMF-Schreibens v. 23.7.1986 zu umsatzsteuerli-
chen Fragen bei der Errichtung von Geb�uden auf
fremdem Boden orientieren.81)

Wendet der Vermieter dem Mieter etwas zu und er-
bringt dieser weder eine Baumaßnahme noch eine
andere erkennbare Leistung, so steht die wirtschaftli-
che Betrachtungsweise regelm�ßig der Annahme ent-
gegen, dass der Vermieter einen echten Zuschuss ge-
leistet habe (wie das Finanzamt im Fall des hier
er�rterten Urteils des FG Saarland annahm),82) da sich
fremde Dritte im Allgemeinen nichts schenken.83)

Hier wird regelm�ßig nur die vom FG Saarland ver-
tretene L�sung in Betracht kommen, eine Mietminde-
rung anzunehmen,84) was offenbar auch der Auffas-
sung der Finanzverwaltung entspricht.85) Dabei stellt
sich allerdings die Frage, wie die Zuwendung des
Vermieters mit den Mietzahlungen saldiert werden
soll, wenn die Beteiligten hierzu nichts vereinbart ha-
ben. Mit dieser Frage hatte sich das FG Saarland lei-
der nicht auseinanderzusetzen, denn auch wenn man
annimmt, dass schon die im Streitjahr 2013 nach der
Zahlung des „Investitionskostenzuschusses“ geleiste-
ten Mietzahlungen zu saldieren gewesen w�ren, so
schuldete die Kl�gerin gleichwohl die Umsatzsteuer
auf die unverminderten Mietzahlungen gem. § 14c
Abs. 1 UStG und die Berichtigung des zu hohen Steu-
erausweises kann nicht r�ckwirkend erfolgen.86) Da-
her konnte sich der Modus der Saldierung des Zu-
schusses mit den Mietzahlungen nicht auf die H�he
der Umsatzsteuer des Streitjahres auswirken, so dass
es auch keinen Grund gab, wegen dieser f�r die Pra-
xis sehr interessanten Frage die Revision zuzulas-
sen.87)

Im Fall einer vertraglich geregelten Mietdauer l�ge es
nahe, die nach der Gew�hrung des Zuschusses geleis-
teten Mietzahlungen nicht in voller H�he mit dem Zu-
schuss – bis zu dessen vollst�ndigem Verbrauch – zu
verrechnen, wie die Finanzverwaltung offenbar ver-
fahren will,88) sondern den Zuschuss gleichm�ßig auf
die verbleibenden Mietzahlungen zu verteilen. Die
Formulierung des FG Saarland „Es ist vielmehr davon
auszugehen, dass die Kl�gerin nur bei Abschluss des

langfristigen Mietvertrages89) bereit war, den Investiti-
onskostenzuschuss zu zahlen und der Zuschuss daher
in dem Mietzins �ber die Dauer der Grundmietzeit von
zehn Jahren einkalkuliert war“90) l�sst vermuten, dass
auch das FG von einer gleichm�ßigen Verteilung des
Zuschusses – hier auf die Verl�ngerung der Mietzeit –
ausgeht.

Da die Kl�gerin die angenommene Mietminderung mit
der Gew�hrung des Zuschusses vorfinanziert hat, will
das FG Saarland die sp�teren „Mietzahlungen“ in
einen Mietzins sowie in einen (Zins- und) Tilgungsan-
teil f�r diese (umsatzsteuerfreie) Darlehensgew�hrung
aufteilen.91) Es ist jedoch nicht nachvollziehbar, warum
es bei dieser Gestaltung einen Zinsanteil geben sollte.
Da sich der vom Mieter w�hrend der restlichen Lauf-
zeit des Mietvertrags gezahlte Gesamtbetrag nicht �n-
dert, kann der Vermieter mit diesen Zahlungen nichts
erhalten, was ihm nicht ohnehin zugestanden h�tte.
F�r die Annahme eines Zinsertrags des Vermieters
gibt es daher – ohne Vereinbarung einer Verzinsung –
keinen Grund.92)

Unabh�ngig davon, ob die hier er�rterten F�lle von
Vermieterzusch�ssen als entgeltliche Leistung des
Mieters oder als Mietminderung zu behandeln sind,
f�hren sie, wenn sie umsatzsteuerrechtlich korrekt be-
handelt werden, bei zum Vorsteuerabzug berechtigten
Beteiligten zu keiner umsatzsteuerlichen Belastung.
Stellt sich jedoch nachtr�glich heraus, dass die Betei-
ligten bei der umsatzsteuerrechtlichen Beurteilung die
falsche Wahl getroffen haben, kommt es zu unver-
meidlichen finanziellen Sch�den, entweder weil Um-
satzsteuer nach § 14c UStG geschuldet wird oder eine
Rechnung �ber eine erbrachte Leistung erst nachtr�g-
lich erteilt wird.93) Um solche Konsequenzen zu ver-
meiden, m�ssen die Beteiligten �ber den von ihnen
gewollten wirtschaftlichen Erfolg Einvernehmen erzie-
len und dieses in den vertraglichen Vereinbarungen
unmissverst�ndlich formulieren. Der vom FG Saarland
entschiedene Fall, in dem die Kl�gerin einr�umen

79) Vgl. AEAO zu § 4 Nr. 3 Satz 2 und 5.
80) Vgl. Abschn. 3.5 Abs. 5, 7 und 7a UStAE.
81) BMF v. 23.7.1986, IV A 2-S 7100-76/86, BStBl I 1986, 432.
82) Vgl. Tz. I.
83) Mychajluk, Anmerkung zu FG Saarland v. 14.6.2023,

1 K 1264/19, EFG 2023, 1267, Tz. III.
84) Vgl. Tz. II.1.
85) Vgl. Tz. II.2.b.
86) Abschn. 14c.1 Abs. 5 Satz 3 UStAE.
87) Mychajluk, Anmerkung zu FG Saarland v. 14.6.2023,

1 K 1264/19, EFG 2023, 1267, Tz. III; Pr�tzler, Anmerkung zu
FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, jurisPR-SteuerR
40/2023 Anm. 4, Tz. D.

88) Vgl. Tz. II.2.b.
89) Gemeint ist die zehnj�hrige Verl�ngerung der Mietzeit durch

die NV 4.
90) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263,

Rz. 40.
91) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263,

Rz. 43.
92) �hnlich Masuch, Anmerkung zu FG Saarland v. 14.6.2023, 1

K 1264/19, MwStR 2023, 741: Wenn die Kl�gerin beabsichtig-
te, die Mieterin dauerhaft (teilweise) von der Mietzinsver-
pflichtung zu entlasten, widerspricht dies der Annahme
einer gesonderten Darlehensvergabe durch die Kl�gerin (und
damit auch der Annahme eines Zinsanteils).

93) Vgl. die Beispiele in Pr�tzler/M�ller-Adams, UStB 2021, 16,
Tz. IV.3.b, sowie den Hinweis in Masuch, Anmerkung zu FG
Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, MwStR 2023, 741: Die Her-
beif�hrung korrespondierender Steuerzahllasten ist von der
Ausstellung ordnungsgem�ßer Rechnungen abh�ngig.
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musste, dass nicht mehr aufkl�rbar sei, welche Intenti-
on der fraglichen Vereinbarung zugrunde gelegen h�t-
te,94) stellt die schlimmstm�gliche Abweichung von der
gebotenen Verfahrensweise dar und sollte insofern als
abschreckendes Beispiel dienen.

Schließlich stellt sich die Frage, ob zu der mangelhaf-
ten Beweisvorsorge der Kl�gerin eine unzureichende
Sachverhaltsaufkl�rung des FG hinzugetreten ist. Die
dem Urteil zu entnehmenden Sachverhaltsinformatio-
nen beschr�nken sich auf Details der scheinbar recht
umfangreichen NV 4, aber sie lassen es durchaus vor-
stellbar erscheinen, dass die Kl�gerin den „Investiti-
onskostenzuschuss“ haupts�chlich deshalb gezahlt
hat, damit die A-GmbH f�r weitere zehn Jahre Miete-
rin bleibt und w�hrend dieser Zeit andere Mieter an-
lockt. Schließlich hatte die A-GmbH zuvor fast das
gesamte Grundst�ck gemietet, so dass es der Kl�gerin
ein dringendes Anliegen gewesen sein d�rfte, neue
Mieter f�r die nun leerstehenden Teilfl�chen zu
finden. Das FG beschr�nkt sich hierzu auf die Fest-
stellung, dass keine Umst�nde vorgetragen worden
seien, die f�r die Eigenschaft der A-GmbH als Presti-
gemieterin spr�chen,95) und die A-GmbH aufgrund
des urspr�nglichen Mietvertrags ohnehin verpflichtet
gewesen w�re, bis Mitte 2015 Mieterin zu bleiben.96)

Wenn aber der Einzug in ein Geb�ude als Prestige-
mieter eine Werbeleistung sein kann,97) kann dies
auch auf die Verl�ngerung eines Mietvertrags als
Prestigemieter zutreffen. Hierzu w�re festzustellen
gewesen, welche T�tigkeit die A-GmbH aus�bte
und mit welchem �ußerlich erkennbaren wirtschaftli-
chen Erfolg. Ggf. h�tte sich dann die Frage gestellt,
ob die Rechnung der A-GmbH v. 26.4.2013 r�ckwir-
kend berichtigungsf�hig ist und der Kl�gerin durch
hinreichend deutliche Angabe der erbrachten Leis-
tung nachtr�glich den Vorsteuerabzug f�r das Streit-
jahr er�ffnen k�nnte.98) Von daher erscheint es nicht
ausgeschlossen, dass der BFH einer evtl. eingelegten
Nichtzulassungsbeschwerde stattgibt und die Revisi-
on gem. § 115 Abs. 2 Nr. 3 FGO wegen eines Sachauf-
kl�rungsmangels zul�sst.

94) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263,
Rz. 27.

95) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263,
Rz. 30.

96) FG Saarland v. 14.6.2023, 1 K 1264/19, EFG 2023, 1263,
Rz. 31.

97) EuGH v. 9.10.2001, Mirror Group, C-409/98, Rz. 27,
HFR 2002, 69 = UVR 2002, 322.

98) Vgl. Abschn. 15.2a Abs. 7 UStAE.
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